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Mieten 

explodieren 

Nur der soziale 
Wohnungsbau kann 
dauerhaft preiswerte 
Mieten garantieren. 

Seite s 


Erfolgreicher Volksentscheid 

Der Volksentscheid „Unser Ham¬ 
burg - Unser Netz“ vom 22. Sep¬ 
tember war ein wichtiger Erfolg für 
die direkte Demokratie und für das 
Gemeinwohl. 

Seiten 8 und 15 


Sammler und Jäger 

„Sammelwut der USA ist 
nutzlos“ meint das „Han¬ 
delsblatt“. Das stimmt kei¬ 
neswegs, sie dient der Sta¬ 
bilisierung der Macht des 
US-Imperialismus. 
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„Nach wie vor Anlass zur Sorge“ ... 

... bietet der Rassismus in Deutschland. 



D ie Bundesregierung hat erneut 
zwei Jahre Zeit bekommen, um 
„braune Flecken“ zu beseitigen. 
Dann - oder vielleicht auch später - 
wird sich die European Commission 
against Racism and Intolerance (ECRI) 
wieder melden, um zu prüfen, ob sich 
die Bundesrepublik beim Kampf gegen 
Rassismus und Intoleranz in die richti¬ 
ge Richtung bewegt hat. 

Hintergrund ist der fünfte Bericht, 
in dem die Antirassismus-Kommissi- 
on des Europarates zu dem Schluss 
kommt, dass es in Deutschland „ei¬ 
nige positive Entwicklungen gab, in 
anderen Bereichen aber nach wie vor 
Anlass zur Sorge besteht“. Die Kritik 
der Kommission richtet sich gegen 
das Verhalten des Staates. Drei Bei¬ 
spiele: Diskriminierungsopfer werden 
unzureichend unterstützt, Migranten¬ 
kinder sind zu wenig in den Vorschul¬ 
klassen und in den Gymnasien zu fin¬ 
den. Schließlich wurden rassistische 
Motive bei Tötungsdelikten von Poli¬ 
zei und Staatsanwaltschaft auffallend 
häufig (bewusst) nicht beachtet. 
Schlimmer noch: Eine antirassistische 
Gesetzesinitiative fand im Bundestag 
keine Mehrheit. Sie sah vor, dass dann 
schwerere Strafen verhängt werden, 
wenn bei einem Verbrechen Rassis¬ 
mus eine Rolle spielt. Das allgemeine 
Diskriminierungsverbot, ein Teil der 
Europäischen Menschenrechtskon¬ 
vention, wurde bisher vom Bundestag 
nicht ratifiziert. Auch die Bundeslän¬ 
der treten auf die Bremse: Antidiskri¬ 
minierungsstellen fehlen vielfach. Seit 
2008 wurde der Aktionsplan gegen 
Rassismus nicht aktualisiert. 

Der 31 Seiten dünne Bericht mit 47 
Empfehlungen des NSU-Untersu- 
chungsausschusses offenbart gewal¬ 
tige Defizite („Versäumnisse bei den 
Sicherheitsbehörden“). Betroffen ist 
allerdings der gesamte Herrschaftsap¬ 
parat mit Legislative (Gesetzgebung 
des Bundes und der Länder in den 
jeweiligen Parlamenten), Exekutive 
(Bundesregierung, Staatsanwaltschaf¬ 


ten, Polizei, Verfassungsschutz) und 
Judikative (Rechtsprechung). Bis zum 
18. Dezember 2014 soll es über 100 
Termine beim Staatsschutzsenat am 
Oberlandesgericht (OLG) München 
zur „Aufklärung“ geben. Der NSU- 
Bericht vom 22. August 2013 behaup¬ 
tet, dass „deutsche Behörden“ vor der 
Aufdeckung keine Kenntnis vom NSU 
hatten, ihn nicht „in irgendeiner Form 
unterstützt oder gebilligt“ hätten. 
Zurück zur ECRI: Die Kommission 
hat 113 Kritikpunkte an die deutschen 
Behörden gerichtet. Zu den beiden 
nachstehenden Kritikpunkten fordert 
sie eine vorrangige Umsetzung: 

★ die Ratifizierung des Protokolls Nr. 
12 zur Europäischen Menschenrechts¬ 
konvention, das ein allgemeines Dis¬ 
kriminierungsverbot enthält; 

★ die Reform des Systems zur Er¬ 
fassung und Verfolgung von „rassis¬ 


tischen, fremdenfeindlichen, homo- 
und transphoben“ Vorfällen mit dem 
Ziel, dass jeder Fall, dem ein solches 
Motiv zugrunde liegt, einer einge¬ 
henden Untersuchung unterzogen 
wird. 

Im 37. Kritikpunkt stellt die Kom¬ 
mission fest, dass Thilo Sarrazin kurz 
nach Veröffentlichung seines Buches 
„Deutschland schafft sich ab“ den Pos¬ 
ten bei der Bundesbank aufgegeben 
habe. „Aber der Antrag des SPD-Prä- 
sidiums auf Ausschluss aus der Partei 
wurde am 23. April 2011 zurückgezo¬ 
gen, nachdem er erklärt hatte, er habe 
nicht beabsichtigt, Migranten oder 
eine andere Gruppe zu diskriminie¬ 
ren.“ Eine Anzeige gegen ihn wurde 
von der Berliner Staatsanwaltschaft 
abgewiesen. 

Sarrazin hat nun jüngst ein neues Werk 
vorgelegt: „Der neue Tugend-Terror. 


Über die Meinungsfreiheit in Deutsch¬ 
land“. Auch damit ist der Rechtspopu¬ 
list auf breite Zustimmung gestoßen. 
Die „Junge Freiheit“ bestätigt, dass der 
Berliner Ex-Finanzsenator „mit seinen 
Thesen Recht hat“. Die NPD sucht seit 
Jahren geradezu penetrant die Nähe 
zu Sarrazin, weil sie politische Schnitt¬ 
mengen mit ihm sieht. 

Noch vor der jetzigen Sarrazin-Veröf¬ 
fentlichung hatte die Kanzlerin fest¬ 
gestellt: „Kinder aus Einwandererfa¬ 
milien brechen doppelt so häufig die 
Schule ab wie deutsche Kinder, aus¬ 
ländische Jugendliche haben doppelt 
so oft keine Berufsausbildung. Des¬ 
halb gibt es auch unter Migranten 
weitaus mehr Hartz-IV-Bezieher als 
unter Deutschen.“ Genau diesen Zu¬ 
stand kritisiert die ECRI-Kommissi- 
on. Ziel der Kritik ist die Bundesre¬ 
gierung. Uwe Koopmann 


Thema der Woche 


Vor der 
Entscheidung 

Am Sonntag entscheiden die Men¬ 
schen auf der Krim in einer Volksab¬ 
stimmung darüber, ob die Halbinsel 
bei der Ukraine verbleiben oder sich 
der Russischen Föderation anschlie¬ 
ßen soll. Der Grund für die Vorver¬ 
legung der Abstimmung und die Er¬ 
weiterung der Fragestellung um die 
Möglichkeit, sich für den Anschluss an 
Russland zu entscheiden, liegt in den 
dramatischen Entwicklungen der bei¬ 
den vorangegangenen Wochen. Das 
am 21. Februar zwischen Präsident Ja- 
nukowitsch und seinen Kontrahenten 
Klitschko, Jazenjuk und Tjagnibok ge¬ 
troffene und von den Außenministern 
Deutschlands, Frankreichs und Polens 
mit ihrer Unterschrift garantierte Ab¬ 
kommen zur Lösung der politischen 
Krise in der Ukraine wurde in allen 
Punkten gebrochen. Janukowitsch 
wurde gestürzt, ein Übergangspräsi¬ 
dent installiert und an Stelle der vor¬ 
gesehenen „Regierung der nationalen 
Einheit“ eine Regierung aus Vertre¬ 
tern der früheren parlamentarischen 
Opposition, Ultranationalisten und 
Neonazis gebildet. 
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Esther Bejarano 
in Dortmund 


Die Auschwitzüberlebende und Mu¬ 
sikerin Esther Bejarano tritt im Rah¬ 
men der „Woche gegen Rassismus“ in 
Dortmund mit ihrem Sohn Joram und 
den Rappern von microphone mafia 
in der Reinoldikirche auf. Veranstal¬ 
ter ist das Bündnis Dortmund gegen 
Rechts, mit Unterstützung der Stadt 
und zahlreicher Organisationen. 
Samstag, 15. März 19.00 Uhr, 
Dortmund, Reinoldikirche. 

Eintritt: 5 Euro, ermäßigt: 3 Euro 


Spenden für unser Fest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 


Entschuldigung zum Billig-Tarif 

Gauck bei den Griechen 


Bundespräsident Gauck hat sich bei 
seinem jüngsten Besuch in Griechen¬ 
land für die deutschen Kriegsverbre¬ 
chen im zweiten Weltkrieg entschul¬ 
digt. Am Mahnmal für die am 3. Okto¬ 
ber 1943 von deutschen Gebirgsjägern 
ermordeten 83 Bewohner (darunter 
34 Kinder) des Dorfes Lingiades sag¬ 
te er am 7. März: „Das, was geschehen 
ist, war brutales Unrecht. Mit Scham 
und mit Schmerz bitte ich im Namen 
Deutschlands die Familien der Ermor¬ 
deten um Verzeihung. Ich verneige 
mich vor den Opfern der ungeheuren 
Verbrechen.“ 

Dass Gauck nach ähnlichen Auftrit¬ 
ten in Lidice (Tschechien), Sant‘Anna 
di Stazzema (Toskana/Italien) und 
Oradour (Frankreich) nun auch der 
griechischen Opfern des deutschen 
Faschismus gedachte, muss nicht mit 
Kritik bedacht werden. Schon eher, 
dass es mehr als 70 Jahre brauchte, 
bis sich ein bundesdeutscher Staatsre¬ 
präsentant dazu bereit fand. Aber dass 
Gauck dieses lange Verschweigen und 


Vertuschen in der bundesdeutschen 
Staatspolitik in der gleichen Rede mit 
„nicht vorhandenen Kenntnissen“ zu 
entschuldigen versuchte, wirft dann 
doch erhebliche Schatten auf die Auf¬ 
richtigkeit seines Auftritts. 

Immerhin waren die deutschen 
Kriegsverbrechen in Griechenland 
schon 1947 Gegenstand in einem der 
Nürnberger Prozesse. Und spätestens 
seit 1995 gab es die von Hannes Heer 
organisierte Ausstellung über Kriegs¬ 
verbrechen der Wehrmacht, die von 
der herrschenden Klasse in Deutsch¬ 
land eifrigst als „kommunistische 
Propaganda“ abgetan worden war. 
Wer wissen wollte, konnte schon seit 
Jahrzehnten wissen, dass Wehrmachts¬ 
und SS-Einheiten in Griechenland von 
Anfang an und während der ganzen 
Besatzungszeit bis 1944 im ganzen 
Land immer wieder grausamste Mas¬ 
saker verübt hatten. Von Kondomari 
auf Kreta über Komeno und Kalavrita 
bis Distomo und Chotiatis. Man kann 
sich fragen, warum Herr Gauck über 


das Ausmaß der massenhaften Kriegs¬ 
verbrechen in Griechenland in seiner 
Rede in Lingiades kein weiteres Wort 
verlor. Und warum er zu seiner Bitte 
um Verzeihung und Versöhnung eben 
diese Ortschaft mit ihren 83 Opfern 
ausgewählt hatte, bei deren Vernich¬ 
tung es sich um einen „Vergeltungs¬ 
akt“ für eine Partisanenaktion der 
englandorientierten rechten Wider¬ 
standsorganisation EDES gehandelt 
hatte. Während er die Massaker an 
annähernd hundert anderen Orten in 
Griechenland mit oft mehreren hun¬ 
dert Toten keiner Erwähnung für wür¬ 
dig befand - vielleicht weil hier viel¬ 
fach die weitaus stärkere linke, stark 
von den Kommunisten getragene Wi¬ 
derstandsorganisation ELAS das Ziel 
der Rachsucht der Nazis gewesen war? 
Vollends unglaubwürdig wird Gaucks 
Bitte um Verzeihung aber mit seiner 
klaren Ablehnung, sich endlich der 
griechischen Forderung nach der 
Zahlung von Entschädigungen für 
die deutschen Verbrechen zu öffnen. 


Der sozialdemokratische griechische 
Staatspräsident Papoulias hatte auf 
der gemeinsamen Pressekonferenz 
mit Gauck in Athen am 8.3. in aller 
Offenheit darauf hingewiesen, dass 
die griechische Seite die Forderung 
nach Reparationen nie aufgegeben 
habe. Und Gaucks Antwort? Er rede¬ 
te ein bisschen herum, dass er nicht die 
deutsche Regierung sei, aber wie diese 
sei er der Meinung, dass der „Rechts¬ 
weg“ in dieser Sache „abgeschlossen“ 
sei. Mit anderen Worten: die Anerken¬ 
nung der „moralischen Schuld“ darf 
die heute in Deutschland herrschen¬ 
den Kreise nichts kosten. Entschuldi¬ 
gung zum Billigtarif! 

Das führt allerdings zu der nächsten 
Frage, was Gauck denn nun tatsäch¬ 
lich in Griechenland wollte. Stand 
hinter dem Auftritt in Lingiades nicht 
vor allem das taktische Kalkül, mit 
Worten, die nichts kosten, die „an¬ 
tideutsche Stimmung“ in Griechen¬ 
land zurückzudrängen, um die Grie¬ 
chen zur Hinnahme von noch mehr 


Opfern im Zug des von der „Troika“ 
diktierten Spar- und Verarmungskur¬ 
ses der EU aufzufordern? Ein Über¬ 
lebender des Massakers von Lingi¬ 
ades, Panagiotis Babousikas, der bei 
Gaucks Auftritt dabei war, sagte: „Ich 
habe alles verloren - was soll ich mit 
einer Entschuldigung?“ („Welt“, 7.3.). 
Er hat recht. 

Merke: Wenn ein deutscher Bundes¬ 
präsident wie Gauck, der erst kürzlich 
auf der Münchener Sicherheitskonfe¬ 
renz für ein verstärktes „Eingreifen“ 
Deutschlands in die Weltpolitik Stim¬ 
mung machte, jetzt von „deutscher 
Schuld“ im zweiten Weltkrieg redet, 
dient das weniger der „Vergangen¬ 
heitsbewältigung“ als heutigen groß¬ 
machtpolitischen Eingreif- und Herr¬ 
schaftsinteressen des deutschen und 
europäischen Kapitals - also der Vor¬ 
bereitung neuer militärischer Aben¬ 
teuer. Georg Polikeit 

Lesen Sie auch die Gastkolummne 
auf Seite 8 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Herbert Mies 


Sozialinitiative der Kirchen 

Demagogie oder kirchliches Kampfprogramm!? 



Wir wollen auch die Kohle vom Bundestag... 

... war die weitverbreitete Meinung von Kolleginnen und Kollegen aus den Arbeiterbereichen bei der ersten Warnstreikak¬ 
tion in Erlangen zum Auftakt derTarifrunde im Öffentlichen Dienst für die Beschäftigten beim Bund und den Kommunen. 

Es geht voran - mit den Milliardären! 

Die meisten europäischen Milliardäre haben ihren Wohnsitz in Deutschland 


In der mehr als vierzigjährigen Ge¬ 
schichte ergaben sich für unsere Par¬ 
tei, die DKP, mehrere Anlässe ihr 
Verhältnis von uns Kommunistinnen 
und Kommunisten zu Christen zu de¬ 
finieren und jeweils zu aktualisieren 
So geschah es in ihren Programmen, 
in Bündnissen im Rahmen der Frie¬ 
densbewegung, anlässlich der Besu¬ 
che von Papst Johannes Paul II1980 
und 1987 in der Bundesrepublik, zum 
Evangelischen Kirchentag 1987, vor 
allem geschah das aber auf dem Tref¬ 
fen mit vierzig evangelischen Chris¬ 
ten am 6. Oktober 1977 in Hochstadt 
bei Landau in der Pfalz. Die bei die¬ 
sen Gelegenheiten erfolgten Stel¬ 
lungnahmen fassten wir in einer von 
der Mehrheit der Kommunistinnen 
und Kommunisten akzeptierten Po¬ 
sition zusammen. 

Von der Konstituierung der DKP 
an suchten und fanden wir den Dia¬ 
log mit Christen. Wir schlossen und 
schließen mit ihnen im Kampf für 
Frieden, soziale und demokratische 
Rechte gegen Neonazis nicht wenige 
Bündnisse Wir waren nie Kirchen¬ 
feinde und keineswegs Gegner so 
mancher religiöser Überzeugungen. 
Wir stellten uns aber dann gegen 
die Amtskirche, wenn sie offen Par¬ 
tei nahm für die Politik des Großka¬ 
pitals, Waffen und Soldaten segnete, 
dem Antikommunismus das Wort 
redete. Dabei gingen und gehen wir 
nie so weit wie der Vorsitzende der 
Partei „Die Linke“, Gregor Gysi, der 
sich im März 2007 zu der Behaup¬ 
tung verstieg: „Eine gottlose Ge¬ 
sellschaft wäre eine wertelose Ge¬ 
sellschaft“. Eine Gesellschaft benö¬ 
tige ein religiöses Fundament. Das 
war und bleibt ein unmarxistischer 
Standpunkt. 

Da stimmten und stimmen wir hinge¬ 
gen mit der stellvertretenden Vorsit¬ 
zenden der „Linken“ Sahra Wagen¬ 
knecht überein. Sie sagte unlängst in 
einer Bundestagsdebatte: „Die Lin¬ 
ke nimmt die päpstliche Botschaft 
ernst.“ Sie meinte damit das Apos¬ 
tolische Schreiben „Evangeii Gaudi¬ 
um“ mit solchen Feststellungen wie 
„Nein zu einem Geld, das regiert 
statt zu dienen.“ Wir wissen um die 
politische und gesellschaftliche Rolle 
der beiden Großkirchen. Wir hätten 
sie lieber nicht als Gegner, sondern 
wie in einigen lateinamerikanischen 
Staaten als Partner. Wir respektieren 
nicht nur die Einstellung von katho¬ 
lischen und evangelischen Christen. 
Die ethischen und moralischen Wer¬ 
te, die im Glauben und in der Berg¬ 
predigt wurzeln, sind sicherlich auch 
für eine Gesellschaft nützlich. Das 
wird von uns nicht bestritten, son¬ 
dern gutgeheißen. 

Eine neue Gelegenheit, unsere Posi¬ 
tion zu „Wir Kommunisten und die 
Christen“ zu aktualisieren, ergibt 
sich aus der am Freitag, dem 28. Fe¬ 
bruar 2014 veröffentlichten „Sozi¬ 
alinitiative der Kirchen“. Sie trägt 
den Titel „Gemeinsame Verantwor¬ 
tung für eine gerechte Gesellschaft“. 
Diese Überschrift und viele Worte 
in den zehn Thesen hören sich gut 
an. Sie könnten dem Vokabular von 
Stellungnahmen oder Forderungen 
der Arbeiterbewegung entnommen 
sein. Diese so genannte Sozialinitia¬ 
tive ist zwar eine ernstzunehmende 
Gesellschaftskritik, da sie aber den 
Kapitalismus nicht benennt, will sie 
auch keine Kapitalismuskritik sein. 
Sie scheut die Ursachen für die sozi¬ 
alen und gesellschaftlichen Missstän¬ 
de beim Namen zu nennen. Für die 
weltweiten Verwerfungen zugunsten 
des globalen Großkapitals findet sich 
nicht einmal der Begriff Imperialis¬ 
mus. So bewegt sich die „Sozialiniti¬ 
ative“ im Rahmen der bestehenden 
kapitalistischen und imperialisti¬ 
schen Schranken. 

Mir scheint denn auch, dass die „So¬ 
zialinitiative“ vor allem bezwecken 
soll, antikapitalistische und antiim¬ 
perialistische Bewegungen zu be¬ 
schwichtigen und gesellschaftlich 


aufmüpfige Katholiken und Protes¬ 
tanten zu beruhigen. 

Dennoch: Einige der Thesen sind 
auch beachtenswert, weil sie eine An¬ 
leitung zum Handeln sein könnten. 
In diesem Wirrwarr von Gutem und 
Verwerflichem sollte sich der Stand¬ 
punkt von uns Kommunisten als ein 
kritischer aber konstruktiver Bei¬ 
trag ausmachen. In jedem Fall sollten 
Kommunistinnen oder Kommunis¬ 
ten dabei sein, wenn es die Kirchen 
wahr machen und zu einigen ihrer 
zehn Thesen Diskussionen anbieten. 
Die Teilnahme von uns Kommunis¬ 
ten daran könnte der Sache dienlich 
und auch ein Gewinn für die weitere 
Profilierung unserer Partei sein. Wir 
könnten so manches sagen zu solchen 
Thesen wie „Ordnungspolitische 
und ethische Maßstäbe für die Wirt¬ 
schaft“ (These 3) ... Chancengleich¬ 
heit“ (These 7)“ Bildung, die persön¬ 
liche Entwicklung fördern.“ (These 9) 
oder „Die Gestaltung der europäi¬ 
schen Solidargemeinschaft. 

Trotz einiger begrüßens- und- unter¬ 
stützen werter Botschaften stößt die¬ 
se Denkschrift auf allerhand Kritik 
auch aus christlichen Kreisen. Der 
frühere Bundestagspräsident Wolf¬ 
gang Thierse und die Vorsitzende 
des Arbeits- und Sozialausschusses 



im Bundestag Kerstin Griese mach¬ 
ten aus ihrer Enttäuschung über das 
Papier keinen Hehl. Christen in der 
SPD meinen, dass die Kirchen mit 
ihrer neuen Erklärung hinter der 
deutlichen Kritik der ersten gemein¬ 
samen Sozialerklärung vor 17 Jahren 
Zurückbleiben Der Vorsitzende des 
DGB, Michael Sommer, hatte zu¬ 
nächst nur ein Wort übrig. Er sagte 
„:Es ist gut, dass die beiden Kirchen 
mit der Sozialinitiative eine grund¬ 
sätzliche Debatte anstoßen ...“ Da 
hören sich die kommentierenden 
Worte des Neuen Deutschlands 
schon anders an. „Nach einer feinen 
Sache hört sich das zunächst für so 
manchen Kapitalismuskritiker an ... 
Schließlich ist nichts peinlicher als 
sich zuerst als Moralapostel darzu¬ 
stellen und sich - wenn es ums kon¬ 
krete Handeln geht - als Pharisäer 
zu entpuppen.“ 

Die Initiatoren der „Sozialinitiati¬ 
ve der Kirchen“ betonten bei deren 
Veröffentlichung für eine offene Dis¬ 
kussion, ein offenes Forum zu sein. 
Das ist lobenswert. Aber wie soll das 
gehen, wenn das KPD-Verbot ohne 
Wenn und Aber aufrecht erhalten 
bleibt, das Berufsverbot teilweise 
fortbesteht, zehntausende oppositi¬ 
onelle Wählerstimmen nicht beachtet 
werden. Wir Kommunisten werden 
nicht aufhören gegen diesen Miss¬ 
stand in einer ungerechten Gesell¬ 
schaft zu kämpfen. 


W as soll das ganze Gejammer? 

Es geht doch voran! Mindes¬ 
tens mit der Zahl der Milliar¬ 
däre in aller Welt. Sie ist im vergange¬ 
nen Jahr um 268 Personen bzw. Famili¬ 
enclans weiter angewachsen. In einem 
einzigen Jahr um 13,5 Prozent, auf ins¬ 
gesamt 1645 Personen. Das ist eine bis¬ 
her nie erreichte Rekordzahl. 

Das gesamte Vermögen dieser hyper¬ 
superreichen Spezies von Menschen 
belief sich 2013 zusammengezählt auf 
6,4 Billionen (6 400 Milliarden) Dol¬ 
lar, gegenüber 5,4 Billionen vor einem 
Jahr. Das ist eine Zahl mit dreizehn 
Stellen (6 400 000 000 000 und etwa 
die Hälfte dessen, was die Wirtschaft 
der EU insgesamt in einem Jahr an 
Werten hervorbringt. 

Diese Zahlen ergeben sich aus der neu¬ 
esten namentlichen Auflistung aller Mil¬ 
liardäre in der Welt, die das US-ameri¬ 
kanische Magazin „Forbes“ am 3. März 
2014 veröffentlicht hat (http://www. 
fo rbes. com/sites/luisakroll/2014/03/03/ 
inside-the-2014-forbes-billionaires-list- 
facts-and-figures/) . Das amerikanische 
Magazin ist auf die Erstellung derartiger 
Listen spezialisiert. Es veröffentlicht sie 
alljährlich seit 28 Jahren. Dafür gibt es in 
seinem Mitarbeiter stab extra ein „Glo- 
bal-wealth-team“ (Globaler-Reichtum- 
Team) von mehreren Dutzend Perso¬ 
nen, die laut Selbstdarstellung weltweit 
den individuellen Vermögensreichtum 
von Personen oder Familiengruppen 
eruieren. Sie stützen sich dabei auf An¬ 
gaben sowohl über Anteile an öffent¬ 
lichen und privaten Unternehmen wie 
über Grundbesitz, Jachten, Kunstgegen¬ 
ständen und bares Geldvermögen. Wie 
die Redaktion schreibt, sind die Mitar¬ 
beiter bestrebt, die jeweiligen Zahlen 
mit den Milliardären bzw. ihren Beauf¬ 
tragten abzugleichen, wobei „manche 
kooperieren, andere nicht“. 

An der Spitze der weltweiten Mil¬ 
liardärsclique steht dieses Jahr als 
reichster Mann der Welt wieder der 


Mehr als 15 Jahre ist Nina Skrijelj 
bei Real in Maintal-Dörnigheim bei 
Frankfurt als Verkäuferin beschäftigt. 
Als Betriebsratsvorsitzende kritisier¬ 
te Nina Skrijelj den Marktleiter, weil 
er Beschäftigte ungleich behandele. 
Dann sprach die Betriebsrats Vorsitzen¬ 
de über Ausländer- und Frauenfeind¬ 
lichkeit im Betrieb. Hierbei soll sie, so 
der Vorwurf von Real, ihre „Schwei¬ 
gepflicht“ zu einem innerbetrieblichen 
Vorfall verletzt und diesen durch Un¬ 
wahrheiten ergänzt haben. 


US-Amerikaner Bill Gates, Oberboss 
des Software-Konzerns Microsoft, 
der nach vier Jahren auf dem zwei¬ 
ten Platz, den in diesen vier Jahren 
an erster Stelle stehenden mexikani¬ 
schen Telekom-Tycoon Carlos Slim 
Helu nun wieder überholt hat. An 
dritter Stelle folgt der Spanier Aman- 
cio Ortega, Hauptfigur eines interna¬ 
tionalen Textil- und Bekleidungsun¬ 
ternehmens mit weltweit etwa 25 000 
Mitarbeitern und 1 763 Läden in 86 
Ländern auf vier Kontinenten (u.a. 


die Marke „Zara“). Auf den Plätzen 
vier bis sechs stehen die US-Ameri¬ 
kaner Warren Buffet (Finanzier und 
„Investor“), Larry Ellison (Software- 
Konzern „Oracle“) und Charles Koch 
(Öl- und Chemieunternehmen). 

Nach Länder sortiert, sind die meisten 
Milliardäre in der Welt nach wie vor 
in den USA zu Hause (nämlich 492 
= knapp 30 Prozent aller Milliardäre 
in der Welt). An zweiter Stelle folgen 
bereits 152 chinesische Großunterneh¬ 
mer mit mehr als einer Milliarde Ver¬ 
mögen, an dritter Stelle die russischen 
Oligarchen (111 an der Zahl). 

Die meisten Milliardäre in Europa 
haben in Deutschland ihren Wohn- 


Solidarität mit Nina Skrijelj! 

Damit scheint für Real der mögli¬ 
cherweise sehnlichst erwartete Vor¬ 
wand für eine fristlose Kündigung 
der wegen ihrer Offenheit „unbeque¬ 
men“ Nina Skrijelj gefunden worden 
zu sein. 

Der einen Tag nach der Betriebsver¬ 
sammlung ohne sie tagende Betriebs¬ 
rat enthob die Betriebsrats Vorsitzen¬ 
de ihres Amtes, der Wahlvorstand zur 
Durchführung der Betriebsratswahl 
„entfernte“ sie aus seinen Reihen und 
soll Nina Skrijelj außerdem als Kan- 


sitz, nämlich 85. Der erste von ihnen 
ist nach wie vor der Aldi-Süd-Inhaber 
Karl Albrecht auf Platz 23 der Welt¬ 
liste, gefolgt vom Lidl- und Kaufland- 
Discounter Dieter Schwarz und dem 
Ali-Nord-Boss Theo Albrecht plus 
Familie. Weiter unten auf der Liste 
stehen u.a. der Quandt-Clan (BMW), 
der Maschinenbau-Großunterneh¬ 
mer Schaeffler, der Transportunter¬ 
nehmer Kuehne, der Großgrundbe¬ 
sitzer v. Finck, die Schuh-Dynastie 
Deichmann, die Medienunternehmer 


Mohn, Friede Springer, Bauer, Bur¬ 
da, Holtzbrink, der v.-Opel- und der 
Oetkerclan sowie die Familie Thurn 
und Taxis. Allein die ersten zehn der 
aufgelisteten deutschen Milliardä¬ 
re verfügen über ein Vermögen von 
mehr als 160 Milliarden $ (siehe Auf¬ 
listung). 

In der Länderliste folgen Italien mit 
35, Frankreich mit 27, Spanien mit 26, 
die Schweiz mit 21 und Großbritannien 
mit 15 Milliardären. Aber auch aus der 
Ukraine sind neun und aus dem armen 
Griechenland immerhin drei Superrei¬ 
che auf gelist et, die mehr als eine Milli¬ 
arde Dollar ihr eigen nennen. 

G.P. 


didatin von der Liste der Wahlbewer¬ 
ber/innen für die Betriebsratswahl am 
12. März 2014 (nach Redaktionsschluss 
dieser UZ) gestrichen haben, ver.di will 
mit einem Eilverfahren die Betriebs¬ 
ratswahl stoppen. 

Solidarische Protesterklärung an: ver. 
di Bezirk Frankfurt am Main und Regi¬ 
on - Bezirk Hanau, Fachbereich Han¬ 
del, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
60 329 Frankfurt 

Fax 069/25 69 21 39 - E-Mail: katja.de- 
usser@verdi.de 


Real Maintal kündigt Betriebsratsvorsitzende 


Die reichsten Deutschen 


Karl Albrecht 

25 Mrd. 

Dieter Schwarz 

21,1 Mrd. 

Theo Albrecht/Sohn&Familie 

19,3 Mrd. 

Michael Otto&Familie 

18,4 Mrd. 

Susanne Klatten (Quandt-Tochter) 

17,4 Mrd. 

Stefan Quandt 

14,9 Mrd. 

Georg Schaeffler 

14,3 Mrd. 

Johanna Quandt 

12,8 Mrd. 

Klaus-Michael Kuehne 

10,4 Mrd. 

Hasso Plattner 

8,8 Mrd. 
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Die Wurzel des Übels 

Mietpreisexplosion und Mangel an preiswerten Wohnungen 


S olange Wohnungen zum Zwecke 
des Profits gebaut werden, wird es 
keine sozialen und für die Mehr¬ 
heit der Bevölkerung erträglichen Mie¬ 
ten geben. Die Rendite, die von Woh¬ 
nungseigentümern, von Investoren und 
Banken beansprucht wird, verhindert 
das. Bereits eine Rendite (Verzinsung) 
von fünf Prozent auf das in eine Neu¬ 
bauwohnung investierte Kapital (bei 
Baukosten von 1500 Euro und Grund¬ 
stückskosten von 700 Euro pro qm 
Wohnfläche) führt zu einer Mietbelas¬ 
tung von 9,20 Euro pro qm monatlich. 
Tatsächlich sind die Nettokaltmieten 
(die Miete ohne Betriebskosten) beim 
Erstbezug in fast allen Großstädten der 
Bundesrepublik noch wesentlich höher. 
Die geltenden Mieterhöhungsgesetze 
garantieren diesen Renditeanspruch, 
für Neubauwohnungen ebenso wie für 
alle Wohnungen älterer Baujahrgänge. 
Die Rendite ist also der preistreiben¬ 
de Faktor bei den Mieten. Ohne die¬ 
sen Profitanteil könnten alle Mieten 
auf etwa die Hälfte oder ein Drittel der 
heutigen Mietpreise gesenkt werden. 
Dreh- und Angelpunkt einer sozialen 
Wohnungspolitik ist deshalb eine dras¬ 
tische Begrenzung der Mieten und als 
erster Schritt ein gesetzlicher Miet¬ 
preisstopp 

Damit allein ist es aber nicht getan, 
vor allem deshalb, weil sich bei sin¬ 
kenden Profiten das private Kapital 
aus dem Wohnungsbau zurückziehen 
wird. Wenn also die Mieter nicht auf 
Gedeih und Verderb den Profitinter- 
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essen privater Investoren ausgeliefert 
sein sollen, dann müssen wir für eine 
Alternative zum kapitalistischen Woh¬ 
nungsbau kämpfen, für einen Sozia¬ 
len Wohnungsbau, der diesen Namen 
wirklich verdient. 

Die Forderung nach Aufstockung der 
Mittel für die „Soziale“ Wohnraum- 
förderung macht dabei keinerlei Sinn, 
denn dieses Modell hat seine Untaug¬ 
lichkeit hinreichend bewiesen. Die bis 
heute praktizierten Förderungsmetho¬ 
den haben weder zu dauerhaft preis¬ 
werten Sozialmieten geführt, noch 
dazu, dass die mit hohen staatlichen 
Subventionen entstandenen Sozial¬ 
wohnungen als Mietpreis-gebundener 
Bestand erhalten geblieben sind. Von 
den ehemals mehr als sechs Millio¬ 
nen Sozialwohnungen sind nach dem 
Wegfall der Mietpreisbindungen und 
dem massenhaften Verkauf kommu¬ 
naler Wohnungsbestände nur noch 
rund 1,6 Millionen übrig geblieben. 
Gleichzeitig ist die Baurate der - auf 
begrenzte Zeit - geförderten Sozial- 
Mietwohnungen in der BRD auf nur 
noch 12000 Wohneinheiten im Jahr 
2011 zusammengeschrumpft. 

Die Alternative dazu ist ein Sozialer 
Wohnungsbau, der dauerhaft preis¬ 
werte Mieten garantiert. Den kann es 
aber nur unter völliger Ausschaltung 
von Kapital- und Bankprofiten geben. 
Das heißt: Sozialer Wohnungsbau 
muss vollständig aus staatlichen Mit¬ 
teln finanziert und ausschließlich mit 
gemeinnützigen Trägern verwirklicht 
werden. 

Eine der entscheidenden Wurzeln des 
Übels ist der private Besitz und die pri¬ 
vate Verfügungsgewalt an Grund und 
Boden. 

Dabei ist die Versorgung mit bezahl¬ 
baren Wohnungen nur eines von vie¬ 
len Problemen, die eine grundlegende 
Änderung des Bodenrechts erforder¬ 
lich machen. 

Der entscheidende Punkt ist, dass un¬ 
ter Beibehaltung des kapitalistischen 
Bodeneigentums und seiner Verwer¬ 
tungslogik eine an den Bedürfnissen 
der Allgemeinheit, an ökologischen 
Erfordernissen und Zukunftsperspek¬ 
tiven ausgerichtete Stadtplanung und 
Stadtentwicklung verhindert wird. 
Häufig werden in der politischen Aus¬ 
einandersetzung die hohen Grund¬ 
stückspreise für die Mietpreisexplosi¬ 


on verantwortlich gemacht. Tatsächlich 
verhält es sich genau umgekehrt. Der 
Bodenwert ergibt sich erst aus seiner 
Nutzung, aus den Möglichkeiten sei¬ 
ner Verwertung und aus seiner Mono¬ 
polstellung in den Ballungsgebieten, 
wo Baugrundstücke besonders knapp 
sind. Die Rendite, die auf einem be¬ 
stimmten Teil der Erdoberfläche er¬ 


zielt werden kann, entscheidet schließ¬ 
lich über den Wert des Grundstücks. Je 
höher die Rendite ist, desto höher ist 
auch der Bodenpreis. 

Der Kaufpreis, der für ein Grundstück 
bezahlt werden muss, ist deshalb nicht 
der Preis für den Boden, sondern der 
Kauf der Rendite, die auf dem betref¬ 
fenden Grundstück erzielt werden 
kann, oder wie Karl Marx feststellte: 
Der „Kaufpreis oder Wert des Bodens 
... ist in der Tat der Kaufpreis nicht des 
Bodens, sondern der Grundrente, die 
er ab wirft.“ 


Die Mieten steigen erwiesenerma¬ 
ßen unabhängig vom Bodenpreis. 
Altbaumieten sind heute beinahe ge¬ 
nauso hoch, wie die Mieten im Neu¬ 
bau, obwohl die Grundstückspreise 
vor 50 oder 100 Jahren um ein Vielfa¬ 
ches niedriger waren als heute. Rich¬ 
tig ist jedoch: Auf Grundstücken, die 
zu Spekulationspreisen verkauft wer¬ 


den, kann kein Sozialer Wohnungsbau 
mit preiswerten Mieten entstehen. 
Und ohne gravierende Eingriffe in die 
Rechte der Bodeneigentümer ist des¬ 
halb auch keine soziale Wohnungspo¬ 
litik möglich. 

Grund und Boden muss deshalb der - 
ausschließlich an hoher Rendite ori¬ 
entierten - privaten Verfügungsge¬ 
walt entzogen und in demokratisch 
kontrolliertes gesellschaftliches Eigen¬ 
tum überführt werden, um so auch der 
Grundstücks-Spekulation ein Ende zu 
bereiten. Claus Schreer 



Die Arbeiterbewegung und die Wohnungsfrage 

(Teil i: Von den Anfängen bis 1945) 


Das Thema Wohnungsnot beschäftigt 
die Arbeiterbewegung sobald sie die ge¬ 
schichtliche Bühne betrat. Schon in sei¬ 
ner Arbeit „Zur Lage der arbeitenden 
Klasse in England“ beschrieb Friedrich 
Engels 1845 die unsägliche Situation. 
Nachdem die Grundsätze der kommu¬ 
nistischen Weltanschauung von Marx 
und ihm herausgearbeitet waren, wur¬ 
de es nötig, auch die Frage der proleta¬ 
rischen Wohnverhältnisse näher zu unter 
suchen. So erschien 1873 im von Wilhelm 
Liebknecht geleiteten „Volksstaat“ als 
Artikelserie das noch heute grundlegen¬ 
de Werk „Zur Wohnungsfrage“. 

Die revolutionäre Arbeiterbewegung 
sah die Wohnungsfrage immer als Teil 
des Kampfes um eine bessere, sozialis¬ 
tische Gesellschaftsordnung. Sie pran¬ 
gerte die Missstände an, vergaß aber 
nie den Hinweis von Engels: „Um die¬ 
ser Wohnungsnot ein Ende zu machen, 
gibt es nur ein Mittel. Die Ausbeutung 
und Unterdrückung der arbeitenden 
Klasse durch die herrschende Klasse 
überhaupt zu beseitigen.“ 

In der November-Revolution 1918 
spielte auch die Frage der Wohnver¬ 
hältnisse eine nicht unwichtige Rolle. 
Sie fand Eingang in das Gründungsdo¬ 
kument der KPD, formuliert von Rosa 
Luxemburg: „Sofortige Umgestaltung 
des Ernährungs-, Wohnungs- und Er¬ 
ziehungswesens im Sinne und Geiste 
der proletarischen Revolution“. 

Im Zuge der relativen Stabilisierung 
des Kapitalismus nach der Inflation 


1923 prallten die Gegensätze auch in 
der Wohnungsfrage weiter aufeinan¬ 
der. Jeder kleinste Schritt in Richtung 
einer Verbesserung der Wohnverhält¬ 
nisse der arbeitenden Menschen wur¬ 
de vom Kapital und seinen politischen 
Sachwaltern vehement bekämpft. In 
der Arbeiterbewegung kristallisierten 
sich zwei Richtungen heraus. Die sozi¬ 
aldemokratische favorisierte das Ge¬ 
nossenschaftswesen und Wohnungs¬ 
bauvereine, einschließlich so genannter 
Bauhütten. Die Kommunisten gingen 
diesen Weg nicht mit, weil letztendlich 
die Genossen, also die Arbeiter mit 
ihren Spargroschen, die Kosten trugen 
und auch allen Risiken ausgesetzt wa¬ 
ren. Die KPD verfolgte die Forderung 
der Kommunalisierung des Wohnungs¬ 
baus, dabei besonders des Baus von 
Kleinwohnungen für jede Familie. Die 
Forderung nach Kommunalisierung 
des Wohnungsbestandes, die von sozi¬ 
aldemokratischen und gewerkschaft¬ 
lichen Kreisen immer wieder ins Spiel 
gebracht wurde, hat die KPD nicht mit 
getragen. Sie sah dies als utopisch an, 
solange sich nichts grundsätzlich an 
den Eigentumsverhältnissen ändere. 
Trotzdem unternahmen Kommunen 
größere Anstrengungen. So wurden 
in Leipzig bis 1926 im Zusammen¬ 
wirken von Kommunisten und Sozi¬ 
aldemokraten 4 000 neue Wohnun¬ 
gen gebaut. In manchen Städten ent¬ 
standen moderne, schöne Wohnungen 
wie in Frankfurt am Main und Mag¬ 


deburg oder als Auswirkung der Bau¬ 
hausbewegung in Dessau und anders¬ 
wo. Grundsätzlich änderte sich an der 
miserablen Situation insgesamt aber 
nichts. Der Wohnungsneubau erreicht 
in der Weimarer Republik gerade ein¬ 
mal das Vorkriegsniveau von 1913 
oder lag nur knapp darüber. So stellte 
die KPD 1927 fest, dass mindestens 3 
Millionen Wohnungen fehlten: „3 000 
Millionen Mark wären hierfür erfor¬ 
derlich. Die republikanischen Regie¬ 
rungen aber, mit oder ohne Sozialis¬ 
ten, brauchen das Geld zur Aufrüstung. 
Kein pflichtbewusster Mensch sollte in 
seinem Bett ruhig schlafen können, so¬ 
lange er sich sagen muss, dass der fünf¬ 
te Teil der deutschen Familien in Woh¬ 
nungen haust, die die Brutstätten von 
Schwindsucht und Seuchen, von Las¬ 
tern und Blutschande sind.“ 

Mit der Weltwirtschaftskrise ver¬ 
schwanden auch die wenigen positi¬ 
ven Ansätze. Genossenschaften, Bau¬ 
vereine und Bauhütten, die ihre Exis¬ 
tenz weniger dem Wollen und Fleiß 
ihrer Mitglieder als den verbilligten 
staatlichen Krediten verdankten, ka¬ 
men ins Strudeln. Mit der Einschrän¬ 
kung dieser Kredite seit 1930 und de¬ 
ren Beseitigung durch die 4. Notver¬ 
ordnung der Regierung Brüning 1932 
kam der Wohnungsbau zum Erliegen. 
Nur die KPD wandte sich gegen die¬ 
se Notverordnungspolitik, die alle 
Lebensverhältnisse der Arbeitenden 
verschärfte. 


Nach der Machtübertragung an die 
Nazis wurden bis Kriegsbeginn die 
staatlichen Mittel für den Wohnungs¬ 
bau kaum erhöht und danach ging der 
Wohnungsbau um über 80 Prozent 
bis 1944 zurück. Der verbrecherische 
Krieg mit seinen Zerstörungen trieb 
die Wohnungsnot in bisher unvorstell¬ 
bare Dimensionen. Viele Städte waren 
bis zu 80 Prozent zerstört. 

Nach dem Ende der Nazi-Herrschaft 
war die Wohnungsnot eines der drän¬ 
gendsten Probleme. So forderte schon 
das Aktionsprogramm der noch ille¬ 
galen KPD vom Oktober 1944 für die 
Nachkriegszeit: „Planmäßiger kom¬ 
munaler und privater Wohnungsbau 
mit staatlicher Unterstützung. Ge¬ 
währung von billigen staatlichen Kre¬ 
diten an Ausgebombte für Heimstät¬ 
tenbau und Wohnungseinrichtungen.“ 
Und in ihrem Aufruf vom 11. Juni 1945 
fordern die Kommunisten „wirkungs¬ 
volle Maßnahmen zum Wiederaufbau 
der zerstörten Schulen, Wohn- und Ar¬ 
beitsstätten“. 

Und sie gingen ans Werk um das in die 
Tat umzusetzen. Vielfach standen auch 
in den Westzonen Kommunisten den 
Wohnungsämtern vor. Die bürgerli¬ 
chen Kräfte und erst recht die Nazi- 
Unterstützer schoben die Verantwor¬ 
tung in diesem Bereich nur zu gerne 
von sich. Als die gröbste Not beseitigt 
war, entließ man die Kommunisten aus 
ihren Funktionen. 

Klaus Seibert 


Vereinbarkeit von 
Privatleben und Arbeit 

Anlässlich des Internationalen Frauen¬ 
tages bilanzierte Meinhard Geiken, Be¬ 
zirksleiter der IG Metall Küste, aus einer 
von der IGM in den fünf norddeutschen 
Bundesländern durchgeführten Befra¬ 
gung von mehr als 5 000 Frauen und 
forderte Politik und Wirtschaft zu grö¬ 
ßeren Anstrengungen für die Vereinbar¬ 
keit von Privatleben und Arbeit auf. „Die 
Beschäftigten erwarten, dass sich Familie 
und Pflege mit der Arbeit besser unter 
einen Hut bringen lassen. Darauf müs¬ 
sen wir in den nächsten Jahren gesell- 
schafts- und tarifpolitische Antworten 
finden“. Für Frauen sei nicht nur ein aus¬ 
kömmliches und verlässliches Einkom¬ 
men, sondern auch planbare Arbeitszei¬ 
ten existenziell. 

Dezentrale Stromerzeugung 
soll Mietern zugute kommen 

Um Energiekosten für Mieter zu senken, 
sollen bei der Novelle des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) auch Projekte 
unterstützt werden, bei denen Strom de¬ 
zentral erzeugt und von den Mietern di¬ 
rekt verbraucht werden kann. „35 Prozent 
der Mieterhaushalte haben ein monatli¬ 
ches Haushaltsnettoeinkommen von we¬ 
niger als 1 300 Euro. Wenn es gelingt, die 
Stromerzeugung im Mietwohnungsbe¬ 
reich, das heißt auf Gebäude- und Quar¬ 
tiersebene, zu erleichtern und dadurch 
günstiger Strom anzubieten, kann man 
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die 
Belastung der Mieter mit Energiekosten 
zu vermindern. Es kann nicht so bleiben, 
dass einkommensschwächere Haushalte 
im Ergebnis die höchsten Strompreise 
zahlen und sie für die Befreiung selbstnut¬ 
zender Eigentümer von der EEG-Umla- 
ge mitzahlen ,„ erklärte Lukas Siebenkot¬ 
ten, Bundesdirektor des DMB. 

Beschäftigte und Rentner 
tragen Kostensteigerungen 

Der Sozialverband Deutschland (SoVD) 
und die Volkssolidarität appellieren an 
die Bundesregierung, auf die Erhebung 
von Zusatzbeiträgen zu verzichten. In ei¬ 
nem Schreiben an Bundesminister Grö- 
he warnen SoVD-Präsident Adolf Bauer 
und der Präsident der Volkssolidarität, 
Frank-Michael Pietzsch, vor den beab¬ 
sichtigten Neuregelungen zur Finanzie¬ 
rung der Gesetzlichen Krankenversi¬ 
cherung. Insbesondere der bei 7,3 Pro¬ 
zent festgeschriebene Arbeitgeberanteil 
und die Erhebung eines Zusatzbeitrags 
würden zu dauerhaften Belastungen für 
die Versicherten führen. In dem Schrei¬ 
ben heißt es: „Während die Arbeitgeber 
weiterhin ihrer Mitverantwortung für 
die Kostenentwicklung im Gesundheits¬ 
bereich nicht gerecht werden, haben die 
Beschäftigten sowie die Rentnerinnen 
und Rentner über Jahre hinaus sämtli¬ 
che Kostensteigerungen im Gesundheits¬ 
bereich alleine zu tragen.“ 

Ressourcen ungleich verteilt 

AWO Vorstandsmitglied Brigitte Do¬ 
cker erklärte anlässlich des Internatio¬ 
nalen Frauentages 2014: „Gleichwohl das 
wichtigste Ziel des ersten Internationa¬ 
len Frauentags mit der Einführung des 
Wahlrechts für Frauen erreicht ist, blei¬ 
ben auch heute die Forderungen nach ei¬ 
nem selbstbestimmten und ökonomisch 
abgesicherten Leben ohne Gewalt be¬ 
stehen“. Trotz weitreichender rechtlicher 
Gleichstellung sind zentrale Ressourcen 
wie Zeit, Macht und Geld in Deutschland 
zwischen den Geschlechtern ungleich 
verteilt“, so Docker. Frauen leisteten den 
Löwenanteil unbezahlter Fürsorgearbeit 
im Bereich Erziehung und Pflege. Zudem 
könnten sie vielfach durch schlecht ent¬ 
lohnte Teilzeitarbeit und Minijobs kei¬ 
nen ausreichenden Lebensunterhalt er¬ 
wirtschaften, was sich dann auch negativ 
auf die Altersrente auswirke. 

Ausnahmen bundesweit 
regeln 

Die kirchlich-gewerkschaftliche Allianz 
für den freien Sonntag fordert, dass die 
Ausnahmen für Sonntagsarbeit bundes¬ 
einheitlich geregelt werden. Die Teil¬ 
nehmer der unlängst durchgeführten 5. 
Zeitkonferenz beklagten, dass im letzten 
Jahrzehnt die Arbeit an Sonn- und Feier¬ 
tagen dramatisch zugenommen hat. Laut 
Mikrozensus sei seit den 1990er Jahren 
die Zahl der Arbeitnehmerinnen, die 
Sonntags arbeiten müssen, um mehr als 
drei Millionen gestiegen. 
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Hannover hat ein 
Naziproblem! 

Am Abend des 27. Februar wurden Mit¬ 
glieder der DKP nach einer Veranstal¬ 
tung im DKP-Büro in Linden-Süd von 
drei vermummten Tätern überfallen, 
teilweise verletzt und massiv beleidigt. 
Die Angreifer ordnen wir der faschisti¬ 
schen Szene Hannovers zu. Der Angriff 
setzt eine Reihe von Übergriffen und 
Anschlägen der Nazis auf politische, 
insbesondere antifaschistische und an¬ 
tirassistische Organisationen und Ak¬ 
tivisten in den letzten Monaten fort. 
Im Februar wurde der Bundestagsab¬ 
geordnete der Grünen, Sven-Christian 
Kindler, von einem Nazi auf offener 
Straße angegangen. Im Januar wurden 
bei einem Anschlag die Scheiben des 
DKP-Büros eingeschlagen, nachdem 
Ende letzten Jahres die Büros der Grü¬ 
nen, der FDP und der Umweltschutz¬ 
organisation Janun attackiert worden 
waren. Ebenfalls im Dezember 2013 
wurde ein hungerstreikender Asylbe¬ 
werber in der Innenstadt von Mitglie¬ 
dern der verbotenen Naziorganisation 
„Besseres Hannover“ - nach Informa¬ 
tionen der HAZ u. a. von Patrick K. - 
angegriffen. 

Der 20-jährige Patrick K. gilt als Tatver- 
dächtiger im Rahmen einer Anschlags¬ 
serie in Pattensen auf Parteibüros, ei¬ 
nen Dönerimbiss, eine Gedenktafel für 
die von Nazis zerstörte Synagoge so¬ 
wie einen „Stolperstein“ für den letzten 
Rabbiner von Pattensen. 

Wir fordern die Polizei auf, die Täter 
des Übergriffs vom letzten Donnerstag 
aus der Hannoverschen Naziszene zu 
ermitteln und festzunehmen. Wir rufen 
alle Antifaschistlinnen, alle Demokra¬ 
ten auf, den Kampf gegen die Faschis¬ 
ten in Hannover zu verstärken. Alle 
Parteien, Gewerkschaften, Verbände 
und Vereine, die sich für ein demokra¬ 
tisches und weltoffenes Hannover ein- 
setzen, müssen jetzt ein klares Zeichen 
setzen. 

Die Angriffsserie der letzten Mona¬ 
te ist kein Zufall. Sie steht in engem 
Zusammenhang mit der Reorganisa¬ 
tion der Hannoverschen Naziszene. 
Die DKP begrüßte das 2012 erfolg¬ 
te Verbot von „Besseres Hannover“ 
und fordert eine konsequente Um¬ 
setzung des Verbots. Allerdings wird 
nun auch deutlich, wo die Grenzen 
eines einzelnen Verbots liegen, wenn 
den Nazis nicht auf allen Ebenen 
Einhalt geboten wird. Die Nazis nut¬ 
zen das Thor-Steinar-Geschäft in der 
Podbielskistraße als Anlaufpunkt und 
Ersatz für ihre verbotene Organisati¬ 
on. Dass das Geschäft trotz massiver, 
monatelanger Proteste von Vereinen, 
Anwohnern, Schülerinnenn und Schü¬ 
lern, Eltern, Gewerkschaften, antifa¬ 
schistischen Organisationen und Par¬ 
teien weiterhin besteht, ist skandalös. 
Wir fordern, den Thor-Steinar-Laden 
sofort zu schließen! Wenn es juristi¬ 
sche Hürden gibt, einen Naziladen zu 
schließen, dann müssen diese beseitigt 
werden. Die Parteien SPD, CDU, Grü¬ 
ne haben es in der Hand: Sie könnten 
Nazieinrichtungen dieser Art schlie¬ 
ßen, wenn auf Bundes- und Landes¬ 
ebene der politische Wille da wäre. 
Die Nazis werden ermuntert, wenn 
Politiker etablierter Parteien wie Thilo 
Sarrazin (SPD), der „Hannoveraner“ 
oder der AfD gegen Flüchtlinge het¬ 
zen, sie in „nützliche“ und „nutzlose“ 
einteilen und abschieben. Sie werden 
ermuntert, wenn Konzertveranstalter 
wie das Capitol kein Problem damit 
haben, nationalistische und völkische 
Bands wie „Frei.Wild“ vor tausenden 
Besuchern spielen zu lassen. Den Nazis 
wird geholfen, wenn „Rechtsextremis¬ 
mus“ und „Linksextremismus“ gleich¬ 
gesetzt, und Antifaschisten damit diffa¬ 
miert werden. Wir fordern, Nazis nicht 
länger zu ihrem Straßenterror gegen 
Migrantinnen und Migranten, Linke 
und andere Demokraten zu ermuntern, 
sondern sie politisch zu isolieren. 

Wir rufen unsere Kollegen und Mit¬ 
bürger dazu auf, sich den Nazis entge¬ 
genzustellen - am Arbeitsplatz, in der 
Schule, an der Uni, in der Nachbar¬ 
schaft, im Stadtteil, in ganz Hannover. 
Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen! 

Erklärung DKP Hannover (red. gekürzt) 


Ermordung von Ernst Thälmann im August 1944 

Neues vom Förderverein in Hamburg 



Einweihung des Ernst-Thälmann-Platzes am 16. April 1985 


V or fast 10 Jahren wurde der 
Förderverein der Gedenkstät¬ 
te Ernst Thälmann ins Leben 
gerufen. Am ersten Wochenende im 
März fand die ordentliche Mitglieder¬ 
versammlung in Hamburg statt und es 
wurde u.a. ein Vorstand für die nächs¬ 
ten zwei Jahre gewählt. Der erste Vor¬ 
sitzende ist wieder Uwe Scheer und der 
zweite Vorsitzende wurde wieder Wolf¬ 
gang Runge. 

Der Zweck des Vereins ist unverändert 
geblieben, so wie es in der Satzung vom 
18. 8. 2005 steht: „Zweck des Vereins 
ist die Beschaffung von Mitteln für 
den Verein Kuratorium Gedenkstät¬ 
te ,Ernst Thälmann 4 e.V. zur Verwen¬ 
dung für die Pflege und Erhaltung von 
Kulturwerten und die Förderung der 
Volksbildung. Mit den Mitteln soll ins¬ 
besondere das Archiv sowie die Biblio¬ 
thek fort entwickelt sowie die Gedenk¬ 
stätte, Tarpenbekstr. 66, 20251 Ham¬ 
burg - Ecke Ernst-Thälmann-Platz 
erhalten und erweitert werden.“ 
Soweit in Kurzform aus dem Paragra¬ 
fen 2 der Satzung zitiert. Ist Einwer¬ 
bung von finanziellen Mitteln noch 
unbedingt nötigt? Ich kann nur sagen: 
Bitter nötig, denn öffentliche Mit¬ 
tel aus dem Haushalt der Freien und 
Hansestadt gibt es seit Gründung des 
Vereins und seit der Öffnung der Ge¬ 
denkstätte am 18. 8. 1969 nicht. Da¬ 
mals waren es der frühere Hamburger 
KPD-Vorsitzende Hein Fink und der 
erste Vorsitzende der DKP Kurt Bach¬ 
mann, die vor mehreren Tausenden 
Hamburgern sprachen. Der langjäh¬ 
rige 2003 verstorbene Leiter der Ge¬ 
denkstätte Jan Wienecke hat sehr dazu 
beigetragen, dass größere Spenden ein¬ 
geworben werden konnten. Doch wie 
jeder weiß, hat sich seit 1989 das Welt¬ 
bild sehr geändert. Viele, vor allem äl¬ 
tere Genossinnen und Genossen, viele 
Freundinnen und Freunde des ermor¬ 
deten Hamburger Bürgerschafts- und 
Reichtagssabgeordneten Ernst Thäl¬ 
mann haben „Teddy“, wie der KPD- 
Vorsitzende liebevoll genannt wurde, 
noch persönlich in Erinnerung gehabt 
und haben bis zu ihrem Lebensende 


regelmäßig auf das Konto der Gedenk¬ 
stätte gespendet. Doch die laufenden 
Ausgaben für Strom, Heizung, Telefon 
usw. und andere größere Ausgaben, die 
von der Wohnungseigentümer-Ver¬ 
sammlung beschlossen worden sind, 
mussten mitfinanziert werden. Um vor 
allem die monatlichen Ausgaben zu si¬ 
chern ist der Förderverein gegründet 
worden. Kultursenatorinnen und Kul¬ 
tursenatoren unterschiedlicher Cou¬ 
leur hat die Hansestadt gesehen. Ein¬ 
zelne kamen auch in die Gedenkstätte. 
Doch wie gesagt gibt es bis heute kei¬ 
ne öffentlichen Mittel. Deshalb wurde 
nach längerer Diskussion im Kurato¬ 
rium die Gründung des Fördervereins 
beschlossen. Bis heute sind etliche Be¬ 
träge, die auf den Mitgliederversamm¬ 
lungen des Vereins bekanntgegeben 
worden sind, an die GET geflossen - 


und die Gedenkstätte am Ernst-Thäl¬ 
mann-Platz besteht bis heute! Dieses 
Jahr nähert sich der 70. Jahrestag der 
Ermordung Thälmanns am 18. August. 
Eine gemeinsame zentrale Veranstal¬ 
tung mit anderen Vereinen, Organisa¬ 
tionen und Parteien, die sich dem Erbe 
Thälmanns wie der Freundeskreis der 
Gedenkstätte Ernst Thälmann in Zie¬ 
genhals verpflichtet fühlen, wird es am 
23. 8. in Berlin im Karl-Liebknecht- 
Haus geben. Dazu kommt ein gemein¬ 
samer Aufruf heraus. Weitere örtliche 
Veranstaltungen wird es in Erinnerung 
an Ernst Thälmann an verschiedenen 
Orten der Bundesrepublik geben. So 
auch in Hamburg, der Geburtsstadt 
Thälmanns und seiner langjährigen 
Wirkungsstätte. 

Unser Anliegen ist, vor allem auf die 
Möglichkeit der Mitgliedschaft im För¬ 


derverein hinzuweisen. Mit fünf Euro 
Mindestbeitrag im Monat kann man 
Mitglied werden. Die Adresse ist die 
eingangs genannte Adresse der Ge¬ 
denkstätte in Hamburg-Eppendorf. 
Dort ist auch der Sitz des Vereins. Vie¬ 
le Einzelspenden konnten wir nicht be¬ 
stätigen und uns dafür bedanken, weil 
Angaben zur Adresse auf den Über¬ 
weisungsträgern fehlten. Wir stellen 
Bestätigungen für die Steuer aus, die 
wir als gemeinnütziger Verein ausstel¬ 
len können. Den Spenderinnen und 
Spendern senden wir gern jeweils am 
Jahresanfang eine Quittung zu. Wer 
sich angesprochen fühlt und letztes 
Jahr gespendet hat und eine Spenden¬ 
bescheinigung wünscht und auch wei¬ 
ter spenden möchte, setze sich bitte mit 
uns in Verbindung und teile seine Post¬ 
adresse mit. U. Scheer 


Verhandeln ist besser als schießen 

Positionspapier des Bundesausschusses Friedensratschlag zur Ukraine 


Auf dem Treffen des Bundesausschus¬ 
ses Friedensratschlag am Wochenende 
8./9. März wurde eine Stellungnahme 
beschlossen, die sich mit den politi¬ 
schen, völkerrechtlichen und militäri¬ 
schen Aspekten des Ukraine-Konflikts 
befasst. 

Die Friedensbewegung in Deutsch¬ 
land ist besorgt über die jüngste Ent¬ 
wicklung in und um die Ukraine und 
fordert alle Konfliktparteien auf, ihre 
Streitigkeiten auf dem Weg von Ver¬ 
handlungen zu lösen. Da der Konflikt 
eine Geschichte hat, die nicht erst mit 
dem Eingreifen Russlands 
auf der Krim begann, son¬ 
dern auf die jahrelangen 
Versuche des Westens zu¬ 
rückgeht, die Ukraine aus 
dem Einflussbereich Russ¬ 
lands herauszulösen und 
den Marktbedingungen der 
Europäischen Union unterzuordnen, 
hat er eine internationale Dimensi¬ 
on angenommen. In Europa existiert 
seit 1990 ein kollektives gegenseitiges 
Sicherheitssystem, die aus der KSZE 
hervorgegangene OSZE (Organisati¬ 
on für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa), die zur Mediation solcher 
Konflikte bestens geeignet erscheint. 
Mit großer Sorge wird die innenpoli¬ 
tische Entwicklung in der Ukraine ge¬ 
sehen, die es - mit massiver Unterstüt¬ 
zung aus dem Westen - rechtsextremen 
und faschistischen Gruppierungen wie 
„Svoboda“ oder dem „Rechten Sektor“ 
ermöglicht hat, zu Wortführern auf dem 
Maidan zu werden und Schlüsselposi¬ 
tionen in der „Übergangsregierung“ zu 
besetzen. Erinnern wir uns: Als in Ös¬ 
terreich 2000 die rechtspopulistische 


Haider-Partei FPÖ sich an der Regie¬ 
rung beteiligte, erließen 14 EU-Staaten 
Sanktionen gegen Wien. Heute wüten 
faschistische Banden in Kiew und an¬ 
deren Teilen der Ukraine, ohne dass 
aus der EU auch nur ein Sterbenswört¬ 
chen der Distanzierung zu hören ist. Im 
Gegenteil: Der rechten Übergangsre¬ 
gierung wird finanzielle Unterstützung 
in Milliardenhöhe versprochen. Bei so 
viel politisch-moralischer Verkommen¬ 
heit muss man zum Schluss kommen, 
dass sich die EU-Außenpolitik längst 
nicht mehr von ihren eigenen hehren 


Prinzipien der Demokratie, Menschen¬ 
rechte und Rechtstaatlichkeit, sondern 
von purer Macht- und Interessenpolitik 
leiten lässt. 

Vor diesem Hintergrund war die russi¬ 
sche Reaktion auf die ukrainische Ent¬ 
wicklung für uns keine Überraschung. 
Gleichwohl war der Beschluss des rus¬ 
sischen Parlaments, zum Schutz „unse¬ 
rer Landsleute und der Angehörigen 
der Einheiten der russischen Streit¬ 
kräfte“ notfalls „bewaffnete Truppen“ 
auf dem Territorium der Ukraine ein¬ 
zusetzen, „bis die soziale und politische 
Situation in diesem Lande sich norma¬ 
lisiert hat“, eindeutig eine unzulässige 
und völkerrechtswidrige Überdehnung 
des Stationierungsabkommens. Ins¬ 
besondere wären alle Maßnahmen - 
auch wenn sie im Einvernehmen mit 


der Mehrheit der Bevölkerung auf der 
Krim getroffen würden - rechtswidrig, 
die auf eine einseitige Lostrennung der 
Krim oder anderer Regionen aus dem 
ukrainischen Staatsverband hinaus¬ 
liefen. Nach der Charta der Vereinten 
Nationen ist eine Sezession unzulässig, 
es sei denn, sie beruht auf einer einver¬ 
nehmlichen Regelung der betroffenen 
Parteien - in diesem Fall also der Ge¬ 
samt-Ukraine. Die Trennung Tschechi¬ 
ens und der Slowakei oder die Unab¬ 
hängigkeit Südsudans waren Beispiele 
erlaubter „Sezessionen“. Die einseiti¬ 
ge Unabhängigkeitser¬ 
klärung der serbischen 
Provinz Kosovo dagegen 
war völkerrechtswidrig, 
weil sie gegen den Wil¬ 
len Serbiens erfolgte. Für 
problematisch halten wir 
auch das Argument Mos¬ 
kaus, Truppen zum „Schutz“ der Bevöl¬ 
kerung stationieren zu können. Es gibt 
kein Recht auf eine „humanitäre In¬ 
tervention“ und die Friedensbewegung 
hat oft genug gegen so oder ähnlich be¬ 
gründete Militäraktionen Position be¬ 
zogen (z.B. NATO-Krieg gegen Jugo¬ 
slawien, Afghanistan-Krieg, Irakkrieg, 
Luftkrieg gegen Libyen, Frankreichs 
Krieg in Mali). 

Wir weisen aber ausdrücklich darauf 
hin, dass die russischen Maßnahmen 
nur vor dem Hintergrund der massi¬ 
ven Einmischung des Westens in die 
inneren Angelegenheiten der Ukraine 
und der Gewalteskalation in Kiew zu 
verstehen sind. In der Stellungnahme 
des Friedensratschlags heißt es hierzu: 
„Wenn deutsche, US-amerikanische 
oder polnische Politiker die Antire- 


gime-Demonstrationen auf dem Mai¬ 
dan unterstützten, wenn der CIA in 
Kiew Oppositionspolitiker anheuerte, 
wenn NATO und EU von Beginn an 
auf einen Regimewechsel hingearbeitet 
haben, wenn Milliarden Dollar inves¬ 
tiert wurden, um die Ukraine aus ihrer 
historischen Beziehung zu Russland 
heraus zu reißen, wenn schließlich die 
illegalen Maßnahmen des ukrainischen 
Parlaments (von der Absetzung des ge¬ 
wählten Präsidenten bis zur Annullie¬ 
rung des Sprachengesetzes) kommen¬ 
tarlos hingenommen und zu den fa¬ 
schistischen Umtrieben geschwiegen 
wird: Dann hat der Westen jede Glaub¬ 
würdigkeit verloren, die Maßnahmen 
Russlands unter Bezugnahme auf das 
Völkerrecht zu kritisieren.“ 

In dem Positionspapier des Frie¬ 
densratschlags werden des weiteren 
Vorschläge präsentiert, in welchem 
Rahmen und mit welchen Zielen in¬ 
ternationale Verhandlungen auf der 
Grundlage der OSZE-Prinzipien statt¬ 
finden sollten, um den Konflikt zu ent¬ 
schärfen. Dazu gehört auch, sich der 
antirussischen Kampagne, die an die 
finsterste Zeit des Kalten Kriegs er¬ 
innert, zu widersetzen. Die Friedens¬ 
bewegung sieht eine wichtige Aufgabe 
darin, über die wahren Hintergründe 
des ukrainisch-russischen Konflikts 
und die Einmischung des Westens In¬ 
formationen bereit zu stellen und in 
der Öffentlichkeit aufzuklären. Siehe 
hierzu auch das umfassende Ukraine- 
Dossier der AG Friedensforschung im 
Internet: http://ag-friedensforschung. 
de/regionen/Ukrainel/Welcome.html. 

Peter Strutynski 
Für den Bundesausschuss Friedensratschlag 


Heute wüten faschistische Banden in Kiew 
und anderen Teilen der Ukraine, ohne dass 
aus der EU auch nur ein Sterbenswörtchen der 
Distanzierung zu hören ist. 
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Weg mit der Sperrklausel 

Die deutschen „Volksparteien“ fürchten sich vor Konkurrenten 


D a hat das Bundesverfassungsge¬ 
richt den „Volksparteien“ aber 
ein dickes Ei ins Nest gelegt. Es 
hat die Sperrklausel zu den Europa¬ 
wahlen kassiert. Im Mai, wenn das neue 
EU-Parlament gewählt wird, könnte 
eine bunte Mischung von Parlamenta¬ 
riern aus Deutschland nach Straßburg 
geschickt werden. Die bisherige Al¬ 
leinvertretung der Bundestagspartei¬ 
en könnte beendet sein. 

Die Unionsparteien und die SPD sind 
stocksauer, aber auch die Grünen mo- 
sern. Denn diese Parteien glaubten, mit 
der Herabsetzung der Fünf-Prozent- 
Hürde auf drei Prozent, aus der zu¬ 
nehmenden Kritik am deutschen Wahl¬ 
recht gekommen zu sein. Doch die Kla¬ 
ge verschiedener kleiner Parteien hatte 
Erfolg, auch die Drei-Prozent-Hürde 
sei bei den EU-Wahlen un¬ 
gerecht, fanden die Karls¬ 
ruher Richter mehrheitlich. 

Millionen Stimmen fielen 
sonst unter den Tisch. 

Großer Jubel herrschte vor 
allem bei der „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD). Denn die scheinen zum 
Hauptnutznießer des veränderten 
Wahlrechts zu werden. In aktuellen 
Meinungsumfragen liegt die AfD zwi¬ 
schen fünf und 7,5 Prozent. Aber auch 
die FDP wittert mit ihren drei Prozent 
europäische Morgenluft. Und nicht nur 


sie: Auch die Piraten schöpfen neue 
Hoffnungen für Parlamentssitze. Sogar 
der Einzug von NPD-Vertretern ist zu 
befürchten. Wer vor allem mit Wahl¬ 
gesetzen statt mit überzeugender Poli¬ 
tik die politischen Gegner bekämpfen 
will, bekommt jetzt seine Quittungen. 
Eines der wichtigsten Argumente fällt 
weg, das Argument von der „verlore¬ 
nen Stimme“. 

Schon warnen die Alleinvertreter- 
Volksparteien vor der Zersplitterung 
des Europaparlaments, bangen vor al¬ 
lem aber wohl um einige ihrer sicher 
geglaubten Mandate. Bis zu acht Sitze 
könnten ihnen dadurch abhanden kom¬ 
men. Dabei ist die Aufregung über den 
Wegfall der Sperrklausel in Deutsch¬ 
land eigentlich unverständlich. Denn 
in den 27 Ländern, die Parlamentari¬ 


er nach Straßburg schicken, gibt es 12 
Länder ohne Sperrklausel: In acht Län¬ 
dern gilt es fünf Prozent zu überwin¬ 
den, in vier Ländern 4 Prozent und in 
einem Land 3 Prozent. 

Dennoch regen sich etliche Politiker 
auf. Der SPD-Spitzenkandidat zur EU- 
Wahl, Martin Schulz, wirft im „Spiegel“ 


dem Gericht arrogant vor: „Ich glaube, 
das Bundesverfassungsgericht hat nicht 
verstanden, wie die Demokratie auf eu¬ 
ropäischer Ebene funktioniert.“ Und 
der deutsche EU-Kommissar, Günther 
Oettinger (CDU), weiß schon jetzt, was 
aus diesem „rückwärtsgewandten“ 
Richterspruch, der dem „Europapar¬ 
lament der achtziger Jahre“ entspreche, 
werden wird, nämlich, „dass Karlsruhe 
in zehn Jahren seine Rechtssprechung 
korrigieren muss.“ 

Der frühere Bundesverfassungsge¬ 
richts-Präsident, Hans-Jürgen Papier, 
hält das Kippen der Hürde sowie die 
Begründung für falsch. In der „Welt 
am Sonntag“ gab er eine interessante 
Wertung ab: „Wie man die Fünfpro¬ 
zenthürde bei Bundestagswahlen für 
zulässig erachten kann, die Dreipro¬ 
zentklausel bei Europawah¬ 
len aber nicht, leuchtet mir 
nicht ein.“ 

Das findet auch der innen¬ 
politische Sprecher der Grü¬ 
nen, Volker Beck: „Es gebe 
keinen Grund an der Fünfprozent¬ 
hürde zu rütteln“, meinte er. Auch der 
FDP-Vorsitzende Christian Lindner 
will an der Fünfprozentklausel fest- 
halten. Sie schütze das Parlament vor 
Zersplitterung und sichere seine Funk¬ 
tionsfähigkeit, sagte er der „Welt“. Und 
ausgerechnet er, dessen Partei erst vor 


wenigen Monaten aus dem Bundestag 
flog, mahnt: „Parteien sollten eine ge¬ 
wisse Festigkeit in Programm und Or¬ 
ganisation haben.“ 

Im Unterschied zu seinem grünen 
Fraktionskollegen fordert jedoch 
Hans-Christian Ströbele die Abschaf¬ 
fung der Sperrklausel. „Ich halte die 
Fünfprozenthürde für undemokratisch, 
weil sie dazu führt, dass Millionen von 
Wählern im Bundestag nicht vertreten 
sind“. Dies habe die letzte Bundestags¬ 
wahl gezeigt, bei der sieben Millionen 
abgegebene Stimmen faktisch wertlos 
wurden. Das könne nicht demokra¬ 
tisch sein. Ähnlich argumentiert auch 
der Vorsitzende der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Bernd Riexinger. Für eine gene¬ 
relle Abschaffung von Sperrklauseln 
bei allen Wahlen im Bund, in den Län¬ 
dern und in den Kommunen sowie für 
ein demokratisches Wahlrecht ohne 
Schikanen insgesamt engagiert sich 
seit vielen Jahren die DKP. Daran soll¬ 
te jetzt gearbeitet werden. Dafür aktiv 
zu werden, ist auch deshalb notwendig, 
da nach dem Urteilsspruch die GroKo 
an einer Änderung des Grundgesetzes 
bastelt, um die Fünfprozenthürde mit 
ihrer gegenwärtigen großen Mehrheit 
im Bundestag in der Verfassung fest¬ 
zuschreiben. Dann könnte auch kein 
Karlsruher Richterspruch mehr die 
Hürde herabsetzen. Rolf Priemer 


Die GroKo bastelt an einer Änderung des 
Grundgesetzes, um die Fünfprozenthürde in 
der Verfassung festzuschreiben. 


„Unser Hamburg - Unser Netz“ 

Volksentscheid - zur Nachahmung empfohlen 


Der Volksentscheid „Unser Ham¬ 
burg - Unser Netz“ vom 22. Septem¬ 
ber war ein wichtiger Erfolg für die 
Direkte Demokratie und für das Ge¬ 
meinwohl. Aber die Entschei¬ 
dung für den Rückkauf 
der Hamburger 
Energienet 
ze bindet 
vorerst 
nur Bür¬ 
gerschaft 
und Se¬ 
nat. Die 
Besitzer 
Vattenfall 
und Eon kön¬ 
nen noch nicht 
zum Verkauf ge¬ 
zwungen werden. Ver¬ 
kaufen müssen sie erst, 
wenn sich eine stadteige¬ 
ne Netzgesellschaft oder 
ein weiterer Anbieter bei 
der Konzessionsvergabe durchsetzt. 
Die städtische Behörde für Soziales 
und Umwelt (BSU) bestimmt aber die 
Kriterien der Vergabe und den Käufer. 
Von Beginn an hatte Olaf Scholz das 
Nein zum Rückkauf der Hamburger 
Energienetze zu seiner Sache gemacht. 
Und fast wäre es dem Hamburger Bür¬ 
germeister und Landesvorsitzenden 
der SPD auch gelungen, die Stimmung 
beim Volksentscheid zu drehen und 
die Befürworter der Rekommunali- 
sierung in die Schranken zu weisen. 
An tat- und finanzkräftiger Unterstüt¬ 
zung der großen Energieversorger Vat¬ 
tenfall und Eon hatte es nicht gefehlt. 
Bedauerlicherweise auch nicht an der 
Mithilfe der zuständigen Betriebsräte 
und der örtlichen Gewerkschaftsfüh¬ 
rungen von IGBCE und ver.di. Aber 
am Ende hatte gut die Hälfte der Wäh¬ 
ler für den Rückkauf der Energienetze 
votiert. Scholz stand mit leeren Hän¬ 
den da. Mehr noch: Der mit absoluter 
Mehrheit regierende Bürgermeister 
muss nun eine Politik umsetzen, die er 
bis zuletzt bekämpft hat. 

Die Senats-Argumente gegen den 
Rückkauf waren dürftig und recht de¬ 
magogisch: „Zu den vielen Schulden, 
die die Stadt hat, nochmal 2 Milliarden 
obendrauf, um im Wesentlichen Roh¬ 
re und Kabel zu kaufen? Das halte ich 
nicht für klug!“ meinte Scholz und auf 
Großplakaten und ganzseitigen Zei¬ 


tungsanzeigen erklärten Models in 
Blaumann und Schutzhelm den Ham¬ 
burgern: „Nicht mit meinem Geld!“ 
Aber gera¬ 
de das 


Tschüss 
Vattenfall! 


hatte der 

Senat schon besorgt. Mit 500 Milli¬ 
onen Euro hatte die Stadt sich bei Vat¬ 
tenfall und Eon eingekauft, 
ohne dafür irgendeinen nen¬ 
nenswerten Einfluss zu er¬ 
halten. Einzig erkennbarer 
Zweck war, einen Rückkauf 
der Netze nun als überflüs¬ 
sig erscheinen zu lassen. 

Die Tatsachen begutachtete das Wup¬ 
pertaler Institut für Klima, Umwelt 
und Energie anders: „Jeder, der das 
unternehmerische Risiko eines Netz¬ 
betreibers als sehr hoch einschätzt, 
hat wenig oder gar keine Kenntnis 
von den Gesetzmäßigkeiten und Rah¬ 
menbedingen der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft.“ Es gehöre z.B. zu 
den Besonderheiten des Geschäfts, 
dass der Netzbetrieb höhere Gewinne 
ab wirft als die Stromerzeugung. Und 
mit der Fernwärme habe Vattenfall 
ein Monopol. Anders als bei Strom 
und Wasser, wo es Renditeobergren¬ 
zen von 7 und 9 Prozent gibt, setze die 
Bundesnetzagentur den Fernwärme¬ 
versorgern auch keine Preisobergren¬ 
zen. Die Fernwärme in Privathand ist 
ein Goldesel. Der Ertragswert dieses 
Vattenfall-Unternehmens ist so hoch, 
dass 2/3 der geschätzten Kaufsumme 
von zirka 2 Milliarden allein auf die 
Fernwärme entfallen. 

Mittlerweile ist klar, dass sich der 
Rückkauf der Netze aus den laufen¬ 
den Einnahmen finanziert und ohne 
Belastungen für den Hamburger Haus¬ 
halt auskommt. Das erklärt auch, dass 


sich heute Interessenten für die Kon¬ 
zessionsvergabe melden, die kaum 
nennenswertes Eigenkapital haben 
dürften, aber offenbar einigermaßen 
rechnen können. Scholz und seine Se¬ 
natoren hatten gelogen. Scholz und die 
SPD müssen sich nach dem Netze- 
Volksentscheid Gedanken machen. 
Wir Kommunisten auch. 

Bürgermeister, Partei und 
Bürgerschaftsfraktion der 
SPD haben an den eigenen 
Unterstützern vorbei Poli¬ 
tik gemacht, aber die SPD- 
Wähler haben der Partei¬ 
spitze zu einem erheblichen 
Teil die Gefolgschaft verweigert. 

In keinem anderen Wählerspek¬ 
trum - so eine Befragung des Ham¬ 
burger Abendblatt - war die Zustim¬ 
mung zum Netze-Rückkauf so hoch 
wie gerade bei der SPD. Nicht einmal 
bei den Grünen-Wählern, obwohl die 


Der Hamburger Volksentscheid zeigt, dass 
antimonopolistische Mehrheiten auch heute 
schon politikbestimmend sein können. 


Grünen sich gern als parlamentari¬ 
scher Arm der Volksinitiative in Szene 
gesetzt hatten. Offensichtlich hat sich, 
ob unter dem Eindruck der Agenda- 
Politik und/oder durch die Erfahrung 
mit der Preistreiberei der Energie¬ 
monopole, bei sozialdemo¬ 
kratischen Wählern ein 
Einstellungswan¬ 
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del zum 
gesellschaftli¬ 
chen Eigentum 9 vollzogen. 
Ähnliches erleben wir in der Woh¬ 
nungsfrage, wo Mieterbewegungen auf 
staatliche Intervention, wenn nicht auf 
Vergesellschaftung des Wohnungs¬ 
marktes setzen und dabei auf Bevöl¬ 
kerungsmehrheiten rechnen können. 


Populär ist inzwischen auch die Forde¬ 
rung nach Verstaatlichung der Banken. 
Was ist das anderes als das, was wir un¬ 
ter antimonopolistischen Mehrheiten 
verstehen, die auch heute schon poli¬ 
tikbestimmend sein können, wie der 
Hamburger Volksentscheid zeigt. 

Am Hamburger Netze-Volksentscheid 
haben sich - ähnlich dem ebenfalls er¬ 
folgreichen Berliner Wassertisch - 35 
Organisationen und Initiativen betei¬ 
ligt. Das politische Spektrum reicht 
von Teilen der evangelischen Kirche 
über den BUND und Mehr Demokra¬ 
tie e.V. bis zur Partei „Die Linke“. Ein 
ähnlich breites Bündnis hat es zuletzt 
nur in der klassenübergreifenden Frie¬ 
densbewegung gegeben. Hier aber ging 
es direkt um die Eigentumsfrage und 
um direkte Demokratie, um Zurück¬ 
weisung von Auswüchsen des Neoli¬ 
beralismus und um Sozialpolitik. Aus 
marxistischer Sicht also ums Einge¬ 
machte. 

Leider ist es uns in Ham¬ 
burg nicht gelungen, als 
Partei organisiert im Bünd¬ 
nis mitzuwirken. Dafür gibt 
es Gründe, die nicht allein 
in der dünnen Personaldecke liegen 
und die aufzuarbeiten wären. Eine 
kommunistische Partei, die sich 
nicht einbringt, wo sich so vie¬ 
le Menschen gegen die Zumu¬ 
tungen und Auswüchse des Ka¬ 
pitalismus zur Wehr setzen, muss 
sich sonst die Frage nach ihrer 
Politikfähigkeit gefallen lassen. 
Im Übrigen: Hamburg ist keine 
Ausnahme. Da die Energie- 
k netze in den meisten deut¬ 
le sehen Kommunen sich in 
Händen der Energiemono¬ 
pole oder anderer Kapitalgrup¬ 
pen befinden, werden auch dort 
bald die Signale auf Rekom- 
munalisierung stehen. 
Die erste Frage wäre 
nach dem Auslau¬ 
fen der bestehen¬ 
den Netzlizenzen 
zu stellen, die gewöhnlich 
über 20 Jahre laufen. Dann 
immerhin könnten unsere 
Genossinnen den Anstoss ge¬ 
ben für ein kommunales Bünd¬ 
nis! Nach- und Sachfragen beantwor¬ 
ten wir gern. 

Katharina Kniesche-Schubert, Rudi Christian 



Chemnitz nazifrei 

Am Mittwoch, 5. 3. wurde in Chem¬ 
nitz der Zerstörung der Stadt im Jahr 
1945 mit einem Friedenstag gedacht. 
Gleichzeitig setzten zahlreiche Chem¬ 
nitzer ein deutliches Zeichen gegen 
Rechtsextreme, die diesen Tag der 
Erinnerung für ihre Zwecke umdeu¬ 
ten wollten. Rund 700 Menschen blo¬ 
ckierten die Marschroute einer De¬ 
monstration, die die NPD und andere 
rechtsextreme Gruppen angemeldet 
haben. Das Motto war klar: Wo wir 
sind, können keine Nazis sein. Die 
Polizei war mit einem Großaufgebot 
vor Ort, räumte die Blockade aber 
nicht. Stattdessen muss der rechtsex¬ 
treme „Trauermarsch“ zunächst um-, 
und dann zu seinem Ausgangspunkt, 
zurück geleitet werden. Nach Ansicht 
des Bündnisses „Chemnitz Nazifrei“ 
hat sich die Blockade gelohnt - der 
Aufzug der Rechten wurde erheblich 
verkürzt. 

Zuvor hatten sich insgesamt vier De¬ 
monstrationszüge von Gewerkschaf¬ 
ten, Studenten und Bürgern dem Na¬ 
ziaufmarsch entgegengestellt. Offizi¬ 
elle Quellen sprechen von etwa 1 500 
Gegendemonstranten. In Sicht- und 
Hörweite der Nazis durfte protestiert 
werden. Rund 1 300 Polizeibeamte 
aus Sachsen und Thüringen, sowie der 
Bundespolizei waren im Einsatz. 
Trotzdem kam es zu Übergriffen von 
Rechtsradikalen auf Gegendemons¬ 
tranten. So sei eine Anzeige wegen 
gefährlicher Körperverletzung einge¬ 
gangen. Das Bündnis „Chemnitz Na¬ 
zifrei“ berichtet von mehreren leicht 
Verletzten. Bei der zentralen Kund¬ 
gebung des „Chemnitzer Friedens¬ 
tages“ vor dem Rathaus versammel¬ 
ten sich in den frühen Abendstun¬ 
den rund 1200 Chemnitzerinnen und 
Chemnitzer - darunter auch Spieler 
des Fußballdrittligisten Chemnitzer 
FC und die Basketballherren des BV 
Chemnitz 99. Auf der Kundgebung 
sprachen unter anderem die Chem¬ 
nitzer Oberbürgermeisterin Barbara 
Ludwig und Sachsens Innenminister 
Markus Ulbig. 


Fukushima-Demonstration 
in Jülich 

Am Samstag, 8. März, haben in Jü¬ 
lich rund 600 bis 800 Menschen mit 
einem Fahrradkorso, Kundgebungen 
und einem Protestmarsch anlässlich 
des dritten Jahrestages der Reaktor¬ 
katastrophe von Fukushima demons¬ 
triert. Anti-Atomkraft-Initiativen, der 
Bundesverband Bürgerinitiativen Um¬ 
weltschutz (BBU) und Umweltverbän¬ 
de aus ganz NRW setzten ein Zeichen 
der Solidarität mit den Menschen in 
der Region Fukushima. 

Gleichzeitig wurde für die sofortige 
Stilllegung aller Atomanlagen in NRW 
und anderswo demonstriert. Der BBU 
bewertet die Demonstration als ein 
deutliches Zeichen an die rot-grüne 
Landesregierung in Düsseldorf, dass 
endlich ein richtiger Atomausstieg in 
NRW vollzogen werden muss. Landes¬ 
weit sind in NRW nach wie vor Atom¬ 
anlagen in Betrieb. 

Die Demonstration wurde in Jülich 
durchgeführt, weil es im Atom-For¬ 
schungszentrum Jülich gefährliche, 
unbewältigte atomare Altlasten gibt 
und direkt nebenan an der Zukunft 
der Atomenergie gearbeitet wird. So 
befinden sich in Jülich z.B. 152 Castor¬ 
behälter mit 300 000 hochradioaktiven 
Brennelementkugeln. Die Anti-Atom¬ 
kraft-Initiativen lehnen den geplanten 
Abtransport der 152 Castoren als un¬ 
verantwortlich ab. Gefordert wird, dass 
die Bundes- und Landesregierung so¬ 
wie das Atom-Forschungszentrum Jü¬ 
lich selber ein konkretes Zwischenlage¬ 
rungskonzept vor Ort vorlegen. 
Weitere Themen der Demonstration in 
Jülich waren u. a. die Atomkraftwerke 
in Belgien und in den Niederlanden, 
die Firma ETC, die in Jülich Zentri¬ 
fugen zur Urananreicherung her stellt 
und die Urananreicherungsanlage in 
Gronau. In Gronau wird am Karfrei¬ 
tag (18. April) ein Ostermarsch statt¬ 
finden, der auch die Verknüpfung der 
Atomtechnik mit der Atomwaffentech¬ 
nik aufgreifen wird. 

Mehr dazu unter 
www.ostermarsch-gronau.de. 
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Waffenexport sichert 
Arbeitsplätze 

Mit 94 gegen 93 Stimmen hat das Schwei¬ 
zer Parlament dafür gestimmt, Waffen 
künftig auch in Länder zu liefern, in de¬ 
nen systematische Menschenrechtsver¬ 
letzungen stattfinden. Die Exporte sollen 
nur dann nicht ausgeführt werden, wenn 
der Verdacht besteht, dass die Waffen zu 
Menschenrechtsverletzungen verwendet 
werden. Als Grund für die Lockerung 
der Bestimmungen wird der Engpass 
in der Schweizer Rüstungsindustrie ge¬ 
nannt, außerdem seien viele Arbeitsplät¬ 
ze in der Rüstungsindustrie gefährdet. 

ln Skandinavien sind die 
meisten Frauen erwerbstätig 

Skandinavierinnen gehen EU-weit am 
häufigsten arbeiten. Laut Eurostat führ¬ 
ten die skandinavischen Länder Schwe¬ 
den (76,8 %), Finnland (72,5 %) und 
Dänemark (72,2 %) die Spitze der Frau¬ 
enerwerbstätigkeit in der EU an. Der 
EU-Durchschnitt in der Frauen-Er- 
werbsquote lag bei 62,3 Prozent. Auch 
in den Niederlanden (71,9%), Deutsch¬ 
land (71,5%) und Luxemburg (64,8 %) 
gingen Frauen im Alter von 20 bis 64 
Jahren deutlich häufiger arbeiten als der 
EU-Durchschnitt. Am unteren Ende 
der EU-Skala stehen Griechenland und 
Malta: Hier hat mit 45,2 und 46,8 Prozent 
nicht einmal jede zweite Frau einen Job. 

Buntes Wahlbündnis 

In Griechenland wurde Bündnis „De¬ 
mokratische Front - Olivenbaum“ ge¬ 
gründet, das zu den EU-Wahlen antre- 
ten will. Dazu gehört auch die sozialde¬ 
mokratische PAS OK, die in den letzten 
Jahren dramatisch abgestürzt ist und laut 
Umfragen auf weniger als fünf Prozent 
kommt. 

Ermittlungen wegen 
Rüstungsdeal 

Die Münchner Staatsanwaltschaft hat in 
der Schmiergeldaffäre um Haubitzenlie¬ 
ferungen an Griechenland nun Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen deutsche Rüs¬ 
tungsmanager eingeleitet. Die früheren 
und teils noch aktiven Mitarbeitern des 
Rüstungskonzerns Krauss-Maffei Weg¬ 
mann (KMW) sollen griechische Partner 
bestochen haben. Im Rahmen des 2001 
vereinbarten und knapp 200 Millionen 
Euro teuren Geschäfts waren 24 Pan¬ 
zerhaubitzen nach Griechenland gelie¬ 
fert worden. Nun werden nicht etwa die 
zu vermutenden Bestechungen unter¬ 
sucht - sondern es wird wegen Steuer¬ 
hinterziehung ermittelt. Die Mitarbeiter 
sollen von den Bestechungsgeldern et¬ 
was zurückbekommen, also sogenannte 
Kick-Back-Zahlungen erhalten haben. 
Auf diese seien jedoch keine Steuern 
gezahlt worden. 

Polizisten demonstrierten 

Rund 20.000 Polizisten und Angehörige 
anderer Sicherheitsbehörden haben in 
Portugal gegen Gehaltskürzungen und 
Personalabbau demonstriert. Die Re¬ 
gierung schloss jedoch eine „Sonderbe¬ 
handlung für bestimmte Gruppen“ aus. 
Am späten Donnerstagabend hatten 
Polizisten, Grenzbeamte und Gefäng¬ 
niswärter vor dem Parlamentsgebäude 
protestiert und unter anderem Absper¬ 
rungen niedergerissen. 

„Säuberung“ bei Sozialisten 

Die in Bulgarien regierenden Sozialisten 
haben Ex-Parteichef Georgi Parwanow 
sowie weitere Dissidenten aus der Par¬ 
tei ausgeschlossen. Die Parteiführung 
erklärte, die Betroffenen hätten sich 
praktisch selbst ausgeschlossen, indem 
sie „die Parteieinheit verletzten“ und 
für andere Wahllisten tätig seien. Damit 
gemeint ist die Dissidenten-Bewegung 
ABW um Parwanow. Diese setzt sich für 
eine authentische sozialistische Politik 
ein und übt scharfe Kritik an Parteichef 
Sergej Stanischew, der auch die Partei 
der Europäischen Sozialisten und Sozi¬ 
aldemokraten (PES) anführt. 

Parwanow, der von 2002 bis 2012 auch 
Staatspräsident gewesen war, hatte im 
Januar eine eigene Liste für die EU- 
Wahl am 25. Mai angekündigt. Seitdem 
schrumpfte die Unterstützung für die So¬ 
zialistische Partei (BSP). Von der aktu¬ 
ellen Säuberung in der Partei sind noch 
Ex-Innenminister Petkow, sieben weitere 
Dissidenten sowie ein prominenter Uni¬ 
versitätsprofessor betroffen. 



mmmm 

ln mehreren Städten der Ostukraine gehen die Menschen gegen das Kiewer Putschistenregime auf die Straße. Verwal- 
tungs- und Regierungsgebäude werden von großen Polizeieinheiten vor der Besetzung bewahrt. 

Die Krim vor der Entscheidung 

Drohungen der Kiewer Putschisten und ihrer Anstifter 


D as Parlament der Krim hat sich 
für die Wiedervereinigung der 
Halbinsel mit Russland ausge¬ 
sprochen. Zugleich wurde an Russland 
appelliert, das Verfahren für eine Auf¬ 
nahme in die Russische Föderation zu 
beginnen. Die letztliche Entscheidung 
trifft die Bevölkerung der Krim bereits 
am Sonntag in einer Volksabstimmung. 
Zur Abstimmung stehen zwei Fragen: 
„Sprechen Sie sich dafür aus, dass die 
Krim Teil der Russischen Föderation 
wird?“ oder alternativ: „Sprechen Sie 
sich für die Wiederherstellung der Ver¬ 
fassung der Krim von 1992 aus?“ Bei ei¬ 
ner Entscheidung für die zweite Frage 
würde die Krim im Bestand der Repu¬ 
blik Ukraine verbleiben, allerdings mit 
einem weitergehenden Autonomiesta¬ 
tus. 

Der Grund für die erneute Vorverle¬ 
gung der Abstimmung und die Erweite¬ 
rung der Fragestellung um die Möglich¬ 
keit, sich für den Anschluss an Russland 
zu entscheiden, liegt in den dramati¬ 
schen Entwicklungen der beiden vor¬ 
angegangenen Wochen. 

Das am 21. Februar zwischen Präsident 
Janukowitsch und seinen Kontrahenten 
Klitschko, Jazenjuk und Tjagnibok ge¬ 
troffene und von den Außenministern 
Deutschlands, Frankreichs und Polens 
mit ihrer Unterschrift garantierte Ab¬ 
kommen zur Lösung der politischen Kri¬ 
se in der Ukraine wurde in allen Punk¬ 
ten gebrochen. Im Widerspruch zu der 
darin getroffenen Vereinbarung, dass 
alle illegalen Waffen innerhalb von 48 
Stunden bei den Sicherheitsorganen ab¬ 
zugeben sind, rüsten die Faschisten wei¬ 
ter auf und patrouillieren bewaffnet in 
den Straßen Kiews sowie in der Westu¬ 
kraine. Janukowitsch wurde gestürzt, 
ein Übergangspräsident installiert und 
an Stelle der vorgesehenen „Regierung 
der nationalen Einheit“ eine Regierung 
aus Vertretern der früheren parlamenta¬ 
rischen Opposition, Ultranationalisten 
und Neonazis gebildet. 

Die vom Jüdischen Weltkongress als 
neonazistisch eingestufte, enge Bezie¬ 
hungen zur NPD unterhaltende braune 
Swoboda-Partei stellt den stellvertreten¬ 
den Ministerpräsidenten und drei Mi¬ 
nister. Aus ihren Reihen kommt auch 
der neue Generalstaatsanwalt. Von sei¬ 
ner Gesinnung her kann zudem der so¬ 
genannte Sicherheitschef des Maidan, 
Parubi, der nun als Vorsitzender des Na¬ 
tionalen Sicherheitsrats fungiert, zu die¬ 
ser Truppe gezählt werden, Parubi war 
Gründungsmitglied der Swoboda, hat 
sich später aber derTimoschenko-Partei 
angeschlossen. Vizechef des Nationalen 
Sicherheitsrats ist der Führer der Neo¬ 
nazi-Bande „Rechter Sektor“, Jarosch. 
Inzwischen gibt es mit einem im Inter¬ 
net veröffentlichten Telefonat zwischen 
dem estnischen Außenminister und der 
Außenbeauftragten der EU auch Hin¬ 
weise darauf, dass Leute aus dem fa¬ 
schistischen Spektrum dieser „Regie¬ 
rung“ und ihres engsten Umfelds die 
Auftraggeber der Scharfschützen sein 
könnten, die aus Häusern am Maidan 
mehr als 80 Menschen erschossen ha¬ 
ben. Die Opfer waren sowohl Angehöri¬ 
ge der Sicherheitskräfte wie Protestierer 
auf dem Maidan. Russland fordert eine 
gründliche Untersuchung der Vorgänge 
durch die OSZE. Als Reaktion darauf 


wollen die Putschisten und ihre Paten 
im Westen ausgerechnet den bisherigen 
„Sicherheitschef“ des Maidan, Parubi, 
mit der Untersuchung der Angelegen¬ 
heit beauftragen. 

Im Internet hat sich Jarosch übrigens 
an den tschetschenischen Terroristen¬ 
führer Umarow mit der Bitte um Un¬ 
terstützung gewandt. Umarow bekennt 
sich u.a. zu seiner Verantwortung für 
den blutigen Anschlag auf den Mos¬ 
kauer Flughafen Domodedowo im Jahr 
2011. Die Bitte kann da wohl nur die 
Aufforderung zu Terroranschlägen auf 
der Krim und in Russland bedeuten. 
Die Putschregierung in Kiew stößt eine 
Drohung nach der anderen gegen das 
Parlament und die russische Bevölke¬ 
rungsmehrheit der Krim aus. Die Neo¬ 
nazis des „Rechten Sektors“ haben 
verkündet, im ganzen Land Rekrutie¬ 
rungsbüros für Freiwillige zur „Rück¬ 
eroberung der Krim“ eröffnet zu haben. 
Nicht unerwähnt bleiben darf auch die 
Tatsache, dass zu den ersten Handlun¬ 
gen der neuen Machthaber ein Geset¬ 
zesvorhaben zum Verbot der russischen 
Sprache als zweiter Amtssprache gehört. 
Und nach alledem zeigen sich Obama 
und Merkel, Hollande und Cameron 
samt ihres untertänigen Gefolges in an¬ 
deren westlichen Hauptstädten schein¬ 
heilig darüber verwundert, dass sich die 
russische Bevölkerungsmehrheit auf der 
Krim von den neuen Machthabern in 
Kiew bedroht fühlt und sich unter die 
Fittiche von Mütterchen Russland bege¬ 


ben möchte. Besonders empört ist man 
darüber, dass Russland Verständnis für 
die bedrängten Menschen hat. 

Grund zur Empörung gibt es dagegen 
für Antifaschisten über die Regierenden 
in den USA und den Ländern der EU, 
die sich für ihre antirussischen geopo- 
litischen Interessen skrupellos der uk¬ 
rainischen Nationalisten und Faschisten 
bedienen. Ziel der westlichen Führungs¬ 
mächte ist es, die Ukraine aus ihrer Jahr¬ 
hunderte alten Verbindung mit Russland 
zu lösen, mit der NATO an die ukrai¬ 
nisch-russische Grenze heranzurücken 
und den ukrainischen Markt den Pro¬ 
fitinteressen der Konzerne aus den USA- 
und den EU-Ländern zu unterwerfen. 
Da schwadronieren ausgerechnet dieje¬ 
nigen von einer „russischen Aggression“ 
und „Verletzung der territorialen Sou¬ 


veränität“ durch Russland, die in den 
zurückliegenden Jahren zigmal mit im¬ 
perialistischen Kriegen andere Länder 
überfallen und ihnen willfährige Regime 
aufgezwungen haben. Hat sie z.B. etwa 
die territoriale Souveränität Serbiens in¬ 
teressiert, als die durch die NATO an die 
Macht gebombten UCK-Terroristen die 
Unabhängigkeit des Kosovo von Serbi¬ 
en proklamierten? Die Abspaltung wur¬ 
de vielmehr durch die diplomatische An¬ 
erkennung dieses Aktes honoriert. 

Die EU und besonders Deutschland 
versuchen, Russland zu Gesprächen 
mit der Kiewer Putsch-Regierung un¬ 
ter Beteiligung internationaler Vermitt¬ 
ler zu drängen. Das läuft ins Leere. Da¬ 
für gibt es zwei Gründe. Erstens ist es 
für Moskau unmöglich, mit einer sich 
„Regierung der Ukraine“ nennenden 
Institution zu verhandeln, die zu einem 
beträchtlichen Teil aus Ultranationalis¬ 
ten und Faschisten besteht und durch 
einen bewaffneten Putsch die Macht an 
sich gerissen hat. Zweitens ist nach den 
Worten des Kreml-Sprechers Peskow 
der „Vertrauenskredit“ der „Vermitt¬ 
ler“ durch die Resultate ihrer „Garan¬ 
tien“ für das Abkommen vom 21. Feb¬ 
ruar „ausgeschöpft“. 

Nun ruft man in den USA und der EU 
nach Sanktionen. Dieses Geschrei könn¬ 
te ihnen allerdings noch im Hals stecken 
bleiben. Hat Moskau doch bereits an¬ 
gekündigt, in diesem Fall mit gleicher 
Münze heimzuzahlen. Und das könnte 
diejenigen wie ein Bumerang treffen, 


die an der Sanktionsschraube drehen. 
Das gilt besonders, wenn Sanktionen 
den wirtschaftlichen Bereich erfassen 
sollten. Betroffen wäre da vor allem 
die EU und im Speziellen Deutschland, 
deren Volkswirtschaften eng mit der 
russischen verknüpft sind. Dies könn¬ 
te möglicherweise nicht nur die russi¬ 
schen Gas- und Öllieferungen betreffen. 
Schließlich sind in der Russischen Fö¬ 
deration mehr als 6 000 deutsche Un¬ 
ternehmen tätig. Deren dortige Vermö¬ 
genswerte sind genauso verwundbar wie 
russische in Deutschland. Nicht zuletzt 
hängen mindestens 300 000 deutsche 
Arbeitsplätze an den Wirtschaftsbezie¬ 
hungen zu Russland. Die Bundesregie¬ 
rung wäre gut beraten, wenn sie nicht 
mit Sanktionsdrohungen spielen würde. 

Willi Gerns 


Trauer um 
Melba Hernändez 

Die frühere kubanische Guerillakämp¬ 
ferin und Politikerin Melba Hernändez 
Rodrfguez del Rey ist tot. Die langjäh¬ 
rige Weggefährtin Fidel Castros starb 
am Abend des 9. März im Alter von 92 
Jahren an den Folgen einer Diabetes- 
Erkrankung, berichtete die kubanische 
Parteizeitung „Granma“ am Montag. 
Melba Hernändez war eine von zwei 
Frauen, die Fidel Castro und seine Ge¬ 
nossen 1953 beim Sturm auf die Mon- 
cada-Kaserne in Santiago de Cuba im 
Osten des Landes begleiteten. Der Auf¬ 
standsversuch schlug fehl und Fidel 
Castro und seine Mitkämpfer landeten 
im Gefängnis. Melba Hernändez wurde 
zu sieben Monaten Haft verurteilt. Der 
Sturm auf die Moncada gilt als der Be¬ 
ginn der kubanischen Revolution. Mel¬ 
ba Hernändez schloss sich später der 
Rebellenarmee an. Die Guerilla-Bewe¬ 
gung jagte Diktator Fulgencio Batista 
schließlich am 1. Januar 1959 aus dem 
Land. Melba Hernändez war Mitglied 
des Zentralkomitees der Kommunis¬ 
tischen Partei Kubas und der kubani¬ 
schen Nationalversammlung, und war 
jahrelang Leiterin der Organisation für 
Solidarität mit den Völkern Asiens, Af¬ 
rikas und Lateinamerikas (OSPAAL). 



Melba Hernändez 


Drittstärkste Kraft? 

Prognose: Erfolg für 
„Europäische Linke“ 

Wird die „Vereinigte Europäische 
Linke“ die drittstärkste Fraktion im 
EU-Parlament vor den Liberalen und 
den Grünen? Eine am 5. März ver¬ 
öffentlichte Zusammenfassung von 
jüngsten Umfrageergebnissen in den 
28 EU-Staaten durch die in Brüssel 
ansässige Kommunikations-Agentur 
„Pollwatch“ deutet diese Möglichkeit 
an. Demnach könnte die „Vereinigte 
Europäische Linke“ (GUE) auf eine 
Fraktionsstärke von 67 Abgeordneten 
kommen (derzeit 35). Die Fraktion der 
europäischen Sozialdemokraten (PPS) 
würde mit 209 Abgeordneten stärks¬ 
te Fraktion, die rechtskonservative 
Europäische Volkspartei (EPP/EVP), 
zu der auch die deutsche CDU/CSU 
gehört, käme mit 202 Abgeordneten 
auf den zweiten Platz. Die Liberalen 
(ALDE) nähmen mit 61 Sitzen den 4. 
Platz ein, gefolgt von den „EU-kriti- 
schen“ Rechtskonservativen (ECR) 
mit 45 Mandaten und den Grünen 
mit 44 Mandaten. Es folgt die Frak¬ 
tion von „rechtspopulistischen“ und 
rechtsextremistischen Parteien (EFD) 
von „Lega Nord“, „Wahre Finnen“, bri¬ 
tische „Unabhängigkeitspartei“ und 
andere mit 31 Abgeordneten. Da die 
Fraktionsbildung der Rechtsextremis¬ 
ten im künftigen EU-Parlament aber 
noch unübersichtlich ist, sind eine gan¬ 
ze Reihe dieser Leute, die mutmaßlich 
ein Mandat erreichen können (etwa die 
französische „Front National“ oder die 
deutsche AfD, in der vorliegenden Be¬ 
rechnung noch der Gruppe der nicht 
fraktionsgebundenen „Unabhängigen“ 
zugeschlagen worden, die dadurch auf 
92 Mandate anwächst. Natürlich ist da¬ 
bei zu berücksichtigen, dass es sich hier 
nur um eine relativ frühe, auf vorläufi¬ 
gen Berechnungen der Mandatszahlen 
in den einzelnen Ländern beruhende 
Prognose handelt, die durch zahlreiche 
Ereignisse bis zum Wahltag am 25. Mai 
noch erheblich verändert werden kann. 

G.P. 


Das russische Staatsfernsehen veröffentlichte den Mitschnitt eines abgehörten Telefonats 
vom 26. Februar zwischen dem estnischen Außenminister Urmas Paet und der EU-Außen- 
beauftragten Catherine Ashton. In dem Gespräch berichtet Paet von seinem Besuch in der 
Ukraine am Vortag und von dem Verdacht, dass jemand aus der Putschistenkoalition die Ver¬ 
antwortung für Todesschüsse von Scharfschützen, die Demonstranten wie Polizisten auf dem 
Maidan trafen, habe. Ein Auszug aus dem von Paets als echt bestätigten Gesprächsprotokoll: 

... Paet: Der einzige Politiker, der von Vertretern der Zivilgesellschaft positiv 
erwähnt wurde, war Poroschenko. (...) Er hat eine Art von Vertrauen von die¬ 
sen Maidan-Leuten und der Zivilgesellschaft. Und zweitens, was sehr verstö- 
rend war: Diese Olga hat mir erzählt, dass alles darauf hinweist, dass die Leute, 
die von den Scharfschützen erschossen wurden, auf beiden Seiten, sowohl Po¬ 
lizisten als auch Leute von der Straße, dass es dieselben Scharfschützen waren, 
die die Leute von beiden Seiten getötet haben. Sie hat mir dann einige Fotos 
gezeigt. Sie hat gesagt, als Ärztin kann sie sagen, dass das dieselbe Handschrift 
ist, dieselbe Art Kugeln. Und das ist wirklich verstörend, dass jetzt die neue 
Koalition nicht untersuchen will, was genau passiert ist, darum verbreitet sich 
die Meinung immer stärker, dass hinter den Scharfschützen nicht Janukowitsch 
steckt, sondern jemand aus der neuen Koalition. 

Ashton: Ich denke, wir wollen eine Untersuchung. Ich habe davon nichts ge¬ 
hört, das ist interessant, meine Güte! 
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Erdogan als Hampelmann 

Seine Gönner lassen den türkischen Regierungschef fallen 


V or gut zwei Monaten war die 
Scheinruhe nach den Gezi-Pro- 
testen für Erdogan endgültig 
beendet. Korruption wurde Erdogans 
zweiter Vorname: die türkischen Medien 
überschlugen sich mit Detailmeldungen, 
sein Sohn Bilal geriet in den Fokus der 
türkischen Justiz. Dieser habe knapp vor 
der Verhaftung gestanden, er sei ihr nur 
durch das Eingreifen des Vaters entgan¬ 
gen, sagte Erdogan vor Vertretern seiner 
Partei AKP: „Sie wollen meinen Sohn, 
aber sie meinen mich.“ 

Wegen Korruptionsverdacht wurden 
verhaftet: der Direktor der HALK-Bank 
Süleyman Aslan, der Chef des größten 
türkischen Bauunternehmens Ali Agao- 
glu, die Söhne des Innenministers, des 
Umweltministers und des Wirtschafts¬ 
ministers. Umweltminister Bayraktar 
trat zurück und forderte von Erdogan, 
dasselbe zu tun. Stattdessen feuerte Er¬ 
dogan auch die anderen beiden und fünf 
weitere verdächtigte Kabinettsmitglie¬ 
der, darunter den Justizminister; seinen 
Stellvertreterposten besetzte er ebenso 
neu. Dabei beließ er es jedoch nicht. Nun 
kamen die Ermittler an die Reihe. Hun¬ 
derte Angestellte im Innen- und Ener¬ 
gieministerium wurden des Postens ent¬ 
hoben sowie 1700 Polizisten, 350 davon 
müssen künftig als Verkehrspolizisten 
arbeiten. Dieser Prozess gegen die Er¬ 
mittler geht laufend weiter. So erhob 
Staatsanwalt Muammer Akkas in Is¬ 
tanbul schwere Anschuldigungen gegen 
Erdogans Leute: Akkas sei bei den Er¬ 
mittlungen behindert worden, Beweis¬ 
mittel seien verschwunden und Verhöre 
verschleppt worden. Woraufhin er ohne 
Begründung vom Ermittlungsverfahren 
abgezogen wurde. 

Diese Korruptionsskandale haben eine 
Vorgeschichte. Als Erdogan im Spät¬ 
herbst 2013 seine Absicht bekannt gab, 
alle privaten Nachhilfeschulen zu schlie¬ 
ßen, traf dies besonders seine Graue 
Eminenz, den in den USA lebenden 
Sektenführer Fethullah Gülen. Er näm¬ 
lich soll allein mindestens 25 Prozent 
dieser lukrativen „dershane“ besitzen. 
Gülen hat weltweit ein Netz von Firmen 
und Bildungseinrichtungen gegründet, 
um seine islam-fundamentalistische Bot¬ 
schaft zu verbreiten; es gibt auch meh¬ 
rere Gülen-Schulen in der BRD. In der 
Türkei hat er nach und nach durch Be¬ 
setzung von Staatsämtern mit seinen 
Leuten großen Einfluss gewonnen. Of¬ 
fenbar wollte sich Erdogan nun von sei¬ 
nem gütigen Unterstützer emanzipieren, 
was ihm aber nicht gelingen kann. Denn 
hinter Gülen wiederum stehen ganz an¬ 
dere Kräfte, denen die Vorgänge in der 
Türkei nicht gleichgültig sind. Gülen 
selbst war vor Jahren, per Haftbefehl 
von den türkischen Behörden gesucht, 
in die USA geflohen. Dort ad hoc eine 
Aufenthaltsgenehmigung zu bekommen 


ist nahezu unmöglich. Gülen aber hat¬ 
te sie schnell mit Hilfe gewichtiger Für¬ 
sprecher, nämlich zweier CIA-Agenten. 
Einer von ihnen, Graham Füller, hatte 
nach 1988 beim Thinktank Rand Cor¬ 
poration über Nahost, Zentralasien, 
Süd- und Südostasien sowie ethnische 
und religiöse „Probleme“ gearbeitet. Es 
waren alte Kontakte zur CIA, die Gülen 
unterstützten. Gülen hatte nach 1991 in 
allen islamischen Regionen Zentralasi¬ 
ens, die sich von der Sowjetunion los¬ 
sagten, fundamentalistische Moscheen 
und Koranschulen gegründet. Laut FBI- 
Whistleblowerin Sibel Edmonds began¬ 
nen Ende 1997 amerikanische Operati¬ 


onen zur Islamisierung in Zentralasien, 
die über Gülen liefen. Zudem sagte nach 
Edmonds der ehemalige türkische Ge¬ 
heimdienstchef Gündes, dass Gülens Be¬ 
wegung seit Mitte der 90er Jahre als Tar¬ 
nung für die CIA diene; die Bewegung 
habe allein 130 CIA-Agenten in ihren 
Schulen in Kasachstan und Usbekistan 
beherbergt. 

Inzwischen hat sich Gülen mit feindse¬ 
ligen Äußerungen Richtung Erdogan 
gemeldet und ihm seine Unterstützung 
aufgekündigt. Die Gezi-Widerständler 
zeigen neue Aktionsformen: In Erinne¬ 
rung an die Korruptionsmeldungen tra¬ 
gen sie Schuhkartons mit Aufschriften 
wie „4,5 Mio Dollar“ (die Summe, die 
man so beim Halk-Bank-Direktor fand) 
oder sie verteilen bei Demos selbst ko¬ 
pierte Geldscheine. Erdogan schlägt 
um sich, er erließ ein Internetgesetz, 
das dem Kommunikationsminister er¬ 
möglicht, ohne Gerichtsbeschluss Ver¬ 
öffentlichungen im Internet unzugäng¬ 
lich zu machen. Dieses Gesetz soll vor 
allem die Informationsweitergabe der 
Erdogan-Kritiker erschweren. Gleich¬ 
zeitig ist Erdogan permanent auf Wahl¬ 
kampftour, zuletzt in Berlin. Die nahen¬ 


den Kommunalwahlen und die vorgezo¬ 
gene Präsidentenwahl im Sommer will 
er unbedingt gewinnen. In den letzten 
Tagen sind aber immer wieder abgehör¬ 
te Telefonate im Netz und in den Medien 
veröffentlicht worden, die ihn in einem 
sehr schlechten Licht zeigen. Beispiels¬ 
weise wies er darin den Fernsehsender 
HaberTürk herrisch an, eine regierungs¬ 
kritische Nachricht nicht mehr zu sen¬ 
den. Oder er unterhielt sich mit seinem 
Sohn über Millionenbeträge, die jemand 
erhalten sollte. Nun wird gerätselt und 
geforscht, ob diese Telefonmitschnitte 
echt sind. Erdogan tobt. Die linke Be¬ 
wegung will ihn durch ihre Proteste zu 


Fall bringen - andere Kräfte wünschen 
seinen Abgang auch. Denn Erdogan hat 
einen großen Fehler gemacht. 

Offenbar genervt durch die Jahrzehnte 
währenden EU-Beitrittsverhandlungen 
orientierte er sich schließlich 2011 nach 
Osten und beantragte die Dialogpart¬ 
nerschaft für die Türkei bei der SCO, 
der „Schanghaier Organisation für Zu¬ 
sammenarbeit“. Mitglieder der SCO 
sind VR China, Kasachstan, Kirgisistan, 
Russland, Tadschikistan und Usbekis¬ 
tan. Im November 2013 sagte Erdogan 
zu Putin bei der Tagung des Russisch- 
Türkischen Kooperationsrats in St. Pe¬ 
tersburg: „Nehmt uns in die SCO auf 
und befreit uns von der Last der EU- 
Beitrittsverhandlungen. Dann sagen wir 
der EU auf Wiedersehen!“ Erdogans 
Vorstoß wurde bei der EU und in den 
USA sehr kritisch aufgenommen, denn 
die Türkei wäre der erste NATO-Staat 
in der SCO. Gleichzeitig verfügen die 
SCO-Mitglieder über große Vorkom¬ 
men an Bodenschätzen, die auch in der 
westlichen Welt sehr begehrt sind. Das 
Abdriften Erdogans nach Osten wird 
ihm die US-Regierung nicht verzeihen. 

Karla-Ia 



„... und du bist raus!“ Erdogan feuerte sieben Kabinettsmitglieder. 


Streik im Tschad 


Chinesische Öl-Manager haben nichts 


Seit Sonntag streiken erneut über 1000 
Beschäftigte mehrerer Öllagerstätten 
im zentralafrikanischen Tschad. Sie for¬ 
dern die Lohnerhöhung, die ihnen die 
Manager im Januar zugesagt hatten, 
aber nicht ausbezahlt haben. Im Januar 
hatten über 1 500 Arbeiter die Arbeit 
im Ölbecken von Bongor und in der 
Region von Logon im Süden des Lan¬ 
des die Arbeit niedergelegt. Sie forder¬ 
ten, dass bestimmte chinesische Direk¬ 
toren gehen sollten, die sich seit April 
letzten Jahres weigerten, die Wahl ge¬ 
werkschaftlicher Vertreter zuzulassen. 
Drei Tage stoppten sie an einigen Öl¬ 
quellen die Förderung dann brachen sie 
den Streik ab. Denn auf staatliche Ver¬ 
mittlung hin versprach die Unterneh¬ 
merseite, dass ihre Forderungen erfüllt 
würden. Die Gewerkschaftsdelegierten 
sind zwar in der Zwischenzeit gewählt, 
aber die versprochene Lohnerhöhung 
blieb aus. In den Gesprächen forderten 
die neugewählten Belegschaftsvertreter 
eine Erhöhung von 200 Prozent, um vor 
allem die Fahrtkosten zur Arbeit aufzu¬ 
fangen. Das, wie sich ein Gewerkschaf¬ 
ter ausdrückte, „beleidigende Angebot“ 


der chinesischen Manager von 2 Prozent 
provozierte die Arbeiter zum Streik, der 
vorerst für drei Tage angesagt ist und 
wiederum einige Bohrstätten lahmle¬ 
gen wird. 

Auch mit der Staatsmacht legten sich 
die chinesischen Manager an: Vom 
12. August bis zum 16. Oktober letzten 
Jahres musste im Becken von Bongor 
das Unternehmen CNPCIC (China 
National Petroleum Corporation In¬ 
ternational Chad) seinen Betrieb ein¬ 
stellen. Ölminister Djerassem Le Be- 
madjiel erbitterte, dass das chinesische 
Staatsunternehmen, um Kosten zu 
sparen, absichtlich über Jahre Rohöl 
versickern ließ und nicht die Einrich¬ 
tungen vorhielt, um Umweltauflagen 
zu erfüllen. Obwohl auch dem Staat 
dadurch Einnahmen entgingen - 75 
Prozent des Haushalts kommen aus 
der Ölförderung -, bestand der Minis¬ 
ter darauf, dass CNCPIC Transporter 
anschaffte, um den Ölschlamm abzu¬ 
transportieren, und Verbrennungsan¬ 
lagen bauen ließ. Ein laufendes Um¬ 
welt-Audit wird die Höhe der bislang 
entstandenen Umweltschäden fest- 


zu lachen 

stellen, die auf Kosten von CNCPIC 
zu beheben sind. 

Das chinesische Staatsunternehmen 
betreibt im Tschad seit Juni 2011 auch 
die Raffinerie SRN (Societe de Raffina- 
ge N’Djamena). CNPCIC hält 60 Pro¬ 
zent des Kapitals, die Republik Tschad 
40 Prozent. Die Raffinerie deckt den 
nationalen Bedarf und erlaubt sogar zu 
exportieren. Aber seitdem gibt es Span¬ 
nungen, sich auf einen für die tschadi¬ 
sche Bevölkerung tragbaren Tarif für 
Treibstoff zu einigen. Verständlich, dass 
die chinesische Seite den Marktpreis 
fordert, um ihre Investitionen schnell 
zu amortisieren und Gewinn zu ma¬ 
chen, wohingegen die tschadische Seite 
bemüht ist, aus politischen Gründen den 
Preis möglichst niedrig zu halten. Die 
Spannungen führten sogar zu Betriebs¬ 
stilllegungen, Verhandlungen mit der 
Konzernspitze in Beijing und Auswechs¬ 
lung des Generaldirektors von SRN und 
des Ölministers. In Nachverhandlungen 
des Gesellschaftsvertrags wurde ein bei¬ 
de Seiten (vorläufig) zufriedenstellen¬ 
der Mechanismus der Preisfestsetzung 
gefunden. Georges Hallermayer 


Santos bleibt vor Uribe 

Kolumbien: Linke schwach - starke Wahlenthaltung 


Bei den Parlaments wählen in Kolumbi¬ 
en haben die auf einen Friedensschluss 
im Bürgerkrieg und auf gesellschaftli¬ 
chen Ausgleich bedachten Kräfte am 
Sonntag eine Niederlage erlitten. Zwei 
Monate vor den Präsidentschaftswah¬ 
len dominierte die Wahlenthaltung 
über den Wunsch nach Wechsel: nur 43 
Prozent beteiligten sich. In Kolumbien 
gibt es - im Gegensatz zu den meisten 
lateinamerikanischen Ländern - keine 
Wahlpflicht. 

Die in zwei Fraktionen verteilte Rech¬ 
te schaffte es mit einer Scheindebatte 
die meisten der wenigen Wähler/innen 
an sich zu binden: der Flügel um Prä¬ 
sident Juan Manuel Santos, der im Mai 
zu seiner Wiederwahl antreten wird, ge¬ 
wann nach Auszählung von 95 Prozent 
der Stimmen mit den vier Parteien „U“ 
(Einheit), Radikaler Wechsel, Liberale 
und Konservative zwei Drittel der 102 
Senatssitze. Es folgt das „Demokrati¬ 
sche Zentrum“ um Ex-Präsident Älva- 
ro Uribe, der 19 Senatoren stellt. Der 
gemäßigt linke Alternative Demokrati¬ 
sche Pol verlor drei Senatssitze und stellt 
ebenso wie die „Grüne Partei“, auf deren 
Liste der KP-Kandidat Carlos Lozano 
ein Mandat verpasste, nun fünf Senator/ 
inn/en. Die Kandidat/inn/en der Patrio¬ 
tischen Union erreichten keinen Sitz in 
einer der Kammern. 

Bei den 166 Parlamentsabgeordneten, 
die die zweite Kammer darstellen, sehen 
die Kräfterelationen ähnlich aus. Frag¬ 
lich ist aber, ob die Koalition um San¬ 
tos in dieser Breite erhalten bleibt - sie 
stellte bisher 80 Prozent der Sitze. Insge¬ 
samt ergaben die vorläufigen Auszählun¬ 
gen 2,23 Millionen für Santos‘ Partei der 
Einheit (15,5 %), während Uribes „De¬ 
mokratisches Zentrum“ 2,04 Millionen 
Menschen (14,3 %) erreichte, womit er 
klar hinter den Vorhersagen blieb. Die 
Konservative Partei lag bei 1,94 Millio¬ 
nen (13,6 %), die Liberale Partei sank 
auf 1,75 Millionen Stimmen, was 12,2 
Prozent entspricht. Der Radikale Wech¬ 
sel kam auf knapp 7 Prozent, die Grüne 


Partei auf 4,0 und der PDA auf 3,9 Pro¬ 
zent. Fast 1,5 Millionen ungültige sowie 
weitere 840 000 leere Stimmzettel deu¬ 
ten auf erheblichen Missmut hin, der 
von den linken Kräften, die an der Wahl 
teilnahmen, nicht aufgegriffen werden 
konnte. Das gibt der Debatte darum, 
ob man der kolumbianischen Wahlfarce 
durch Wahlantritt nicht ungewollt zu Le¬ 
gitimität verhilft, neue Nahrung. 
Präsident Juan Manuel Santos hat nicht 
so viel an Uribe verloren, der losgelöst 
von der rechten Regierung mit noch 
kriegerischeren Positionen als diese an¬ 
trat, wie befürchtet worden war. Mit ei¬ 
ner Uribe-Mehrheit in den beiden Kam¬ 
mern wäre im Mai auch ein Sieg seines 
Kandidaten Oscar Ivan Zuluaga gegen 
Santos denkbar. Das wiederum würde 
das Ende des Friedensprozesses mit den 
FARC bedeuten. 

Unterdessen sind am 5. März in der Pazi¬ 
fikhafenstadt Buenaventura vier Häuser 
lokalisiert worden, wo Opfer des Dro¬ 
genbandenkriegs bei lebendigem Leib 
zerstückelt und anschließend in Flüsse 
geworfen wurden. Nach Angaben der 
Polizei wurden sie an Armen und Bei¬ 
nen auf Tischen befestigt und zersägt. 
Allein im Jahr 2014 sind in Buenaven¬ 
tura 44 Menschen ermordet worden; 88 
Personen wurden nun festgenommen. 
Der Bandenkrieg hatte sich letztes Jahr 
verschärft, als die Drogenbande „Los 
Urabenos“ den dort herrschenden „Ras- 
trojos“ das lukrative Territorium streitig 
machte. Die paramilitärischen Grup¬ 
pen wurden insbesondere in den Regie¬ 
rungsjahren von Präsident Älvaro Uribe 
vom Staat geschützt, weil sie auch den 
Kampf gegen die Guerillas FARC und 
ELN unterstützen - allerdings kaum in 
direkten Gefechten, sondern durch An¬ 
griffe auf die angeblichen oder tatsäch¬ 
lichen unbewaffneten Unterstützer der 
Aufständischen. Derzeit werden zahlrei¬ 
che Abgeordnete staatsanwaltschaftlich 
untersucht, weil sie direkte Verbindun¬ 
gen zu den Todesschwadronen haben. 

Günter Pohl 


Knapp gewonnen 

Zur Stichwahl in El Salvador 


Wie erwartet, hat die Nationale Befrei¬ 
ungsfront Farabundo Marti (FMLN) die 
Stichwahl am Sonntag gewonnen. Al¬ 
lerdings nicht wie die meisten Wahlfor¬ 
schungsinstitute prognostiziert hatten, 
mit großem Vorsprung, sondern in ei¬ 
nem Kopf-an-Kopf-Rennen. Die FMLN 
erreichte 50,11 Prozent der Stimmen 
und die ultrakonservative Partei ARE¬ 
NA 49,89. Trotzdem stand bei Redakti¬ 
onsschluss am Dienstag der Sieger noch 
nicht amtlich fest. Erst wenn alle Stim¬ 
men ausgezählt sind - es fehlten noch 
0,13 Prozent der Wahllokale - gibt das 
Oberste Wahlgericht (TSE) den zukünf¬ 
tigen Präsidenten El Salvadors bekannt. 
Man sah Salvador Sänchez Ceren am 
Sonntagabend die Erleichterung an, 
als die vorläufigen Ergebnisse den Tri¬ 
umph seiner Partei bestätigten. Er wird 
der erste Präsident in der Geschichte 
El Salvadors mit marxistisch-leninisti¬ 
scher Vergangenheit sein. Als ehemali¬ 
ger Kommandant der größten Gueril¬ 
laorganisation, der Volkskräfte zur Be¬ 
freiung - Farabundo Marti (FPL-FM), 
war er damals der Meinung, dass „die 
Gewalt dem salvadorianischen Volk von 
der Oligarchie und ihrem brutalen Re¬ 
pressionsapparat aufgezwungen wurde. 
Es ist die Gewalt eines herrschenden 
Systems, das die Arbeiter zum Hun¬ 
ger, Elend, Analphabetentum und zur 
Arbeitslosigkeit verdammt und unsere 
Kinder durch Unterernährung tötet.“ So 
stand es in der gemeinsamen Erklärung 
der politisch-militärischen Koordinati¬ 
on (CPM), die in Januar 1980 von der 
FPL-FM, FARN (Volksarmee des nati¬ 
onalen Widerstands) und der PCS (Sal- 
vadorianische Kommunistische Partei) 
unterzeichnet wurde. Damals war „die 
revolutionäre Gewalt in jeder Bezie¬ 
hung ein erworbenes und unverzicht¬ 
bares Recht des salvadorianischen Vol¬ 
kes“. Heute, 34 Jahre später, klinge das 
phrasenhaft und pathetisch. Doch diese 
Sätze widerspiegeln ein Stück salvadori- 


anischer Realität gegen Ende der siebzi¬ 
ger Jahre des vergangenen Jahrhunderts. 
Zweifellos hat sich vieles im Land ver¬ 
ändert seit der Beendigung des Krieges 
1992. Es gibt keine institutionalisierte 
Gewalt mehr. Viele Repressionsappa¬ 
rate sind verschwunden. Heer und Na¬ 
tionalpolizei wurden umstrukturiert, 
Die Nationalgarde, die faschistische 
Massenorganisation ORDEN und die 
Paramilitärs wurden aufgelöst. Nur die 
„Gewalt“ des herrschenden Systems, der 
kriminellen Banden (Maras) und die 
negativen Nebenwirkungen der „freien 
Markwirtschaft“ sind geblieben. 

Es kommt nicht selten vor, dass Salva¬ 
dor Sänchez Ceren die Worte fehlen. Er 
ist kein großer Redner/Rhetoriker und 
hat auch nicht das Charisma eines Scha- 
fik Handal, des 2006 gestorbenen kom¬ 
munistischen Politikers. Dennoch fand 
der künftige Präsident El Salvadors am 
Wahlabend die passenden Worte. Natür¬ 
lich wusste er, dass sein Triumph ohne 
die kleine Hilfe der Freunde aus dem 
„gemäßigten rechten Lager“ nicht mög¬ 
lich gewesen wäre. Insofern rief er zur 
nationalen Versöhnung auf und baute 
in gewissem Sinne eine politische Brü¬ 
cke zu allen Parteien. Im kommenden 
Jahr finden die Parlamentswahlen statt 
und die FMLN braucht die Unterstüt¬ 
zung der Asamblea Legislativa (Gesetz¬ 
gebende Versammlung), um ihr Sozial¬ 
programm durchzuführen. 

Die größten Herausforderungen für 
die FMLN und für den künftigen Präsi¬ 
denten sind die Gewalt der kriminellen 
Banden, der Aufschwung der Wirtschaft 
und die drastische Reduzierung der Ar¬ 
mut, des Analphabetentums und der 
Arbeitslosigkeit. Das Ziel der FMLN 
als Regierungspartei sei der salvadoria- 
nische Sozialismus, sagte die ehemalige 
FMLN-Kommandantin und Abgeord¬ 
nete Nidia Dfaz. Daran wird die FMLN 
in den nächsten Jahren gemessen. 

Roberto Herrera 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Wohlfeile Worte 


Entschuldigt bitte unsere Mord¬ 
brennerei - aber glaubt nicht, dass 
ihr dafür irgendeine Entschädigung 
bekommt - das war die Quintessenz 
des Gauck-Besuchs im griechischen 
Ort Lyngiades. Der war 1943 von 
der Wehrmacht verwüstet worden, 
so wie Hunderte griechischer Dör¬ 
fer. 82 Menschen wurden dort er¬ 
mordet. „Ich verneige mich vor den 
Opfern der ungeheuren Verbrechen“, 
sagte Gauck vergangene Woche. Und 



stellte bei der anschließenden Pres¬ 
sekonferenz auf Fragen zur ausste¬ 
henden Wiedergutmachung klar: 
„Der Rechtsweg ist abgeschlossen.“ 
Ein ungeheurer Zynismus, der die 
bürgerlichen Medien nicht davon 
abhielt, Gauck für seinen Besuch zu 
loben. 

Tatsächlich war Gauck der erste 
hochrangige deutsche Politiker, der 
sich überhaupt vor Ort der Verant¬ 
wortung für das Verbrechen gestellt 
hat. Eine solche symbolische Erinne¬ 
rungspolitik ist unverzichtbar, sowohl 
für die Hinterbliebenen bzw. Über¬ 
lebenden des Massakers, als auch für 
die Gedenkkultur in Deutschland. 


Das Problem liegt darin, dass Gauck, 
ganz der Pastor, Symbolik schon für 
ausreichend erklärt und sie gegen 
handfeste Entschädigung ausspielt. 
Der Rechtsweg ist schließlich nicht 
abgeschlossen, sondern er ist mut¬ 
willig versperrt - von der Bundes¬ 
regierung. Die will nicht einmal die 
Zwangsanleihe zurückzahlen, die die 
Nazis 1942 der griechischen National¬ 
bank abgepresst hatten. Deren Wert 
wird heute auf zwischen 3,5 Milliar¬ 
den bis zu weit über 100 Milliarden 
Euro beziffert. Die Bundesregierung 
aber meint, sie sei aus dem Schneider, 
weil sie in den 1960er Jahren mal 115 
Millionen D-Mark überwiesen hat. 
Sie hat zudem jahrzehntelang Ent¬ 
schädigung unter Verweis auf den 
fehlenden Friedensvertrag verwei¬ 
gert und ist der Meinung, mit dem 
Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 hät¬ 
ten alle früheren Kriegsgegner jegli¬ 
che Ansprüche verloren - auch jene, 
die wie Griechenland den Vertrag gar 
nicht unterschrieben haben. 

An dieser Rechtsauffassung formu¬ 
liert jetzt auch der Wissenschaftliche 
Dienst des Bundestages Zweifel - in 
einer von mir beauftragten Ausar¬ 
beitung, die aber (bislang) noch un¬ 
ter Verschluss steht. Für mich ist klar: 
Was die Nazis geraubt haben, darf die 
BRD nicht einfach behalten. Völker¬ 
rechtlich korrekt wäre, in Verhand¬ 
lungen mit der griechischen Regie¬ 
rung einzutreten, politisch notwendig 
wäre es, nicht dem griechischen Staat, 
sondern primär der griechischen Be¬ 
völkerung, vor allem den Überleben¬ 
den des NS-Terrors, Entschädigungen 
zukommen zu lassen. Bei wohlfeilen 
Worten darf es nicht bleiben. 


Vorläufige Schlussfolgerungen der Internationalen 
Kommission zur Untersuchung des Falles der„Cuban Five“ 


Das Hearing fand am 7. und 8. März in 
London statt. 

„Es ist angemessen, diese vorläufigen 
Gedanken zu dieser Anhörung, einer 
Anhörung, die einen Beitrag zur Ver¬ 
wirklichung von Menschenrechten im 
Allgemeinen und zu fairen Prozess¬ 
rechten im Besonderen der fünf ku¬ 
banischen Menschen leistet, der Öf¬ 
fentlichkeit jetzt bekannt zu machen. 
Diese Personen sind alle kubanischer 
Nationalität: Herr Gerardo Hernändez 
Nordelo, Herr Ramön Labanino Sala- 
zar, Herr Antonio Guerrero Rodriguez, 
Herr Fernando Gonzalez Llort und 
Herr Rene Gonzalez Sehwerert waren 
in den Vereinigten Staaten von Amerika 
im Jahre 2001 wegen Anklagen in Zu¬ 
sammenhang mit der Staatssicherheit 
verurteilt worden. (...) 

Wir plädieren energisch dafür, dass die 
von uns unten vorgeschlagene Hand¬ 
lungsweise aus den im Folgenden aus¬ 
geführten Gründen angenommen wird. 

1. Es gibt ernsthafte Bedenken hin¬ 
sichtlich dessen, ob irgendeinem dieser 
Menschen der volle Umfang fundamen¬ 
taler Menschenrechte eines fairen und 
schnellen Verfahrens durch ein unab¬ 
hängiges und unparteiisches Tribunal 
oder Gericht zugute kam, wie es nach 
dem ,Internationalen Abkommen zu 
Zivilen und Politischen Rechten 4 aner¬ 
kannt und von den Vereinigten Staaten 
ratifiziert ist. 

Diese erheblichen Bedenken ergeben 
sich aus dem Licht der Fakten wie folgt: 

a. Alle fünf Kubaner wurden für die 
Dauer von etwa 17 Monaten vor Pro¬ 
zessbeginn in Isolationshaft gehalten; 

b. Keiner von ihnen hatte ausreichen¬ 
den Zugang zu den Gerichtsdokumen¬ 
ten des Verfahrens, wie es für die Vor¬ 
bereitung einer Verteidigung notwendig 
gewesen wäre; 

c. die Gelegenheit, sich mit den Rechts¬ 
beiständen in vollem Umfang zu bera¬ 
ten, war weniger als ausreichend; 

d. das Verfahren wurde in einem Teil 
von Miami, Florida, abgehalten, wo 
nach Ansicht dreier anerkannter Rich¬ 
ter vom Eleventh Circuit of the United 
States Court of Appeals [Elften Bezirks¬ 


gericht für Berufungen der Vereinigten 
Staaten] kein faires Verfahren gewähr¬ 
leistet werden konnte; 

e. ernstzunehmende Anschuldigungen 
wurden erhoben, dass die Regierung 
der Vereinigten Staaten, die Medien 
bezahlt hätten, um eine vorverurteilen¬ 
de Öffentlichkeit sowohl vor als auch 
während des Prozesses gegenüber die¬ 
sen Personen zu erzeugen; 

f. diese fünf Menschen konnten ihres 
Schicksals erst acht Jahre später sicher 
sein, nachdem der Prozess vor dem Be¬ 
zirksgericht beendet worden war. 

2. Laut allen Beurteilungen hat nicht 
eine dieser Personen irgendeine Ge¬ 
walttat verübt oder beabsichtigt. 

3. Kein Verhalten irgend einer dieser 
Personen richtete sich gegen die Verei¬ 
nigten Staaten oder deren Regierung. 
Die Cuban Five sammelten Informati¬ 
onen, um aus privatem Interesse began¬ 
gene Gewalttaten und andere von den 
Vereinigten Staaten ausgehende antiku¬ 
banische Aktionen zu verhindern. 

4. Das Empfinden der Cuban Five war, 
in Wahrheit war es ihre feste Überzeu¬ 
gung, dass die Regierung der Vereinig¬ 
ten Staaten nicht genug unternehme, um 
gewalttätige antikubanische Aktionen 
aus den Vereinigten Staaten einzudäm¬ 
men. 

(...) 

12. Der Präsident der Vereinigten Staa¬ 
ten wird ebenfalls respektvoll von der 
überwiegenden Einsicht informiert, 
dass es wichtig ist klarzustellen, dass 
das Erreichen von Fairness und Gerech¬ 
tigkeit nicht nur ein Vorrecht der Justiz 
irgendeines Landes allein ist, sondern 
letztendlich eine vitale politische Ver¬ 
antwortung, die im rechten Moment in 
Anspruch genommen werden muss. 
(...) 

Nach der zweitägigen Anhörung zwin¬ 
gender Beweise können wir den Prä¬ 
sidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika dazu auffordern, alle diese 
fünf Personen zu begnadigen, und die 
drei Personen, die immer noch in Ge¬ 
fängnissen der Vereinigten Staaten 
schmachten, sofort und bedingungslos 
zu entlassen.“ 

Deutsch: jBasta Ya! (jmb, db) 



„Mit der Nadel eine Grube graben“ 

DKP München unterstützt Partei „Die Linke“ bei Kommunalwahlen 


Am 16. März 2014 finden in Bayern Kommunalwahlen statt. 
In München stellte die Partei „Die Linke“ von den achtzig 
Stadträten bisher drei. Die Position des OB und die Mehr¬ 
heit der Sitze sind bisher fest in SPD-Hand. 

Bereits im Oktober hatte eine Kreismitgliederversammlung 
der DKP München die Unterstützung der Partei „Die Lin¬ 
ke“ und den Verzicht auf eine Eigenkandidatur beschlossen. 
Die DKP will mit diesem Wahlverhalten die gesellschaft¬ 
lichen Kräfte im Widerstand gegen die neoliberale Politik 
bündeln und damit die Voraussetzung schaffen, die Rechts¬ 
entwicklung und den neoliberalen Umbau der Gesellschaft 
zu stoppen. Die Kandidatur auf der Liste der „Linken“ 
leistet einen Beitrag dazu, auch wenn es vor allem auf die 
außerparlamentarische Bündelung von Linkskräften an¬ 
kommt. 


Bei Beratungen der Partei „Die Linke“ zu ihrem Kommu¬ 
nalwahlprogramm hatten Genossinnen der DKP vor allem 
zum friedenspolitischen Teil und zum Bereich Sozialpoli¬ 
tik Vorschläge eingebracht und sich an der Bearbeitung des 
Kommunalwahlprogramms beteiligt. 

Nach Absprachen zwischen DKP und „Die Linke“ hat der 
Kreisvorstand der DKP der Linkspartei DKP-Mitglieder 
für die Kandidatur auf der Liste der „Linken“ vor geschla¬ 
gen, die bei der Aufstellungsversammlung auch gewählt 
wurden. 

Nach der langjährigen Linken-Kommunalpolitikerin Bri¬ 
gitte Wolf wurde auf Platz zwei der bekannte kurdische 
Künstler Cetin Oraner gewählt, dessen Arbeitsschwerpunkt 
die Probleme von Menschen mit Migrationshintergrund sein 
werden. 



UZ: Cetin, du bist Türke, Mu¬ 
siker, setzt dich seit langem in 
der Türkei und Kurdistan für 
Frieden und Demokratie ein. 

Was hat dich dazu bewogen 
auf der Liste der Partei „Die 
Linke“ zum Münchner Stadt¬ 
rat zu kandidieren? 

Cetin Oraner: Ich war von 

1989 bis 2011 die meiste Zeit 
künstlerisch wie politisch in 
der Türkei und Kurdistan un¬ 
terwegs. Ich muss zugeben, zu 
Beginn wollte ich ja nur Mu¬ 
sik machen. Aber in einem 
Land, in dem soziale Wider¬ 
sprüche so extrem sind und 
Menschenrechte mit Füßen 
getreten werden, kann es nie¬ 
mand mit seinem Gewissen 
vereinbaren, im Abseits zu 
stehen. Schon gar nicht als 
Protestsänger. 

Im Nato-Land Türkei kann so 
ein Engagement dazu führen, 
dass der Mensch früher als später im 
Knast landet. Um dieser drohenden 
Gefahr zu entgehen, bin ich seit über 
zwei Jahren wieder in München. 

Ich kam als Kind von politischen 
Flüchtlingen nach München und bin 
hier aufgewachsen. Ich habe es noch 
lebhaft in Erinnerung, was es bedeutet 
ein „Gastarbeiter-Kind“ zu sein. Ras¬ 
sismus in der Schule, am Arbeitsplatz, 
bei Behörden und auf der Straße waren 
nicht die Ausnahme, sondern die Regel. 
Gegenwärtig ist es leider nicht anders. 
Die NSU-Morde haben ein weiteres 
Mal den wahren Charakter des deut¬ 
schen Staates gezeigt. Arbeitslosigkeit, 
moderne Sklaverei in Form von Leih¬ 
arbeit, Hartz IV, unbezahlbare Mieten, 
Gesundheit und Bildung sind Proble¬ 
me, von denen Einheimische wie Mi- 
grantlnnen betroffen sind. Doch oft 
trifft es die Migrantlnnen schwerer. 
München ist die reichste Stadt in der 
BRD. Aber 250 000 Menschen leben in 
Armut. Fast 250 000 Menschen dürfen 
nicht einmal auf kommunaler Ebene 
wählen und sind somit auch von poli¬ 
tischen Entscheidungen, die sie direkt 
betreffen, ausgeschlossen, weil sie kei¬ 
ne EU-Bürger sind. Die menschenun¬ 


würdige Situation, in der Flüchtlinge 
leben müssen, ist ein Skandal. Hinzu 
kommt, dass Selbsthilfe-Vereine von 
Migrantlnnen in München von Be¬ 
hörden schikaniert und unter Druck 
gesetzt werden. Dies waren meine Be¬ 
weggründe, für „Die Linke“ bei den 
Stadtratswahlen zu kandidieren. 

UZ: Welche kommunalpolitischen 
Schwerpunkte siehst du für dich in der 
Stadtrats arb eit? 

Cetin Oraner: Die Arbeits- und Wohn- 
situation der Migrantlnnen und Flücht¬ 
linge. Bezahlbares Wohnen. Mehr Mit¬ 
tel und Räumlichkeiten für interkultu¬ 
relle Vereine und für Künstlerinnen. 

UZ: Was bedeutet für dich eine „solida¬ 
rische Stadt“? 

Cetin Oraner: Solidarität war eine Tra¬ 
dition der organisierten Arbeiterklasse. 
Nicht nur eine politisch-ökonomische 
Überlebensfrage, sondern eine mora¬ 
lische. Der Neoliberalismus hat in den 
letzten Jahrzehnten eine soziale Ato¬ 
misierung bewirkt, in der kaum mehr 
Platz ist für Solidarität. Profit kennt 


keine Moral. Eine entsolidari- 
sierte und unorganisierte Ge¬ 
sellschaft ist dem hoffnungs¬ 
los ausgeliefert. Ein „solida¬ 
risches München“ ist mehr als 
nur ein Wahlaufruf. 

„Die Linke“ hat im gegenwär¬ 
tigen Stadtrat drei Mitglie¬ 
der. Auch wenn es nach dem 
16. März mehr als drei Mit¬ 
glieder sind, braucht sie eine 
organisierte Unterstützung 
aller linken Kräfte außerhalb 
des Stadtrates. Denn die poli¬ 
tischen Rahmenbedingungen 
lassen sich alleine mit der 
Stadtratsgruppe nicht ändern. 
Ich weiß, das, was ich jetzt sa¬ 
gen werde, ist nichts Neues. 
Aber es gibt keinen anderen 
Weg. Wir müssen da sein, wo 
Menschen organisiert sind. In 
den Gewerkschaften, in Mie¬ 
terinitiativen, in Friedensiniti¬ 
ativen und in Organisationen 
von Migrantlnnen. Oder neu 
Organisieren. Wie sonst soll Reichtum 
umverteilt werden? Wie sonst soll be¬ 
zahlbares Wohnen möglich sein? Oder 
wie soll sonst der Rassismus bekämpft 
werden? Mehrheiten gewinnt man vor 
wie nach der Wahl nur außerhalb des 
Stadtrats. Anders ist eine solidarische 
Stadt nicht möglich. 

UZ: In einem Flyer der DKP, der für 
deine Wahl wirbt heißt es „ein System¬ 
wechsel ist notwendig“. Teilst du diese 
Meinung und was verstehst du darun¬ 
ter? 

Cetin Oraner: Wir schlagen uns mit so¬ 
zialen Problemen herum, wo wir doch 
wissen, dass der Kapitalismus die Ursa¬ 
che von alldem ist. Ein System, das von 
Krieg und Ausbeutung lebt, muß weg. 
Nur wie? Dass, die einzige Alternative 
der Sozialismus ist, wissen wir ja. Doch 
wie überzeugen wir die Menschen von 
dieser Notwendigkeit? Wie ich es schon 
erwähnt habe: Wir müssen überall da 
sein wo Menschen organisiert sind. Es 
wird ein langer Kampf. In Anatolien 
würde man sagen: Mit der Nadel eine 
Grube graben. 

Das Gespräch führte Walter Listl 
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Internationaler Frauentag 

Weltweit wurde am vergangenen Samstag der Internatio¬ 
nale Frauentag begangen. In der Bundesrepublik richteten 
zahlreiche Frauenbündnisse, aber auch Gliederungen der 
DKP Veranstaltungen aus oder beteiligten sich an Aktionen. 
In Mörfelden-Walldorf diskutierte Frigga Flaug (Bild rechts) 
auf einer Veranstaltung der DKP/Linke Liste. 

In Essen (großes Bild und Foto unten rechts) präsentierte 
der Frauenarbeitskreis der DKP seine Revue „Trautes Heim 
-Glück allein?“ 

In Braunschweig wurde auf die Situation der Beschäftigten 
in der Textilindustrie hingewiesen. 

Ausführlichere Berichte lesen Sie in der nächsten UZ. 
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Theorie und Geschichte 
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Populäre Programmschrift 

Andreas Wehr empfiehlt: Peter Mertens „Wie können Sie es wagen?“ 


S pricht Peter Mertens über sein 
Buch, ist gleich zu Beginn die 
Überraschung groß. Er redet 
nämlich nicht gleich über die Krise, 
den Kapitalismus, den Euro usw. - als 
erstes spricht er über seine Mutter. An 
Menschen wie sie hatte er beim Schrei¬ 
ben des Buches stets gedacht, sie - die 
nicht das Glück hatte, eine umfassende 
Bildung erhalten zu haben - sollte es 
unbedingt verstehen können. Und so 
ist ein ungewöhnliches Buch entstan¬ 
den ... Ungewöhnlich war auch der 
Prozess der Erstellung des Buches. 
Gleich am Beginn dankt der Autor 
Wissenschaftlern, die ihm zugearbei¬ 
tet haben, da ohne ihre selbstlose und 
uneitle Arbeit das Buch so nicht ent¬ 
standen wäre. Es handelt sich also um 
eine Kollektivarbeit. Genauer gesagt 
ist es ein Produkt von Wissenschaft¬ 
lern der linken belgischen Partei der 
Arbeit (PVDA), deren Vorsitzender 
der Autor ist. 

Das Buch ist gleichzeitig eine Pro¬ 
grammschrift der PVDA, denn die hier 
unterbreiteten Vorschläge stellen auch 
offizielle Positionen der Partei dar. Sie 
finden sich nicht einfach lieblos hinter¬ 
einander gereiht, wie man es von linken 
Parteiprogrammen leider gewohnt ist, 
sie ergeben sich vielmehr als logische 
Schlussfolgerungen eines Textes, der 
mal journalistische Reportage, dann 
wieder wissenschaftliche Analyse und 
auch mal ein Auszug aus dem Tage¬ 
buch des Autors ist. Bei all dem war 
entscheidend, dass der Text verständ¬ 
lich blieb. Entsprechend der Praxis der 
Partei wurde das Manuskript deshalb 
Mitgliedern mit verschiedensten Bil¬ 
dungsabschlüssen und aus unterschied¬ 
lichen sozialen Milieus vorab zum Le¬ 
sen gegeben. Schwer verständliche Pas¬ 
sagen konnten so erkannt und geändert 
werden. 

Zentraler Baustein eines 
Bildungsprojekts der PDVA 

„Wie können sie es wagen?“ ist daher 
nicht nur eines unter den vielen Bü¬ 
chern zur Krise. Es handelt sich viel¬ 
mehr um den zentralen Baustein eines 
Bildungsprojekts der Partei, das darü¬ 
ber hinaus Filme, Lesungen und Vorträ¬ 


ge umfasst. Allein der Film mit den im 
Buch wiedergegebenen Interviews, un¬ 
ter anderem mit Günter Wallraff, zählt 
in Flandern bereits über 140 000 Klicks 
im Internet. Auf mehr als 150 Veran¬ 
staltungen hat Peter Mertens aus sei¬ 
nem Buch gelesen. Wir haben es also 



hier mit einem Projekt der Agitprop¬ 
arbeit der PVDA im besten Sinne des 
Wortes zu tun, etwas, was es in der ge¬ 
sellschaftlichen Linken Deutschlands 
leider nicht gibt. Diese Agitproparbeit 
hat die jüngsten spektakulären Wahler¬ 
folge der PVDA überhaupt erst mög¬ 
lich gemacht und ist zugleich Grundla¬ 
ge für den stetigen Mitgliederzuwachs 
der Partei... 

Das Buch ist übersichtlich in fünf Tei¬ 
le gegliedert. Am Anfang steht natür¬ 
lich die Lage in Belgien, es folgt ein 
Kapitel über die Europäische Union 
(„Europa im Morast“) und unter der 
Überschrift „Ideologien eines vergan¬ 
genen Jahrhunderts“ eine Kritik der 
trüben geistigen Quellen, aus denen 
die Neoliberalen schöpfen. In einem 
weiteren Kapitel setzt sich der Autor 
mit der „Krise und der Rückkehr des 
Nationalismus“ auseinander, um dann 
über gesellschaftliche Alternativen zu 
diskutieren. Mit einem Vorschlag über 
den „Sozialismus 2.0 - nach Maß von 
Mensch und Natur“ schließt das Buch 
mit einem Ausblick auf eine mögliche 
bessere Welt. 


Deutschland als Musterland 
des Kapitals 

Im Kapitel über Belgien wird anschau¬ 
lich dargestellt, wie die Arbeitgeber 
dort neidisch auf das Deutschland des 
Niedriglohns, der Zeitarbeitsverträge 
und von Hartz IV blicken. Aber nicht 
nur die: Auch der flämische Nationa¬ 
list und Rechtsaußen Bart de Wever 
lobt Deutschland und hier besonders 
die Sozialdemokraten: „Wen ich sehr 
bewundere und wer nicht immer den 
Respekt erhielt, den er verdient, das 
ist Gerhard Schröder. Er ist ein Sozi¬ 
alist, der den Mut aufbrachte, die in 
Deutschland notwendigen Reformen 
durchzusetzen“ (82). 

Durch diesen Blick von auf außen auf 
Deutschland erhält man eine Vorstel¬ 
lung davon, wie es zum Vorbild und 
Hoffnungsträger aller Neoliberalen 
Europas werden konnte: „Das rot¬ 
grüne Lohndumping dehnte sich wie 
ein wucherndes Geschwür über die 
Europäische Union aus, wo nun über¬ 
all die Zahl der arbeitenden Armen 
zunimmt“ (326). Und so lernt der Le¬ 
ser viel über das Musterland des Kapi¬ 
tals, Deutschland, und begreift, welche 
große Verantwortung die deutsche 
Arbeiterklasse dafür trägt, dass sich 
hier das Blatt wendet und damit erst 
die Voraussetzung geschaffen wird, 
dass es im übrigen Europa besser wer¬ 
den kann. 

Denn nach einer solchen Wende sieht 
es gegenwärtig nicht aus. Im Gegen¬ 
teil! Schritt für Schritt wird vielmehr 
die deutsche Agenda 2010 den EU- 
Ländern aufoktroyiert: Verschärfung 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
Euro-Plus-Pakt, Stabilitätspakt, Six- 
Pack und Two-Pack heißen hier die 
Stationen. Das dahinterstehende 
Prinzip ist immer dasselbe: „In Brüs¬ 
sels Europaviertel sollen die Konzep¬ 
te und Pläne der EU-Mitgliedstaaten 
bewertet und korrigiert werden, be¬ 
vor nationale Parlamente sie abseg¬ 
nen dürfen. [...] Die Kontrolle über 
Staatshaushalte soll nicht mehr von 
unten erfolgen, sondern von oben, 
ganz nach den Wünschen der indus¬ 
triellen und finanziellen Elite“ (197). 
Am Ende dieses Weges soll dann eine 


europäische Wirtschaftsregierung ste¬ 
hen. Die „europäischen Industrieka¬ 
pitäne“ wollen „fortan selbst und vor 
allem ungestört von demokratischem 
Firlefanz über die wirtschaftlichen, 
steuerlichen und sozialen Prioritäten 
entscheiden. Eine Währungszone, eine 
Politik, eine sozial-ökonomische Ver¬ 
waltung“ (197). 

Widerstand und Natio¬ 
nalismus in Europa 

Doch das ist nur die eine Seite. Die 
andere besteht im Widerstand gegen 
diese Entrechtung der Völker. Aus¬ 
führlich wird die Gegenwehr in Grie¬ 
chenland, Lettland, Portugal und Ir¬ 
land beschrieben. Die Sympathie des 
Autors gehört dabei den kampfberei¬ 
ten, klassenorientierten Kräften, wie 
den portugiesischen und den grie¬ 
chischen Kommunisten. Seine Sicht 
auf die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Union ist illusionslos. Der in der 
deutschen Linken weit verbreitete 
Glaube, die EU zu einer „sozialen, 
demokratischen und ökologischen 
Union“ verändern zu können, wird 
von Mertens und seiner Partei nicht 
geteilt. Auch deshalb hält sich die 
PVDA von der Europäischen Links¬ 
partei fern. 

Die EU stellt auch keine Antwort 
auf den überall anwachsenden Na¬ 
tionalismus dar. Sie begünstigt ihn 
vielmehr: „Wettbewerb und Profit¬ 
gier, die die Europäische Union ent¬ 
stehen ließ, schüren nun allenthalben 
wieder den Nationalismus“ (187). 
Und mit großer Klarheit wird im 
Abschnitt „Die Krise und die Rück¬ 
kehr des Nationalismus“ der enge 
Zusammenhang von Vereinzelung 
durch Konkurrenz mit dem überall 
wieder aufsteigenden Nationalismus 
dargestellt: „Alle Menschen werden 
zu Konkurrenten - danach klingt die 
wahre Melodie der Europäischen 
Union. Wer die Menschen gegenei¬ 
nander ausspielt, der bereitet den 
Nährboden für den Nationalismus. 
Europäische Zentralisierung und auf¬ 
keimender Nationalismus sind zwei 
Aspekte ein und derselben Konkur- 
renzpolitik“ (269). 


Sozialismus 2.0 

Für Belgien propagiert die PVDA als 
Sofortmaßnahme die Einführung ei¬ 
ner zweiprozentigen Millionärssteu- 
er. Das hört sich nach wenig an, wür¬ 
de aber angesichts des großen privaten 
Reichtums im Land erlauben, wichti¬ 
ge soziale Programme auf den Weg zu 
bringen sowie Kürzungen bei Bildung, 
Kultur und Gesundheit rückgängig zu 
machen: „Mit drei Milliarden Euro an 
Millionärssteuern könnten hundert¬ 
tausend neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden, Arbeitsplätze für Kranken¬ 
pfleger, für Lehrkräfte, für Kinderbe¬ 
treuer, für Bauarbeiter von neuen So¬ 
zialwohnungen und für Handwerker, 
die Häuser isolieren können. [...] Die 
Millionärssteuer ist ein geeigneter He¬ 
bel, um Vermögen zu aktivieren und 
endlich effektiv der Arbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken“ (33). Solche Zwi¬ 
schenschritte bedeuten aber keines¬ 
wegs, dass die Partei ihr Ziel Sozialis¬ 
mus aufgibt, denn es wäre „sehr eng¬ 
stirnig, den Sozialismus abzuservieren, 
nur weil die ersten Versuche scheiter¬ 
ten“ (394). „Alle jene Schaumschläger, 
Geldscheffler und andere Oligarchen 
bezeichnen es als Utopie, weil sie es 
nicht für nötig befinden, sich eine an¬ 
dere Gesellschaftsform vorzustellen. 
Doch für eine beständig wachsende 
Anzahl von Menschen und für den 
Planeten, den sie bewohnen, wird 
die Zufuhr neuen Sauerstoffs immer 
dringlicher, um zu leben. Der Sozia¬ 
lismus ist keine unerreichbare Illusi¬ 
on, er ist ein Traum, der wahr werden 
kann“ (395). 

Für diese „wachsende Anzahl von 
Menschen“ ist das Buch geschrieben 
worden. Für Deutschland existiert ein 
solches Werk leider nicht. Daher ist es 
zu wünschen, dass zumindest dieses 
Buch bei uns eine große Verbreitung 
findet. Andreas Wehr 

Peter Mertens: Wie können sie es wagen? 
Der Euro, die Krise und der große Raubzug, 
Verlag Andre Thiele, Mainz 2013,413 Seiten, 
19,90 Euro. 

(Leicht gekürzter Vorabdruck aus Marxistische 
Blätter 2-2014. Auslieferung Mitte März.). 


Zwischen Vision und Realpolitik - 
Lateinamerika heute 

Soeben erschienen: Marxistische Blätter 2-2014 


„Aufbruch? - Die Integration Latein¬ 
amerikas“ war ein Schwerpunktthema 
der Marxistischen Blätter (3-05) vor 
gut neun Jahren. Hier knüpfen die Bei¬ 
träge dieses Heftes an, indem wir nach 
dem heutigen Stand der Dinge fragen. 
Eine (Zwischen)Bilanz wäre angesichts 
der Größe der Aufgabe ein zu hoher 
Anspruch für diese „Region mit der 
größten Dynamik“ im weltpolitischen 
Rahmen (Sergio de Zubiria Samper). 
Die Tatsache, dass zwei zugesagte Bei¬ 
träge aus Venezuela und Chile (noch) 
nicht in dieses Heft aufgenommen wer¬ 
den konnten, hat mit eben dieser Dyna¬ 
mik zu tun bzw. mit der eingreifenden 
Rolle unserer Autoren in die Klassen¬ 
kämpfe vor Ort. Die Beiträge werden 
aber nachgereicht. 

Unser kolumbianischer Autor, Sergio 
De Zubiria Samper, gibt einen nüchter¬ 
nen Überblick über die „neue Zeit in 
den Einigungs- und Integrationsprozes¬ 
sen des Kontinents“, seine Grundideen 
als Emanzipationsprojekt und imperi¬ 
alistische Gegentendenzen. Die beiden 
brasilianischen Autoren befassen sich 
konkreter mit der ökonomischen Ent¬ 
wicklung z.B. von Mercosur (Eduardo 
G. Serra) bzw. der Vorgeschichte von 
CELAC und der Rolle der politischen 
Parteien sowie des Forums von Sao 
Paolo (Ricardo Alemao Abreu). Ant¬ 
worten des Präsidenten der KP Chiles, 
Guillermo Teillier, auf Fragen zur Re- 
gierungsbeteiligung der Kommunisten 
im Kabinett von Michelle Bachelet, 
deuten u.a. neue Chancen zur Stär¬ 


kung des Projektes einer solidarischen 
Integration an, die Wege in eine ande¬ 
re, sozialistische Zukunft öffnet. Zwei 
bundesdeutsche Lateinamerikaspezia¬ 
listen fokussieren den Blick auf Aspek¬ 
te neuer Medienpolitik in Lateiname¬ 
rika (Dieter Boris) und die Gefahr, die 
den Linksregierungen von inneren und 
äußeren Gegnern u.a. diversen Stiftun¬ 
gen droht (Andre Scheer), was durch 
aktuelle Entwicklungen insbesondere 
in Venezuela unterstrichen wird. 

Aus europäischer Sicht interessant sind 
lateinamerikanische Lehren aus dem 
Integrationsmodell EU, konkret die 
eher abschreckenden „Fernwirkungen“ 
desselben. „Die EU hat die Länder an 
der Peripherie grundlegender Souverä¬ 
nitätsinstrumente ihrer nationalen Ent¬ 
wicklung beraubt und die Ungleich¬ 
heit innerhalb des Blocks im Rahmen 
einer kapitalistisch-imperialistischen 
Integration föderalen Charakters bei 
gleichzeitiger militaristischer, neolibe¬ 
raler Politik verstärkt.“ (R. Alemao Ab¬ 
reu) Man müsse „alles tun, um absolut 
nichts von der Europäischen Union zu 
kopieren, der EU, die nicht mehr ist als 
ein auf der Macht der Monopole und 
nicht auf der Macht der Völker beru¬ 
hendes Modell.“ 

Umgekehrt können und sollten auch 
europäische Linke mehr lernen vom 
lateinamerikanischen Kampf um eine 
gänzlich andere Art von Integration, 
eine solidarische, eine demokratische, 
eine gewaltfreie mit uneingeschränk¬ 
tem Respekt vor kultureller Diversi- 


tät und nationaler Souveränität der 
Völker. Auch diesen Lernprozess ein 
kleines Stück zu befördern und zu 
verbreitern, ist erklärtes Ziel dieses 
Schwerpunktthemas. Zu „Lehren aus 
Lateinamerika“ empfehlen wir darum 
auch den im Heft auszugsweise nachge¬ 
druckten Vortrag, den der Wirtschafts¬ 
wissenschaftler und Präsident Ecua¬ 
dors, Rafael Correa, im November letz¬ 
ten Jahres an der Sorbonne-Universität 
in Paris gehalten hat. 

Interessant sind auch die O-Töne aus 
europäischen Ländern, die unter der 
Rubrik „Positionen International“ ver¬ 
öffentlicht sind, z.B. Georges Gastauds 
Rückbesinnung auf „Arbeiterklasse, 
Nation und kommunistischer Kampf“, 
Francisco Melos Beitrag über Alvaro 
Cunhal sowie die Sicht des ukraini¬ 
schen Kommunisten Pjotr Simonen- 
ko auf die Hintergründe der „ukraini¬ 
schen Proteste“. 

Marxistische 
Blätter 2-2014, 

Zwischen Visi¬ 
on und Realpo¬ 
litik - Latein¬ 
amerika heu¬ 
te, 9,50 Euro, 

Zu bestellen 
bei Neue Im¬ 
pulse Verlag, 

Hoffnungsrtr. 

18, 45127 Es¬ 
sen, Tel.:0201- 

236 757, info@neue-impulse-verlag.de 
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Frank Deppe: 

Niccolö Machiavelli - Zur Kritik der reinen Politik 

Angesichts einer tiefen Krise beschwört Machiavelli einen imagi¬ 
nären Führer, dessen Gewaltregime die Macht zwischen den 
Hauptklassen ausbalancieren und den Verfall aufhalten soll. Deppe 
widmet sich auch der neuzeitlichen Machiavelli-Rezeption vom 
italienischen Faschismus bis zur Neuen Rechten, aber auch der 
von Gramsci und der Linken. 

Hardcover - 529 Seiten - 28,00 Euro 
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Georg Fülberth: Marxismus 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Fülberth versteht unter Marxismus 1.) die historisch-materialisti¬ 
sche Analyse von Ökonomie und Klassenverhältnissen, 2.) eine 
auf sie gestützte Theorie der Politik, 3.) politische Praxis zur Aufhe¬ 
bung des Kapitalismus. Marxistische Theorie wird verharmlost, 
wenn ihr zentraler Anspruch, die Umwälzung der bürgerlichen 
Gesellschaft, aus ihr herausgebrochen wird. 

110 Seiten - 9,90 Euro 
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Urte Sperling: 

Die Nelkenrevolution in Portugal 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

April 1974: Revolutionäre Militärs stürzen eine faschistische Dik¬ 
tatur und scheinen entschlossen, im Bündnis mit einer kämpferi¬ 
schen Arbeiterinnenbewegung eine sozialistische Gesellschaft 
zu errichten. Wer waren die Akteure der Nelkenrevolution, was 
haben sie erreicht und was ist geblieben? 


131 Seiten - 9,90 Euro 
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Vor 8o Jahren in München ... 

Zur Erstveröffentlichung einer Reportage von Julius Fucik 


Vor 80 Jahren, im Juli 1934, war Ju¬ 
lius Fucik illegal aus der Tschecho¬ 
slowakei kommend unterwegs nach 
München, „das wievielte mal schon 
...“ fragte er sich zu Beginn seiner 
einige Tage dauernden Reise. Nicht 
touristischen Zielen oder der Schön¬ 
heit des Landes galt seine Reise - ob¬ 
wohl er sie nicht unbeachtet ließ -, 
sondern der politischen Entwicklung. 
Er wollte das Leben unter der Herr¬ 
schaft der Faschisten beobachten; vom 
Ende der Reportage her meint man, 
er habe nach Indizien für den Unter¬ 
gang des Regimes gesucht und Hoff¬ 
nung schöpfen wollen. 

Die Reise ist gefährlich; Gespräche 
können verhängnisvoll werden und 
zur Verhaftung führen. Es ist oft nur 
die „Oberfläche“, die er sehen und 
aus der er Schlüsse ziehen kann. Die 
„Oberfläche“ wird für ihn zum Stu¬ 
diengegenstand; er gewinnt aus ihr 
wesentliche Informationen im zwei¬ 
ten Jahr der faschistischen Diktatur. 
Sein journalistischer Ansatz ist eben¬ 
so einfach wie wirkungsvoll: Er will 
das Land besuchen, dessen Idylle und 
Schönheit er kennt, aber diesmal will 
er die Auswirkungen der politischen 
Ereignisse ermitteln, die seit 1929 ge¬ 
schehen sind und die 1933 ihren Hö¬ 
hepunkt erreichten, als die Nazis die 
Macht übernahmen, das Land „un¬ 
durchlässig abzuschließen“ trach¬ 
teten und in dem „systematisch ge¬ 


mordet (wurde), am Tag und planmä¬ 
ßig“. Er macht sich auf den Weg nach 
München, „eine altehrwürdige Stadt“, 
Sinnbild bayrischer Kunst und Schön¬ 
heit, aber 1923 auch „Wiege des brau¬ 
nen Faschismus“, Ort des ersten Ver¬ 
suchs der Hitler-SA, „um die Macht 
zu ergreifen und sie ihrem Führer zu 
übergeben“. 

Elf Jahre -1934 - später kommt Juli¬ 
us Fucik in die Stadt, als die SA wie¬ 
der im Mittelpunkt stand, diesmal als 
Betroffene. Fucik lässt keine Speku¬ 
lationen zu, sondern sieht die Ursa¬ 
che für die Ausschaltung der SA im 
sogenannten „Röhm-Putsch“ oder 
der „Nacht der langen Messer“ bei 
den Thyssens und Krupps, die „jene 
ehemaligen Organe des braunen Ter¬ 
rors nicht mehr brauchen“, sondern sie 
nun sogar anstößig für ihre öffentliche 
Politik finden. 

Fucik bemerkt auch Erstaunliches: Es 
gab auf den Straßen Münchens „kei¬ 
ne Begeisterung mehr“, selbst Polizei 
und SS zeigten „müdes Desinteres¬ 
se“. Da fragt sich der heutige Leser, 
ob der Autor 1934 etwas sehen wollte 
und wünschte, was es so nach aktuel¬ 
lem Wissen in Deutschland nicht gab: 
Es waren die Jubelstürme der Deut¬ 
schen, ihre massenhafte Zustimmung 
zur Nazi-Politik, die das massenhafte 
Verbrechen begünstigte und förderte. 
Durchgängig entsteht der Eindruck, 
als wolle Fucik Hoffnung verbreiten, 


den Untergang und die Niederlage des 
Faschismus herbeirufen und so klein¬ 
bürgerliche Unzufriedenheit, begleitet 
von Widerspruch im bürgerlichen La¬ 
ger, als Voraussetzung für politischen 
Kampf anzukündigen. Die Reporta¬ 
ge geht mit der von ihr gezeichneten 
Wirklichkeit auch bitter ironisch um, 
so wenn Fucik den Terror nach acht¬ 
zehn Monaten faschistischer Macht 
beschreibt und feststellt, er sei „ir¬ 
gendwie übersichtlicher“ geworden. 
Julius Fucik (1903-1943) war ein ge¬ 
wandter und wagemutiger Journalist 
der dreißiger Jahre; seit 1929 leitete 
er die Zeitschrift für Kultur und Poli¬ 
tik „Tvorba“ in Prag. Während ande¬ 
re Gegner des nationalsozialistischen 
Regimes Deutschland 1933 fluchtar¬ 
tig verließen, um ihr Leben zu retten, 
machte er sich auf in dieses Land, von 
dem so viel Unheil über die Welt kam, 
von dem auch ihm Gefahr drohte, die 
ihn schließlich das Leben kostete: 
1942 wurde er in Prag im Verlauf einer 
Razzia nach dem Attentat auf Heyd- 
rich verhaftet; im Gefängnis entstand 
seine weltberühmte „Reportage unter 
dem Strang geschrieben“. 1943 wurde 
er in Berlin-Plötzensee wegen Hoch¬ 
verrats angeklagt und nach einem von 
dem berüchtigten Verbrecher Roland 
Freisler verkündeten Todesurteil hin¬ 
gerichtet. 

Die Reportage, zuerst 1934 in drei 
Teilen in der „Tvorba“ erschienen, ist 



Foto: UZ-Archiv \ 

Julius Fucik, Aufnahme aus den 
frühen 30er Jahren. 

aktuell; die Schilderung von Naziauf¬ 
märschen zeigt als drohende Projekti¬ 
on, was geschieht, wenn Rechtsradika- 
lität nicht am Beginn verhindert wird. 
Es gibt auch eine ungewollt aktuelle 
Ironie: Man hat noch die Aschermitt¬ 
wochstöne 2014 aus Bayern im Ohr, 
Bayern sei in den vergangenen fünf¬ 
zig Jahren „die erfolgreichste Staats¬ 
form in ganz Europa“ gewesen (Gau¬ 
weiler). Bei Fucik liest man, dass 1934 


Bayern vor achtzig Jahren den ande¬ 
ren deutschen Ländern fünfzig Jah¬ 
re hinterher hinke und das „von den 
deutschen Ländern industriell am we¬ 
nigsten entwickelte Land“ sei, aber es 
sei ein Zentrum des Faschismus ge¬ 
worden und gegen den Faschismus 
gebe nur eine Kraft aus dem Unter¬ 
grund, die Kommunisten. 

Das Buch ist bibliografisch gelungen, 
die Reportage wird informativ von 
Bild- und biografischem Material be¬ 
gleitet. Manche zusätzliche Erläute¬ 
rung wäre wünschenswert gewesen, 
um den historischen Abstand zu über¬ 
winden, zum Beispiel eine Erklärung 
der Vorgänge beim Vorgehen gegen 
die SA in München - die Verteilung 
anonymer Handzettel - und Ähnli¬ 
ches. Die Übersetzung ist einprägsam 
schlicht, nur manchmal holprig (Auf 
den Barrikaden „fielen getötete Ar¬ 
beiter“, S. 8). Das Buch insgesamt ist 
ein Lehrbuch für eindringlichen Jour¬ 
nalismus. Und es ist ein Denkmal für 
einen weitsichtigen Journalisten, des¬ 
sen Andenken und Denkmale nach 
1989 im Namen der „Demokratie“ 
verbannt und geschändet wurden. 

Rüdiger Bernhardt 

Julius Fucik: Eine Reise nach München - 
Juli 1934. Übersetzung: Helga Katzschmann. 
Deutsche Erstveröffentlichung einer wieder¬ 
entdeckten Reportage. Verlag Wiljo Heinen: 
Berlin und Böklund, 2013,64 S., 10,- Euro 


Und rot wie Blut... 

„Blancanieves“ - ein atemberaubender spanischer Stummfilm über das „Schneewittchen“-Thema 



Z ur Warnung vorweg: dieser Film 
ist nichts für Leute, die im Kino 
„Action“ sehen wollen, denen es 
an Phantasie mangelt, die beim Wort 
„Stummfilm“ zusammenzucken und für 
die das Wort „schwarzweiß“ gleichbe¬ 
deutend mit „farblos“ „langweilig“ und 
„veraltet“ ist. 

Muss man diesen Film gesehen ha¬ 
ben? - Hat man ihn gesehen? Man traut 
seiner Erinnerung kaum. Es gehen Spu¬ 
ren durch das Gedächtnis wie Fußab¬ 
drücke kleiner Vögel im Schnee, wirr 
durcheinander, schwer zu identifizie¬ 
ren, als hätten sich Kobolde gestritten. 
„Blancanieves“, „Schneewittchen“, 
weiß wie Schnee und schwarz wie 
Ebenholz. So musste das verfilmt wer¬ 
den- in schwarzweißen Bildern und fast 
ohne Dialoge, mit spanischer Musik. 


Denn das Märchen spielt im Spanien 
der 20er Jahre. 

Es lebten einmal ... nicht ein König 
und eine Königin, sondern ein be¬ 
rühmter Torero und seine Frau, eine 
Tänzerin, die erwarteten ihr erstes 
Kind. Doch der Torero wird während 
eines Stierkampfmarathons vom letz¬ 
ten Stier auf die Hörner genommen. 
Die hochschwangere Frau erleidet vor 
Schreck eine vorzeitige Geburt, bei der 
sie stirbt. Das Neugeborene überlebt. 
Der Mann überlebt auch, querschnitt¬ 
gelähmt und depressiv, will von seinem 
Kind nichts wissen und lässt sich von 
einer geldgierigen Frau heiraten. 

Die Tochter wächst bei der Großmutter 
auf, bis sie nach deren Tod im Vater¬ 
haus Aufnahme findet, wo sie den Va¬ 
ter nicht sehen darf und von der bösen 


Stiefmutter ausgebeutet und misshan¬ 
delt, schließlich sogar beseitigt wird. 
Doch die Totgeglaubte wird von den 
sieben, pardon, sechs Zwergen geret¬ 
tet und entwickelt sich zur gefeierten 
Rivalin ... 

Ein Märchenfilm also, freigegeben 
ab 12 Jahren. Doch für Kinder ist das 
nichts. Zu grausam, zu kompliziert, zu 
philosophisch und zu bedrückend ist 
die Botschaft. Ein Happy-end gibt es 
nicht, obwohl das Böse bestraft wird, 
die Liebe über den Tod siegt und die 
Schönheit alles überdauert. 

Gezeigt wird das Aufwachsen eines 
Mädchens in einer patriarchalischen 
Gesellschaft, unter dem übermächti¬ 
gen Bild eines verehrten, mit Tabu be¬ 
legten, dabei völlig hilflosen Vaters, der 
für das Kind nur symbolisch, als riesi¬ 


ges Bild an der 
Wand, dafür um 
so wirkungsvol¬ 
ler, präsent ist. 
Wie das Mäd¬ 
chen das Tabu 
bricht, den Vater 
erobert und die 
eigene Identität 
nur in der seinen 
sehen und fin¬ 
den kann, die es 
übernimmt, ko¬ 
piert, reanimiert, 
ihm selbst damit 
gleichsam seine 
Beweglichkeit 
zurückgibt, wäh¬ 
rend sie für kur¬ 
ze Zeit ihre Da¬ 
seinsberechtigung 
als Mensch - als 
Tochter - zurück¬ 
erhält - das ist, 
bei aller Grazie 
der Darstellung, 
erschütternd. 
Später ist es eine 
Gruppe klein¬ 
wüchsiger Zirkus¬ 
leute, Bruchstü¬ 
cke männlicher 
Rollenbilder, „zu 
kurz Gekomme¬ 
ne“, denen sie zu 
neuer Größe und 
zu Glanz verhilft, 
und zwar wiederum als Reinkarnation 
des Vatermodells - als Torera. 
Zunächst kindlich spielt sie die Vater¬ 
rolle nach, später vollzieht sie sie bit¬ 
terernst, unter Einsatz ihres Lebens. 
Die Situation, in der sie das plötzlich 
begreift, weil ihr Gedächtnis wieder¬ 
kehrt, geht beinahe über ihre Kraft. 
Aber sie stellt sich dem Kampf und 
gewinnt so den Ruhm, ihrem Vater zu 
gleichen. 

Auf dem Höhepunkt ihres Triumphs 
als „Wiedergängerin“ ist es folgerichtig 
die böse Stiefmutter, die der vermeint¬ 
lichen Siegerin den Weg abschneidet 
und ihr, verschleiert und verstellt, den 
vergifteten Apfel reicht... 

Der Film stellt sich eindeutig auf die 
Seite der Armen, der Erniedrigten und 
Beleidigten, der Kranken und Ausge¬ 


grenzten. Volksszenen und Gesichter 
erinnern an Fotos von Tina Modotti. 
Bezaubernd androgyn wird „Schnee¬ 
wittchen“ von Macarena Garcfa ver¬ 
körpert - stark und anrührend auch 
Sofia Oria in der Kinderrolle. Angela 
Molina, einst „dieses obskure Objekt 
der Begierde“ von Bunuel, brilliert als 
Großmutter, Maribel Verdü als verteu¬ 
felt- sadistisches High-Society-Luder. 
Wunderbar die Truppe der Kleinwüch¬ 
sigen, darunter als „böser Zwerg“ Emi- 
lio Gavira, dafür in Spanien als bester 
Nachwuchsdarsteller nominiert. 

Ein bildstarker Film (Kamera: Kiko de 
la Rica), der die zauberhafte Poesie der 
schönsten russischen und tschechischen 
Märchenfilme mit düsterer Fatalität 
und skurrilem Witz verbindet. 

In Erinnerung bleiben etwa die Szenen 
der gealterten Angela Molina, die sich 
mit hinreißendem Temperament zu 
Tode tanzt - eine ebenso begeistern¬ 
de wie beklemmende Darbietung. Der 
zunächst verführerische, dann ausgelas¬ 
sene Tanz des Mädchens um und mit 
dem Rollstuhl des gelähmten Vaters. 
Die makabre Parade der Angehörigen, 
die mit dem Toten, kostümiert wie eine 
Puppe, ein letztes Foto aufnehmen las¬ 
sen: „Bitte lächeln!“ 

So geht ständig der Tanz in den Tod 
überdauert die Bedrohung überall und 
ist das bedrohte Leben doch voll über¬ 
schäumender, unbezwinglicher Heiter¬ 
keit, voller Leidenschaft und Erotik. 
Rot wie Blut. 

Dieser „stumme“ Film lebt auch von 
der eindrucksvollen Musik von Alfon- 
so Vilallonga, die er in Zusammenar¬ 
beit mit Roman Gottwald und der be¬ 
merkenswerten jungen Sängerin Silvia 
Perez Cruz geschaffen hat. 
„Blancanieves“, eine kollektive Meis¬ 
terleistung, wurde 2012 mit dem höchs¬ 
ten spanischen Filmpreis, dem „Goya“, 
in zehn Kategorien ausgezeichnet und 
errang Preise beim Filmfestival von San 
Sebastian. 

Der Film lässt einen tief beeindruckt 
und nachdenklich zurück. 

Ein wirkliches Kunstwerk! 

Cristina Fischer 

Blancanieves. Spanien 2012 (RE: Pablo Ber¬ 
ger), 104 min. Seit November 2013 im Kino, 
ab Mai auch als DVD im deutschen Handel. 




12 Freitag, 14. März 2014 


Hintergrund 


unsere zeit 


CE 


Von Sammlern und Jägern 

Bemerkungen zur digitalen Totalüberwachung • Von Klaus Wagener 


S ammelwut der NSA ist nutzlos“ 
glaubt das Handelsblatt . Das Blatt 
stützt sich auf eine Studie des 
US-Think-Tank, New America Foun¬ 
dation, der 225 Terrorismus-Fälle seit 
dem 11. September untersucht hat und 
zu dem Ergebnis kam, dass die NSA- 
Totalüberwachung „keinen erkennba¬ 
ren Einfluss auf die Verhinderung von 
Terrorakten gehabt“ habe. Das mag so 
sein. Menschen, die sich ernsthafter¬ 
weise mit der imperialen Supermacht 
anlegen, dürften um deren Spionagefä¬ 
higkeiten wissen. iPhones dürften nicht 
nur für Barack Obama ein Tabu sein. 
Aber ist es nur Paranoia, die einen Ge¬ 
heimdienstapparat von einem Mehrfa¬ 
chen des Bundeswehretats zu finanzie¬ 
ren hilft? Oder ist die Handy-Kommu- 
nikation von Angela Merkel wirklich 
so spannend, dass dafür selbst in Zeiten 
immenser Schulden und des Fiscal Cliff 
einfach mal so Zig-Milliarden rausge¬ 
hauen werden können? 

Eine Antwort (von vielen) auf diese 
Frage hat uns wieder einmal Edward 
Snowdon geliefert. Der US-Journalist 
Glenn Greenwald, der Snowdon-Pa- 
piere im britischen Guardian heraus¬ 
brachte, hatte auf NBC News und auf 
der Webseite „The Intercept“ doku¬ 
mentiert, dass es sich bei den „Akti¬ 
vitäten“ der NSA und ihrer britischen 
Schwester GCHQ naturgemäß nicht 
nur um passives Abhören handelt. 
Also ziemlich genau das, was in den 
Mainstream-Medien umgehend mit 
dem Vorwurf „Verschwörungstheorie“ 
ins Reich des Absurden katapultiert 
wird. Danach existiert beim GCHQ 
eine geheime Einheit JTRIG (Joint 
Threat Reaserch Intelligence Group) 
für verdeckte Online-Operationen. 
NBC News hatte über „Sex and Dirty 
Tricks“ berichtet, die JTRIG zum Er¬ 
reichen ihrer Ziele benutzt. Ziele seien 
Hacker, Terror-Gruppen, verdächtige 
Kriminelle, Waffenhändler oder ganze 
Staaten. Was eine recht unvollständige 
Liste sein dürfte. 

Das GCHQ hat in einer Foliensamm¬ 
lung, „The Art of Deception“ (Die 
Kunst der Täuschung), ein „Training 
für eine neue Generation von ver¬ 
deckten Online Operationen“ ange¬ 
kündigt, mit dem man die neuen „Cy¬ 
ber-Magier“ auszubilden hofft. Die 
neuen JTRIG-“Magier“ sollen die 
Fähigkeit erwerben mit ihren Online- 
Techniken, den „Magic Techniques“ et¬ 
was in der digitalen und dadurch eben 
auch in der realen Welt passieren zu 
lassen. Es gehe darum, Verhaltenswei¬ 
sen von Individuen wie von Gruppen 
zu manipulieren. Ziel ist demnach, die 
Entdeckung und Identifikation grup¬ 
pendynamischer und gesellschaft¬ 
licher Bruchstellen. Dazu steht ein 

ausgefeiltes psychologi- _ 

sches, sozial- und medi- 
enwissenschaftliches Ins¬ 
trumentarium bereit. We¬ 
sentliche Taktik dabei ist 
die Diskreditierung von 
Individuen wie auch Gruppen. Dabei 
dürfte nicht nur die Fähigkeit, die Ge¬ 
wohnheiten, Emotionen und Sprache 
der Zielperson/Gruppe zu adaptieren, 
sondern auch eine gewisse Skrupello¬ 
sigkeit für die neuen „Magier“ die Vo¬ 
raussetzung sein. Von der Fälschung 
von E-Mail-Texten, Blog-Einträgen, 
dem Austauschen/Fälschen von Social- 
Network-Photos und dem Auf stellen 
von Sex-Fallen ist so ziemlich alles da¬ 
bei. Bei Konzernen geht das dargestell¬ 
te Spektrum bis zur Ruinierung von 
Geschäftsbeziehungen. Es hat daher 
schon einen eigenartigen Klang, wenn 
der britische Premier David Cameron 
auf der CeBIT verkündet, Großbritan¬ 
nien wolle sich zum meistdigitalisier- 
ten Land der G8 entwickeln. 

Die militärische Variante 

Die Cyberwar-Ziele des Pentagon, 
2008 im „Plan X“ festgeschrieben und 
bekräftigt auf einer NSA-Cyber-Spio- 
nage-Konferenz 2012, können nach den 
US-Autoren Peter W. Singer und Allan 
Friedman („Cybersecurity and Cyber¬ 
war“) mit den „Five D’s plus one“ be¬ 


schrieben werden. Es gehe um die Cy- 
berwar-Fähigkeit „to degrade, deceive, 
destroy, deny, or disrupt, (herabsetzen, 
betrügen, zerstören, bestreiten, oder 
zum Erliegen bringen) bei gleichzeiti¬ 
gem „defending“ (verteidigen) gegen 
die entsprechenden (Gegen-)Angriffe 
eines Gegners. 

Dass dies durchaus nicht nur Rhetorik 
ist, dürften die Angriffe mit hochkom¬ 
plexer Malware wie Stuxnet, Duqu, 
Mahdi oder Flame verdeutlicht haben. 
Um das 20-Megabyte-Virus Flame 
(laut Kasperski Lab „eine der komple¬ 
xesten Bedrohungen, die je entdeckt 
wurden“) vollständig verstehen zu 
können, wird vom Entdecker, Kasper¬ 
ski, ein Untersuchungszeitraum von 10 
Jahren angenommen. Dies macht die 
Variante eines „privaten“ Entwicklers 
eher unwahrscheinlich. Die Angriffs¬ 
ziele lagen im Mittleren Osten, Nord¬ 
afrika und vor allem in Iran. Hier liegt 
zudem das politische wie das militäri¬ 
sche Motiv auf der Hand - und eben¬ 
so das Motiv für „exzessive Sam¬ 
melwut“. 

Die Entwicklung hochent¬ 
wickelter Cyber-War-Fähig- 
keiten wird in kommenden 
Kriegen und submilitäri¬ 
schen Auseinandersetzungen 
entscheidende Bedeutung 
erlangen. Konnte durch das 
Knacken des Enigma-Codes 
im zweiten Weltkrieg ein 
zwar nicht kriegsentschei¬ 
dender, aber doch einschnei¬ 
dender operativ-taktischer 
Vorteil errungen wer¬ 
den, so bestand die¬ 
ser Vorteil in der - 
passiven - Kenntnis¬ 
nahme von Teilen der 
gegnerischen Kommu¬ 
nikation. Mit der Digi¬ 
talisierung, Vernetzung 
und Steuerung der mili¬ 
tärischen Strukturen sind 
nicht nur völlig neue, weit¬ 
gehende „Verletzlichkeiten“ 
oder anders herum Spionage¬ 
möglichkeiten entstanden, die schon 
weit im Vorfeld militärischer Auseinan¬ 
dersetzungen, die Aufklärung von Be¬ 
waffnung, Aufmarsch- und Stationie¬ 
rungsplänen, Kommandostrukturen 
und Angriffszielen ermöglicht, sondern 
auch - aktiv - um in die Kontrolle über 
die jeweiligen Mittel und Einheiten ein- 
greifen zu können. 

Drei-Sterne-General Richard Mills 
beispielsweise, Oberkommandierender 
der Besatzungsarmee im Südwesten 
Afghanistans prahlte damit, dass seine 
Cyber-Operationen gegen den Gegner 
ein großer Erfolg gewesen seien: „Ich 
war in der Lage in ihr Netz einzudrin¬ 


ten für die DARPA, die High-Tech- 
Entwicklungssparte des Pentagon, an 
einer „Digital Battlefield Understan- 
ding Study“. Stuxnet und Co. zeigen 
wohin die Reise geht. 

Clausewitz und Palmerston 

Die rationale Clausewitzsche Zweck- 
Mittel-Ziel-Bestimmung: „Der Krieg 
ist eine bloße Fortsetzung der Politik 
mit anderen Mitteln“, verliert unter den 
Bedingungen des Cyber-War mehr und 
mehr ihre Prägnanz und gewinnt dafür 
an Evidenz. Zwischen die nichtmilitä¬ 
rischen Mittel Diplomatie, Propagan¬ 
da und Ökonomie einerseits und die 
Kanonen andererseits schiebt sich auf 
der submilitärischen Ebene die elek¬ 
tronische Kriegführung, der Cyber- 
War. Die Eintrittsschwelle zum Krieg 
verschwimmt immer mehr, es wird 
möglicherweise noch nicht geschossen, 
aber eine zerstörerische Einwir¬ 
kung auf den Geg¬ 
ner 


Erfolges, ihn zum Gegner, und eine 
sichere Chance des Ruins, ihn zum 
Freunde zu haben.“ Seinen bemühten 
Erben im GCHQ dürfte es wohl an 
seiner „vornehmen Geschmeidigkeit“ 
(Marx) gebrechen, an der Bereitschaft 
im Zweifel alles und jeden zu verraten 
sicherlich nicht. Der regierungsamtli- 
chen Erregung über die Überwachung 
des Kanzlerinnen-Handys ermangelt 
es daher nicht an Skurrilität. Sie stellt 
ohnehin nur das wohlfeile Ventil zur 
Kanalisierung der allgemeinen Empö¬ 
rung über die Totalüberwachung dar. 
Mit der Rückeroberung des Ostens ist 
die Uhr der „Freundschaft“ mit dem 
Großen Bruder abgelaufen. Was für 
das aufstrebende Weltreich England 
galt, gilt erst recht für die um seine glo¬ 
bale Rolle, seine Ressourcen und Ein¬ 
flusssphären kämpfende Supermacht 
USA. Aus 
dem 


Vergangenheit. Der Reformismus hat 
dadurch ebenfalls seine Existenzgrund¬ 
lage eingebüßt. Das daraus resultieren¬ 
de Strategieproblem hat die nichtkom¬ 
munistische „Linke“ weitgehend zu 
einem Teil des bürgerlichen Organisa¬ 
tionsspektrums werden lassen und die 
Kommunisten tief gespalten. Sie wären 
es möglicherweise auch ohne die Tätig¬ 
keit der Dienste. Gleichzeitig löst der 
zutiefst asoziale Charakter der neoli¬ 
beralen Gesellschaftszurichtung eine 
zunehmende Entfremdung von der 
herrschenden Politikdarstellung aus. 
Rechtspopulistische Parteien bekom¬ 
men Einfluss, selbst auf Regierungs¬ 
koalitionen. Damit können erhebliche 
Friktionen entstehen (EU/Euro-Prob- 
lem, US-Haushalt). Aber obwohl das 
innenpolitische Problem der imperi¬ 
alistischen Staaten heute weniger die 
Abwehr systemischer Bedrohungen ist, 
als eher die Organisation von Zustim¬ 
mung, bleibt das strategische Primat 
bei der Diskreditierung der Systemher¬ 
ausforderung. Die „Cyber-Magier“ von 
der JTRIG werden da nicht beschäfti¬ 
gungslos bleiben. 

Mit Big Data, der Generierung, 
Sammlung und Analyse gro¬ 
ßer Datenmengen und 
-ströme entsteht 
die Aus¬ 
sicht auf 
die Fä- 
hig- 



Es geht um nicht weniger als die Abbildung 
und Speicherung der gesamten globalen 
Kommunikation 


gen, ihre Kommando- und Kontroll¬ 
strukturen zu infizieren und mich ge¬ 
gen ihre konstanten Versuche zu vertei¬ 
digen, in mein Netz einzudringen und 
meine Operationen anzugreifen. 
Wenn die militärischen Kommando- 
und Kommunikationsstrukturen bis 
hinunter zu den waffentechnischen, 
zunehmend automatisierten Funktio¬ 
nen (Drohnen) einem komplexen, in 
weiten Teilen GPS-basierten Compu¬ 
ternetzwerk gehorchen, dann hat im 
Zweifel der das Sagen, der die Kontrol¬ 
le über eben dies Netzwerk ausübt. Die 
Einwirkungsmöglichkeiten sind außer¬ 
ordentlich vielfältig. Dieser Gedanke 
allein schon macht die überragende 
Bedeutung zukünftiger Cyberwar-Fä- 
higkeiten deutlich. Das Battlefield wird 
zum Battlespace, mit einem elektroni¬ 
schen „Battle of Persuation“ (Singer/ 
Friedman), einer Cyber-Schlacht um 
die gegenseitige Beeinflussung. Mel¬ 
dungen zufolge sollen beispielsweise 
Einheiten des Marine Corps für die 
entsprechende Fokussierung der NSA 
sorgen. Private „Sicherheitsdienstleis¬ 
ter“, wie die US-Firma Invincea, arbei¬ 


lSt 

trotz¬ 
dem 
möglich. 

Es entwickelt 
sich eine Art niedrig¬ 
schwelliger imperialistischer 
Krieg in Permanenz, bei dem die Wahl 
der Mittel weitgehend Opportunitäts¬ 
prinzipien gehorcht. 

Auf der Propaganda-Ebene geht es um 
die Konstruktion einer überzeugenden 
Legitimationsbasis. Schließlich sollen 
_ in großen Mengen Men¬ 
schen zu Tode gebracht, 
verletzt oder verstüm¬ 
melt werden. Nicht aus¬ 
zuschließen auch aus der 
eigenen Bevölkerung. 
Erhebliche Teile der Staatseinnahmen 
sollen zu diesem Zweck in Destruk¬ 
tionspotential investiert werden. Das 
gestaltet sich nicht immer leicht. Der 
Bewusstseinsindustrie der Bundesre¬ 
publik ist es selbst unter der Mitwir¬ 
kung aller regierungszugelassenen 
Parteien nicht gelungen eine tragfä¬ 
hige Zustimmung in der Bevölkerung 
für den Afghanistan-Krieg der Bundes¬ 
wehr zu erzeugen. Daher kommt der 
Konstruktion eines entsprechenden, 
personalisierten Feindbildes, eines ak¬ 
tuellen Hitler, höchste Priorität zu. Ei¬ 
ner Rolle, der sich momentan der rus¬ 
sische Präsident erfreut. Hier liegt das 
klassisch-militärische Terrain der „Five 
D’s plus One“. 

Der „wahrhaft englische Premier“, 
Lord Palmerston, hatte das imperiale 
Prinzip der aufstrebenden Weltmacht 
England auf den Punkt gebracht: 
„Völker haben keine permanenten 
Freunde oder Feinde, nur Interessen.“ 
„Wenn er fremde Völker verriet, so ge¬ 
schah es stets mit großer Höflichkeit“, 
urteilt Karl Marx, „in allen Fällen, war 
es eine wahrscheinliche Chance des 


Gegen die heutigen Möglichkeiten und Raffinessen des Daten-Krieges war 
Enigma ein Klacks. Enigma war eine Rotor-Schlüsselmaschine, die im Zweiten 
Weltkrieg zur Verschlüsselung des Nachrichtenverkehrs des deutschen Militärs 
verwendet wurde. Den Engländern gelang es den Code zu knacken. 


Großen Bruder wurde Big Brother. 
Die offene Zielsetzung Industriespio¬ 
nage, ja -Sabotage ist deutlich. 

COINTELPRO 

Mitte der 1950er Jahre, in der Roll- 
Back-Phase des Kalten Krieges, ins¬ 
tallierte der damalige FBI-Chef J. Ed¬ 
gar Hoover, das geheime Programm 
COINTELPRO (COunter INTELli- 
gence PROgramm). Hoover war eben¬ 
falls für seine exzessive „Sammelwut“ 
bekannt. Und auch er begnügte sich 
ebenfalls nicht mit kleinlicher Verbre¬ 
chensaufklärung. Hoover führte einen 
antikommunistischen Kreuzzug. Und 
da waren alle Mittel recht. Wie auch 
heute. Der Unterschied besteht insbe¬ 
sondere darin, dass das Adjektiv „an¬ 
tikommunistisch“ gegen das Adjektiv 
„antiterroristisch“ ausgetauscht wurde. 
Im Fadenkreuz von COINTEL¬ 
PRO befanden sich naturgemäß die 
KPUSA, die Socialist Workers Par¬ 
ty, aber auch die Organisationen der 
Studentenbewegung, die schwarze 
Bürgerrechtsbewegung und die Anti- 
Kriegsbewegung. Die vier Hauptme¬ 
thoden Hoovers waren: Unterwande¬ 
rung, Psychoterror und Denunziation, 
polizeiliche bzw. juristische Verfol¬ 
gung mit falschen Anschuldigungen 
und physische Gewalt. Und zwar vom 
Einbruchsvandalismus, über Schläger¬ 
trupps bis zum Mord. 

Derartig brutale Methoden sind in den 
kapitalistischen Hauptstaaten vielfach 
nicht mehr erforderlich. Die SU ist 


keit zur digitalen Analyse ge¬ 
sellschaftlicher Prozesse und der 
entsprechenden medialen und mas¬ 
senpsychologischen Steuerung. Über¬ 
raschende Prozesse, wie der „arabi¬ 
sche Frühling“ beispielsweise, lösen 
ja nicht nur Freude aus. Hier möch¬ 
te man vorbereitet sein. Die entspre¬ 
chenden Kapazitäten, wie das gigan¬ 
tische Utah Data Center, sind im Auf¬ 
bau. Es geht um nicht weniger als die 
Abbildung und Speicherung der ge¬ 
samten globalen Kommunikation. Ein 
Milliardenunternehmen. 

Im Herrschaftssinn ist die „Sammel¬ 
wut“ keineswegs nutzlos. Das zu be¬ 
jahen hieße, die Erzählung von der 
Terrorabwehr für bare Münze zu 
nehmen. Die „Einzige Weltmacht“ 
ist durch Krieg, Sklaverei und Völ¬ 
kermord entstanden. Sie war bereit, 
die Welt an den Rand der atomaren 
Katastrophe zu führen, und darüber 
hinaus. Sie führt heute in Permanenz 
„Krieg gegen den Terror“, hat die Fol¬ 
ter wieder eingeführt und terrorisiert 
mit ihren Killertrupps und mit Tausen¬ 
den Drohnen ganze Landstriche und 
Bevölkerungen in mehr als 70 Staaten 
der Erde. Sie will ihre Macht so lange 
es geht stabilisieren und dazu ist In¬ 
formation eine kriegswichtige Ware. 
Ihre „Cyber-Magier“ werden nicht 
an der Schwelle zur Privatsphäre ih¬ 
rer Bürger, und erst recht nicht an der 
von Menschen aus anderen Staaten 
von heiligen Schauern ergriffen den 
Rückwärtsgang einlegen. 







m unsere zeit 


Kommunalwahlen 2014 


Freitag, 14. März 2014 


Große Kooperation Kommunalwahlkampf in Bayern 

6ndlich beenden ^ ln Wasserburg ist die „Linke Liste Wasserburg“ zuversichtlich 


Die DKP Wuppertal ruft bei der Kommunalwahl am 
25. Mai 2014 zur Wahl der „Offenen Liste“ der Linken auf 



Sophia Jokisch (DKP): Wir brauchen hier Toleranz, Weltoffen¬ 
heit und gesicherte Lebenschancen für alle! 


Die Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten sowie die ihnen nahestehenden 
Menschen in Wuppertal waren in den 
vergangenen Jahren gut beraten, bei 
den Kommunalwahlen auf ein breites 
linkes Bündnis zu setzen. Das wollen 
wir auch 2014 so halten. Wir rufen da¬ 
her dazu auf, bei der Kommunalwahl 
am 25. Mai der „Offenen Liste“ der 
Partei „Die Linke“ die Stimme zu ge¬ 
ben. 

Wir lassen uns dabei von folgenden 
Überlegungen leiten: 

Die zentralen Probleme der kapitalis¬ 
tischen Gesellschaft spiegeln sich auch 
in den Problemen unserer Stadt wider. 
Wuppertal hat zu wenig Geld für kom¬ 
munale, soziale, kulturelle und ökologi¬ 
sche Vorhaben, weil die Staatseinnah¬ 
men für Rüstung und Militär, die Ban¬ 
kenrettung und die Subventionierung 
der Gewinne der großen Konzerne aus¬ 
gegeben werden, und weil die Reichen, 
die Banken und Konzerne zu wenig 
Steuern zahlen. Auch in der Kommu¬ 
nalpolitik stellt die „Kooperation“ aus 
CDU und SPD allzu oft das Profitin¬ 
teresse sogenannter „Investoren“ und 
den Bau von Prestigeprojekten über 
die Bedürfnisse, Interessen und Wün¬ 
sche der Mehrheit der in dieser Stadt 
lebenden Menschen. 

Diese Verhältnisse werden nicht allei¬ 
ne durch Wahlen zu ändern sein. Dazu 
ist mehr eigenes Engagement und noch 
mehr Widerstand der Bürgerinnen und 
Bürger nötig - auch in außerparlamen¬ 
tarischen Aktivitäten nach der Wahl. 
Aber die Stimmabgabe bei dieser Wahl 
zugunsten der „Offenen Liste“ der Lin¬ 
ken kann ein Signal dafür setzen, dass 


sich die Wuppertaler Linken und alle, 
die eine andere Entwicklung in unse¬ 
rer Stadt wollen, ungeachtet ihrer un¬ 
terschiedlichen weltanschaulichen, po¬ 
litischen und religiösen Ansichten für 
ein gemeinsames Handeln zusammen¬ 
schließen. 

Deshalb sind wir Wuppertaler Kommu¬ 
nisten - wie schon bei den vergangenen 
Kommunalwahlen - für eine „Offene 
Linke Liste“ eingetreten, zu der die 
Partei „Die Linke“ in Wuppertal er¬ 
freulicherweise wieder eingeladen hat. 
Diese Offene Liste war bei der letz¬ 
ten Kommunalwahl 2009 mit mehr als 
sechs Prozent der Stimmen erfolgreich 
und lag über dem Landesdurchschnitt. 
So sind auf dieser „Offenen Linken 
Liste“ auch dieses Mal neben anderen 
Linken wieder Mitglieder der DKP als 
Kandidaten vertreten. Wir haben das 
Kommunalwahl-Programm mitgestal¬ 
tet, das unseren Forderungen auf kom¬ 
munaler Ebene entspricht. 

Wir wollen dabei nicht verschweigen, 
dass unsere Vorstellungen von einer so¬ 
zialistischen Gesellschaft ohne Ausbeu¬ 
tung, Unterdrückung und Kriege über 
das, was die Partei „Die Linke“ vertritt, 
hinausgehen. Aber in aktuellen Fragen, 
die bei dieser Kommunalwahl anste¬ 
hen, stimmen wir überein. 

Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass 
bei der Kommunalwahl am 25. Mai die 
Linken im Rat und in den 10 Bezirks¬ 
vertretungen gestärkt werden und so 
hoffentlich die für Wuppertal so ka¬ 
tastrophale große „Kooperation“ von 
CDU und SPD endlich beendet wer¬ 
den kann. 

DKP Wuppertal 


So stellt man sich den Wahlkampf in 
Bayern vor: Der Saal ist brechend voll, 
es gibt Weißbier, Weißwürscht, linke 
Politik und das Duo „Edelweißpiraten“ 
spielt Heimatrock. 

Die „Linke Liste Wasserburg“ hat zum 
Höhepunkt des Kommunalwahlkamp¬ 
fes nach Eislfing geladen (where the 
f... is Eislfing?). In diesem Vorort von 
Wasserburg warten an diesem 8. März 
im großen Saal des Gasthauses „Sanftl“ 
einige hundert Neugierige auf die Re¬ 
den der Spitzenkandidaten der „Lin¬ 
ken Liste Wasserburg“, Sophia Jokisch 
und Christian Peiker. Und - natürlich 
auf Gregor Gysi. 

Als der - verspätet - eintrifft, großer 
Beifall. Es fehlte nur der bayerische 
Defiliermarsch. 

Aber zunächst stellen Christian Pei¬ 
ker und Sophia Jokisch selbstbewusst 
und kompetent die wichtigsten The¬ 
men ihrer Kommunalpolitik für Was¬ 
serburg vor: Frei und selbstbestimmt 
leben - so Christian Peiker - setze vo¬ 
raus, dass man für gute Arbeit gutes 
Geld verdient. Die Stadt Wasserburg 
solle beim Thema Mindestlohn im öf¬ 
fentlichen Dienst mit gutem Beispiel 
voran gehen. 

Öffentliche Güter gehörten in öffentli¬ 
che Hand, der Haushalt müsse demo¬ 
kratisiert und für Bürgerinnen mitzu¬ 
bestimmen sein. 

Wir brauchen einen weiteren Ausbau 
des Nah- und Regionalverkehrs der in 
Perspektive kostenlos sein muss, wie in 
einigen europäischen Städten bereits 
jetzt, reklamiert Christian Peiker. 
Sophia Jokisch, Studentin, (DKP) auf 
Platz eins der Linken Liste Wasserburg 
richtete zu Beginn ihrer Rede einen So¬ 
lidaritätsgruß am internationalen Frau¬ 
entag, zu „den heute in München de¬ 
monstrierenden Hebammen“. 


Auf Thomas 
Morus bezogen 
wolle sie auch 
in Wasserburg 
dafür sorgen, 
dass nicht die 
Asche bewahrt, 
sondern die 
Flamme weiter 
gereicht werde. 

In Wasserburg 
leben Men¬ 
schen aus 144 
Ländern, so 
Sophia Jokisch, 
wir brauchen 
hier Toleranz, 

Weltoffenheit 
und gesicherte 
Lebenschancen 
für alle. 

Und - das gute 
an der Kandi¬ 
datur der Lin¬ 
ken Liste Was¬ 
serburg sei, 
dass damit die 
SPD in Bewe¬ 
gung bleiben müsse. 

Gregor Gysi griff das in seiner Rede 
auf. „Wer will, dass die SPD wieder so¬ 
zialdemokratische Politik macht, muss 
,Die Linke 4 wählen“. Große Aufmerk¬ 
samkeit im Saal, als Gysi zum Thema 
Ukraine kommt. 

Seine Position: 

Alle Erfahrungen zeigen, mit Militär ist 
kein Problem zu lösen. 

Seit 1990 schiebt sich die NATO immer 
näher an Russland heran und mit der 
Anerkennung der Abspaltung des Ko¬ 
sovo wurde die „Büchse der Pandora“ 
geöffnet. Wie will man der Krim ver¬ 
weigern, was man beim Kosovo akzep¬ 
tiert hat? 


Die Ukraine sollte sich nicht zwischen 
EU und Russland entscheiden müssen, 
sondern eine Brücke zwischen den bei¬ 
den sein. Sicherheit - so Gysi - gebe es 
nur zusammen mit Russland und nicht 
durch Sanktionen. 

Eine Regierung in Kiew, in der fünf Fa¬ 
schisten sitzen, dürfte die Bundesregie¬ 
rung nie anerkennen. 

Und weg war er wieder, zur nächsten 
Veranstaltung in Freising. 

Wasserburg, mit seinen über 12 000 
Einwohnern, wird am 16. März einen 
neuen Stadtrat wählen. Die Linke Liste 
Wasserburg - da war man sich einig - 
hat jedenfalls große Chancen dabei zu 
sein. Walter Listl 


Bamberger „Linke Liste“ bei der 
Stadtratswahl dabei! 

Erstmals hat ein linkes Wahlbündnis die Voraussetzungen schaffen können 


Dass eine Große Koalition für die De¬ 
mokratie nicht förderlich ist, ist auf 
Bundesebene bereits nach kurzer Zeit 
unübersehbar. Für Menschen in Bam¬ 
berg ist das alles nichts Neues: Ihre 
lokale „GroKo“ aus CSU und SPD 
macht seit Jahren, was sie will. Die klei¬ 
ne Stadtrats-Minderheit hat es schwer, 
wenigstens gelegentlich einen ihrer An¬ 
träge durchzubringen. Opposition kann 
man das kaum nennen. 

Das könnte sich nach dem 16. März 
ändern. Zum ersten Mal, seit in Bay¬ 
ern die Bürger mit ihrem Personalaus¬ 
weis zum Unterschreiben für eine neue 
Partei oder ein Wählerbündnis persön¬ 
lich aufs Rathaus gehen müssen, hat 
eine linken Alternative diese Hürde 
überspringen können. Der Wahlver¬ 
ein „Bamberger Linke Liste (BaLi)“ 
erhielt nach anfänglicher Zitterpartie 
388 gültige Unterstützerunterschriften, 
sogar fast 50 mehr, als nötig gewesen 
wären. 


ist“, erklärt der erfahrene Kommunal¬ 
politiker. „Wir von der „BaLi“ rechnen 
uns gute Chancen aus, mit einem oder 
sogar zwei Stadträten ins Bamberger 


Haushalt. Doch während der Amtszeit 
von OB Andreas Starke (SPD) hat die 
Stadt über ihre Verhältnisse gelebt. 
So wurden die Bamberger Rücklagen, 




Die altersmäßig bunt gemischte Liste 
kann sich sehen lassen; eine Reihe von 
Multiplikatorlnnen aus sozialen Beru¬ 
fen, aber auch Erwerbslose sind dar¬ 
auf vertreten. Ungefähr die Hälfte sind 
Mitglieder der Partei Die Linke; viele 
sind parteilos. Mit Horst Rupp, Spre¬ 
cher der DKP Bamberg-Forchheim, 
kandidiert auch ein Mitglied der DKP 
auf der Liste. 

„Offensichtlich wird auch den Bamber¬ 
ger Bürgern klar, dass eine linke Alter¬ 
native im Stadtrat dringend notwendig 


Rathaus einzuzie¬ 
hen. Wir haben ge¬ 
meinsam ein sehr 
konkretes Wahl¬ 
programm zu den 
zentralen Themen 
in unserer Stadt 
erarbeitet. Wir 
fordern u.a. einen 
Bamberger Sozial¬ 
pass, bezahlbare Mieten für junge Ar¬ 
beiterfamilien, Rentner usw. und Ener¬ 
gierabatte für Geringverdiener. Wichtig 
sind uns Transparenz im Rathaus und 
Bürgerentscheidungen.“ 

In Bamberg gibt es in den nächsten 
Jahren große Probleme zu lösen. Die 
Konversion des US-Standorts in Woh¬ 
nungen, der geplante Bau der soge¬ 
nannten „ICE-Trasse“ quer durch die 
Weltkulturerbe-Stadt oder auch die 
Ansiedlung der Fa. Brose erfordern 
Millionensummen aus dem städtischen 


größtenteils für Prestigeprojekte wie 
das pompöse Hallenbad „Bambados“, 
total verbraucht. Was zukünftige Pla¬ 
nungen keineswegs einfacher macht. 
Trotzdem liegt bereits der nächste 
Vorschlag für ein Prestigeprojekt auf 
dem Tisch. Diesmal kommt er sogar 
von den Grünen. Sie fordern, auf dem 
Konversionsgelände eine Internatio¬ 
nale Bauausstellung (IBA) einzurich¬ 
ten. Vielleicht ist das als Wahlkampfgag 
gedacht? Der übrige Stadtrat und die 
Verwaltung scheinen nicht abgeneigt 
zu sein diesem Vorschlag zu folgen. 
„Die „BaLi“ wird alles tun, um die¬ 
sen Größenwahnsinn zu verhindern 44 
so Horst Rupp, der auch Mitglied der 
Bürgerinitiative „AG Bahnsinn“ ist. 
Die DKP in Bamberg wird den linken 
Wahlverein nach Kräften unterstützen 
und insbesondere einige Ideen beisteu¬ 
ern, wo die erforderlichen Finanzen 
herkommen sollen. H. Rupp 


Bausteine für eine sozialere Stadt 

Die Soziale Liste tritt in Bochum in allen 
33 Wahlkreisen an 


Die Soziale Liste ist bei der Kommu¬ 
nalwahl am 25. Mai überall in Bochum 
und Wattenscheid wählbar. Ihr Ziel ist 
es, in den Rat mit Fraktionsstärke ein¬ 
zuziehen und in allen Bezirken vertre¬ 
ten zu sein. 

Auf der Liste für die Wahl zum Rat 
(Reserveliste) kandidieren erneut 
Günter Gleising und Nuray Boyraz, die 
schon bisher dem Rat angehören. Die 
Kandidatinnen und Kandidaten spie¬ 
geln das Spektrum und die politische 
Arbeit des kommunalen Wahlbünd¬ 
nisses wider. Dazu gehören Mitstrei¬ 
terinnen im Bürgerbegehren gegen 
das Musikzentrum, aus der antifa¬ 
schistischen Bewegung, aus linken po¬ 
litischen Gruppen, aus Sportvereinen, 
aus Jugendgruppen, aus den Arbeits¬ 
loseninitiativen, der Montagsdemo etc. 
Die Soziale Liste wird inhaltlich mit 
den „21 Bausteine für eine sozialere 
Stadt 44 (Programm) in den Kommunal¬ 
wahlkampf gehen und dafür eintreten, 
den neoliberalen Umbau der Stadt zu 
stoppen, die Macht der „Investoren“, 


Konzerne und Banken zurückzudrän¬ 
gen. Vor allem aber geht es der Sozi¬ 
alen Liste um die Bekämpfung der 
deutlich wachsenden materiellen und 
kulturellen Armut in der Stadt. 
Mitglieder aus verschiedenen Bochu- 
mer Bürgerinitiativen, Arbeitslosen¬ 
gruppen, dem Frauenverband Coura¬ 
ge, der DKP, der damaligen PDS, von 
attac und ehemalige Sozialdemokraten 
und Grüne hatten am 15. Januar 2004 
die parteiunabhängige Wählervereini¬ 
gung Soziale Liste Bochum gegründet. 
Dieses links-alternative Wahlbündnis 
gehörte im Sommer 2004 auch zu den 
Initiatoren der Bochumer Montagsde¬ 
mo und entwickelte seitdem zahlreiche 
kommunalpolitische Aktivitäten und 
Forderungen. Mit 4473 Wählerstimmen 
schaffte die Soziale Liste bei der Kom¬ 
munalwahl den Sprung in den Rat und 
in drei Bezirksvertretungen. Bei der 
Oberbürgermeisterwahl 2009 erreich¬ 
te Günter Gleising als Kandidat der So¬ 
zialen Liste mit 11234 Stimmen und 7,8 
Prozent ein beachtliches Ergebnis. 



Im Düsseldorfer Stadtteil Gerresheim sammeln Mitglieder der DKP Unterstüt¬ 
zungsunterschriften für die Zulassung zur Kandidatur der DKP bei der Kommu¬ 
nalwahl am 25. Mai. 
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Niemand und nichts wird vergessen 
Wir trauern um unsere Genossin 

Ursel Hochmuth 

Bis zu ihrem Tod arbeitete Ursel an Biographien Hamburger Wi¬ 
derstandskämpfer. Ihre letztes Buch hat den Titel „Niemand und 
nichts wird vergessen“. Bekannt ist sie durch zahlreiche histori¬ 
sche Veröffentlichungen, zum Beispiel ihre „Streiflichter aus dem 
Hamburger Widerstand“ und ihre Arbeit über „Die Bästlein-Jacob- 
Abshagen-Gruppe“, die sie in den Zeiten der Illegalität unter dem 
Tarnnamen Ursula Puls veröffentlichte. 

Aus kommunistischem Elternhaus, Vater und Mutter von den Fa¬ 
schisten ins KZ gesperrt, der Stiefvater ermordet, hat sie Partei er¬ 
griffen gegen die Barbarei, war Mitglied der FDJ und über 60 Jahre 
Mitglied der Kommunistischen Partei, der legalen und der illegalen 
KPD, dann seit ihrer Gründung der DKP, war Mitglied der Zentralen 
Jugendkommission und westdeutsche Delegierte beim Weltbund 
der Demokratischen Jugend. 

Ursel engagierte sich darüber hinaus im Landesvorstand der WN 
Hamburg, im Ravensbrück-Komitee, im Kuratorium der Gedenk¬ 
stätte Ernst Thälmann. 

Mit ihren kritischen und produktiven Beiträgen hat sie unsere 
Arbeit bereichert. Wir werden sie vermissen und in ihrem Ge¬ 
denken unseren Kampf für die Sache der arbeitenden Menschen, 
für soziale Gerechtigkeit, Frieden und gegen Faschismus und 
Rassismus fortsetzen. 

Gruppe Groß Börstel - Eppendorf - Alsterdorf 
Bezirksvorstand der DKP Hamburg 
Gedenkstätte Ernst Thälmann, Hamburg 


Aktuelle Neuheiten JUMP UP März 2014 


Bert Brecht / Kurt Weill: 

Die Dreigroschenoper, Mahagonny, Der Ja-Sager and more 
(10 CD-Box) - EUR 21,00 

Aziza Brahim: 

Soutak - CD EUR 17,00 

Seit Jahrzehnten kämpfen die Bewohner der Westsahara für einen unabhängigen Staat. 
Eine der schönsten Stimmen dieser Befreiungsbewegung ist Aziza Brahim. Oer Titel ihres 
Albums bedeutet so viel wie "deine Stimme" und feiert die Möglichkeit, die eigene Stim¬ 
me zu erheben - im Gegensatz zu ihrem Volk, den von Marokko unterdrückten Sahrauis. 

DDR Archiv - Ernst Thälmann 

Doppel DVD - EUR 12,00 

Der aufwändig produzierte und prominent besetzte TV-Zweiteiler schildert einen Ab¬ 
schnitt aus dem Leben Ernst Thälmanns und seiner politischen Weggefährten. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 


UZ-PRESSEFEST Ä 

VOLKSFEST DER DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 27. - 29. Juni 2014 


Nein zu dieser EU! 

Veranstaltung zu den EU-Wahlen mit Patrik Köbele, 

Vorsitzender der DKP. 

Donnerstag, 20.03., 19.30 Uhr, Litfaß, Lindenstraße 56, Oldenburg 

Veranstalter DKP Oldenburg 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


( -\ 

Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V___/ 


Hier könnte Eure 
private 
Kleinanzeige 
stehen 


Beispiel 

43 mm breit x 30 mm hoch 
Sonderpreis 
20,- € + MWSt 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


f - 

Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

\ 


Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 



Hiltraut Wurm, 08144 7200 


V. 

anna.boegel@googlemail.com 

> 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. ** 

fr 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 22./2S. März 2014 

Klassenkampf, Partei, Demokratie 
und Sozialismus (Teil 1) 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Jürgen Lloyd 

„Ziel der DKP ist der Sozialismus/Kommunismus. Unter der 
Voraussetzung des gesellschaftlichen Eigentums an den Pro¬ 
duktionsmitteln und der gesamtgesellschaftlichen Planung der 
Produktion kann in einem längeren historischen Prozess eine 
Ordnung menschlichen Zusammenlebens entstehen, »worin die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwick¬ 
lung aller ist« (K. Marx / F. Engels: Manifest der Kommunistischen 
Partei, 1848). Für dieses Ziel die Arbeiterklasse und die Mehrheit 
der anderen Werktätigen zu gewinnen - darum geht es der DKP.“ 
(aus dem Programm der DKP) 

Es gibt guten Grund, uns damit zu beschäftigen, was wir aus die¬ 
sem im Programm unserer Partei formulierten Anspruch für unse¬ 
re Politik folgern. Unser Seminar bietet Platz, die Grundlagen un¬ 
seres Politikverständnisses zu klären und die Diskussion darüber 
gemeinsam mit anderen Genossinnen und Genossen zu führen. 

Themen: 

• Wissenschaftlicher und utopischer Sozialismus 

• Der „subjektive Faktor“: Bewusstseinsentwicklung 
und Ideologie 

• Rolle und Charakter der Kommunistischen Partei 

Für den 8./9. November ist ein Folgeseminar zu diesem Thema 
geplant. Beide Seminare können aber auch separat besucht 
werden. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 


Einladung 

Nach dem zweiten Treffen von Mitgliedern der DKP und anderen Mar¬ 
xistinnen, die sich im Widerspruch zu den Beschlüssen des 20. Partei¬ 
tags der DKP sehen, lädt das Sekretariat des Parteivorstandes gemäß 
des Beschlusses der 6. PV-Tagung (www.dkp-online.de/pv) die Mit¬ 
glieder der DKP, die daran teilgenommen haben, zu einer Aussprache 
ein. Diese findet statt am 

Sonntag, 6. April 2014,11.15 bis 15 Uhr, 

Sitz des Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18, Essen 

Das Anliegen ist es, laut Beschluss die vorhandenen Widersprüche 
produktiv zu machen. Neben der notwendigen Debatte um die auf 
den Treffen und in der Antwort des Parteivorstandes aufgeworfenen 
Fragen (Strategische Orientierung der DKP, Rolle und Aufgaben der 
Kommunistischen Partei, Organisationsprinzipien der DKP) ist die 
wichtigste Zielstellung, zu einer gemeinsamen Umsetzung der Be¬ 
schlüsse zur Parteistärkung zu kommen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Einladung 

Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 

Sonntag, den 30. März 2014,11.00 bis 16.00 Uhr 

Büro der DKP Niedersachsen 
Göttinger Straße 58 in Hannover 

Als Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Terminplanung der Kommission 

2. Gewerkschaftspolitisches Forum am 3./4. Mai 2014, 

Leverkusen, Inhalt und Ablauf 

3. Zentrale Orientierungen: TTIP, Tarifeinheit, Normalarbeitsverhältnis 

4. Konferenz zur Arbeitszeitverkürzung am 18.10.2014, Hannover 

5. UZ-Pressefest 

6. Verschiedenes 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


s \ 

Genosse, 76 Jahre, wünscht 
sich eine Betreuung und 
Reisebegleitung. Raum 
NRW-Niedersachsen. 
Gemeinsame Lebensführung 
wird angestrebt. 

Kontakt: 05231 - 69624 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Hubert Kuschnik 

zum 90. Geburtstag 

Hubert wurde am 13. März 1924 in Breslau (Brassei), dem heu¬ 
tigen Wroclaw, geboren. Mit 18 Jahren wurde er zur Wehrmacht 
gepresst. Ein imperialistischer Krieg und eine verbrecherische Ok¬ 
kupation Polens und der Sowjetunion bestimmten das Verhältnis 
zu den östlichen Nachbarn. Von 1942 bis 1945 wurde Hubert an 
die Front befohlen. 

Aus Faschismus und Krieg zog Hubert die richtigen politischen 
Konsequenzen: Er trat 1950 in die KPD ein. Seine Schwerpunkte: 
die Zeitungsarbeit und der alltägliche Kampf um den Lohngro¬ 
schen und das „Teewasser“. 1960 bis 1968 war er verantwort¬ 
licher Redakteur von „Blinkfüer“ in Hamburg. 1967 wurde er vor 
dem Landgericht Hamburg angeklagt wegen Werbung für die 
Wiederzulassung der unter Adenauer verbotenen KPD. Hubert und 
Genossen wurden freigesprochen. Es gab 21 rote Nelken. 

1968 war Hubert Mitbegründer der UZ, 1970 bis 1981 ihr Korre¬ 
spondent in Moskau und von 1984 bis 1990 Korrespondent von 
„Messemagazin“ in Moskau. 

Hubert ist der Kleinarbeit treu geblieben: über Jahre als Verteiler 
und Berater der „Flaschenpost“ in Gerresheim, als regelmäßiger 
Besucher der MV, auf den Demos und stets als streitbarer Verfech¬ 
ter der kommunistischen Identität der DKP. 

Lieber Hubert, wir wünschen Dir Gesundheit! Unser Dank gilt Dei¬ 
nem Engagement und der unermüdlichen Unterstützung durch 
Deine Frau Natascha. 

DKP-Kreisorganisation Düsseldorf 
DKP-Gruppe Gerresheim 
Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 
Redaktion „unsere zeit“ 


Unser Genosse 

Kurt Kühnei 

feierte am 9. März seinen 95. Geburtstag. 

Dazu gratulieren wir ihm nachträglich ganz herzlich und freuen 
uns, dass er nach wie vor keine Mühe scheut, um an unseren 
Gruppentreffen teilzunehmen. Wir wünschen ihm und uns, dass 
dies noch lange so sein wird. 

DKP-Gruppe Hamburg-Osdorf 



50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vom auf die Herausforderun¬ 
gen Robert Steigerwald★ Dass er das Wissen 
trägt ... Warum man Aufklärung auch 
heute nicht allein denken und aufschrei¬ 
ben, sondern organisieren muss Dietmar 
Dath^ Doppelter Boden der Marx-Renais¬ 
sance Georg Fülberth^ »Westlicher Marxis¬ 
mus« und »östlicher Marxismus« - Eine 
unglückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★Aufgabe der Marxistinnen im Verteidi¬ 
gungskampf der Gewerkschaften Anne Rieger 

Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Subjekt ohne Be¬ 
wusstsein? Na nix. Patrik Köbele ★Marxismus für 
die A-Klasse - zu Kontinuitäten und Diskontinu¬ 
itäten Manfred Sohn ★Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im Herbst 2013 
Willi Gerns^Wolfgang Abendroths Stellung in der 
gegenwärtigen Demokratiedebatte Norman Paech 
★ Neue Periode sozialer Unruhe - Zur Rolle 
der neuen »lohnabhängigen Mittelklasse» Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kurzer Blick 
auf die Friedensbewegung Peter Strutynski u.v.a. 



Einzelpreis 9,50 € 
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ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-24 86 482 


UZ Extra 

zur Europawahl 

Bestellungen der UZ-Extras 
und der regulären UZ bitte mit 
Versandadresse und 
Rechnungsempfänger an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 177889-23 oder 
Gustl Ballin 0911 8019991 
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Gegen das Europa der 
Banken und Konzerne! /V 




Anzeigen 
unterstützen 
die UZ! 
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UZ-Pressefest / Termine / Impressum 


Tolles Ergebnis im Buttonverkauf! 

Aber das Fest ist finanziell noch lange nicht abgesichert 


Der Abrechnungsstand für die Buttons 
ist rekordverdächtig. Aber er darf uns 
auch nicht verleiten, uns auf unseren 
Lorbeeren auszuruhen. Mit Stand vom 
6. März 2014 ergibt sich der nebenste¬ 
hende Überblick. 

Der Kassierer weist ausdrücklich da¬ 
rauf hin, dass evtl, nicht alle Abrech¬ 
nungen aufgeführt sind oder eindeu¬ 
tig zuzuordnen sind: So haben Genos¬ 
sen aus Wedel/Schleswig Holstein zu 
Recht darauf hingewiesen, dass sie be¬ 
reits im vergangenem Jahr 50 Buttons 
abgerechnet haben - die sind jetzt be¬ 
rücksichtigt (Entschuldigt das bitte!). 
Und: In dem letzten Posten sind 502 
Buttons aufgelistet, von denen wir die 
Verkäufer nicht klären konnten. Es 
soll auch mit dieser Aufstellung kei¬ 
ne „rote Laterne“ verliehen werden - 


UZ-PRESSEFEST I 

VOLKSFEST der DKP 

27-29. Juni 2014 • Dortmund 
Revierpark Wischlingen 
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Bezirk abger. 

Buttons 

Erlös in Euro 

Baden-Württemberg 

645 

3.225 

Berlin 

401 

2.005 

Bremen 

49 

245 

Hamburg 

280 

1.400 

Hessen 

302 

1.510 

Nordbayern 

243 

1.215 

Rheinland-Pfalz 

95 

475 

Rheinland-Westfalen 

568 

2.840 

Ruhr-Westfalen 

591 

2.955 

Saarland 

112 

560 

Schleswig-Holstein 

95 

475 

Südbayern 

70 

350 

neue Länder 

60 

300 

nicht zuzuordnen 

502 

2.510 

Summe 

4.013 

20.065 


dazu sind auch die Voraussetzungen 
der Bezirke zu unterschiedlich z.B. al¬ 
lein durch die Anzahl ihrer Mitglieder. 
Und vor allem: Dieser Stand kann sich 
sehen lassen! Jetzt gilt es, auf diesem 
hohen Niveau weiterzusegeln! Leider 
sind die Buttonabrechnungen in den 
letzten Wochen doch weniger gewor¬ 
den. 

Es gibt an der Finanzfront noch viel zu 
tun! Die große Bitte an Bezirke, Krei¬ 
se, Gruppen und Mitglieder der DKP: 
Verkauft weiter die Pressefest-Buttons 
und rechnet sie zügig ab! 

Verkauft die Pressefest-Spendenmar¬ 
ken. So noch nicht verfügbar, fragt bei 
euren Kassierern nach. Die Bezirkskas¬ 


sierer, die noch keine Spendenmarken 
haben, können sie sofort beim Bundes¬ 
kassierer anfordern! 

Werbt weiter für Spenden, organisiert, 
diskutiert in euren Parteigliederungen 
über Zuschüsse an den Parteivorstand 
zur Absicherung unseres Festes! 

Werner Sarbok 


Das Pressefestkonto: 

DKP-Parteivorstand. 
Konto-Nr. 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67. 


Achtung! Tombola auf dem Pressefest! 

Wir freuen uns, dass schon einige Ge¬ 
nossinnen und Genossen auf unseren 
Aufruf in der UZ reagiert haben. Einige 
sehr schöne Preise sind bei uns einge¬ 
gangen. Herzlichen Dank dafür. Aber 
es reicht - noch lange - nicht. Was wir 
uns wünschen, um eine bunte und gut 
ausgestattete Tombola hinzukriegen, 
sind vor allem „Hingucker“ - und da 
denken wir z.B. an Plüschtiere, schöne 
Spielsachen für Kinder, Elektroartikel. 

Und alles, was wir gespendet bekom¬ 
men, müssen wir nicht zukaufen. Es 
wäre schön, wenn wir bald eine große 
bunte Mischung für die Tombola zur 
Verfügung hätten. Es ist auch möglich, 
die Tombola mit einer Geldspende zu 
unterstützen. Wir kaufen dann Artikel, 
die noch fehlen. 

Wenn ihr Fragen habt, ruft gerne an. 

Montag bis Mittwoch: 0201-177 889 0. 

Ute vanRoosmalen 



termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 14. MÄRZ 


Schweinfurt: „Olga Benario - Ein Leben für 
die Revolution“. Filmveranstaltung der DKP 
Schweinfurt. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstra- 
ße 1,19.00 Uhr._ 

Nördlingen: „Schwarzbuch Waffenhandel“, 
Autorenlesung mit Jürgen Grässlin. Veranstal¬ 
tung von der Deutschen Friedensgesellschaft 
(DFG-VK). Roter Löwe, Baidinger Straße 5, 
19.30 Uhr. 


SA ★ 15. MÄRZ 


Dortmund: „La vita continua“ Konzert mit 
Esther Bejarano, ihrem Sohn Joram und den 
Rappern von microphone mafia. Veranstaltung 
des Bündnis Dortmund gegen Rechts: Reinol- 
dikirche, 19.00 Uhr. 


SO ★ 16. MÄRZ 


Frankfurt/Main: „Ein (Frauen-)Leben in der 
kommunistischen Bewegung“, Erzählcafe der 
DKP Frankfurt zum Internationalen Frauentag. 
DGB-Jugendclub,Wilhelm-Leuschner- Straße/ 
Untermainkai 68,14.00 Uhr. 


Dl ★ 18. MÄRZ 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen-Nord. Gustav-Heinemann-Bürger- 
haus, Raum E 2,19.30 Uhr. 

Rostock: „Frauen als politische Gefangene“, 
roter Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 19. MÄRZ 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der DKP 
Röthenbach, „Floraheim“, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 20. MÄRZ 


Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP Lin¬ 
ker Niederrhein. Brauhaus Wienges, Neusser 
Str. 55,19.30 Uhr._ 

Oldenburg: „Nein zu dieser EU!“ - Veranstal¬ 
tung der DKP Oldenburg zu den EU-Wahlen mit 
Patrick Köbele, Vorsitzender der DKP. „Litfaß“, 
Lindenstraße 56,19.30 Uhr._ 

Hamburg: „Wenn immer mehr Särge kom¬ 
men - Über die Veränderung der Trauerrituale 
bei der Bundeswehr“. Vortrag und Diskussi¬ 
on zu den weltweiten Kriegseinsätzen, immer 
mehr Toten und die Rolle der Kirche mit Edda 
und Karl Helmut Lechner (Norderstedt). Veran¬ 
staltung des Deutschen Freidenker-Verbands 
Flamburg. Bürgertreff Altona-Nord, Gefionstra- 
ße 3,19.00 Uhr._ 

Frankfurt/Main: „Europa muss anders ge¬ 
hen“ . Diskussionsveranstaltung mit Lucas 
Zeise, Kandidat der DKP zur EU-Wahl. Veran¬ 
staltung der DKP Frankfurt. Haus Gallus, Fran¬ 
kenallee 111,19.30 Uhr. 


FR ★ 21. MÄRZ 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


SA ★ 22. MÄRZ 


Idar-Oberstein: Beginn des zweitägigen Se¬ 
minars der DKP Rheinland-Pfalz und Saarland: 
„Sozialismus oder Barbarei - Produktivkraft¬ 
entwicklung und Produktionsverhältnisse im 
Kapitalismus des beginnenden 21. Jahrhun¬ 
derts“ mit Thomas Hagenhofer. Infos unter: 
dkp-kh@gmx.de 

Leverkusen: „Klassenkampf, Partei, Demo¬ 
kratie und Sozialismus (Teil 1)“, Wochen¬ 
endseminar der Karl-Liebknecht-Schule mit 
Hans-Peter Brenner und Jürgen Lloyd. Weite¬ 
re Informationen und Anmeldung unter: www. 
karl-liebknecht-schule.org. 

Esslingen: Versammlung der DKP zu den EU- 
Wahlen und Vorbereitung des UZ-Pressefestes. 
Restaurant SV 1875, Weilstraße 85,15.00 Uhr. 


MO ★ 24. MÄRZ 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP-Köln- 
Kalk zu den Kommunal- und EU-Wahlen. Na¬ 
turfreundehaus, Kapellenstr. 9a, 19.00 Uhr. 

Siegen: Wahlkampfveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/Hochsauerlandkreis: „Gegen das Eu¬ 
ropa der Banken und Konzerne - Standpunk¬ 
te der DKP zu den Europa-Wahlen“ mit dem 
Parteivorsitzenden Patrik Köbele. VEB Politik; 
Kunst und Unterhaltung, Marienborner Straße 
16, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 26. MÄRZ 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen-Stadt. Haferkamp, 19.30 Uhr. 


FR ★ 28. MÄRZ 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


SA ★ 29. MÄRZ 


Berlin: Tagung der Geschichtskommission des 
Parteivorstandes. Interessierte werden gebe¬ 
ten, sich per E-Mail anzumelden unter szal- 
kie@gmx.de. ND-Gebäude (Raum 341) Franz- 
Mehring-Platz 1,11.00 Uhr. 


SA ★ 5. APRIL 


Rostock: DKP Landesmitgliederversammlung 
Mecklenburg-Vorpommern. Cafe Maya, Wis¬ 
marsche Straße 21,10.00 Uhr. 


Dl H 15. APRIL 


Rostock: „Ja zum Europa der Solidarität 
und des Widerstands gegen die EU!“, Roter 
Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, Wis¬ 
marsche Straße 21,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom i. bis 7. März 


Montag 

„Kumm loss mer fiere, nit lamentiere, 
loss mer fiere op kölsche Art“. Es ist Ro¬ 
senmontag. Was so sympathisch „ rüber¬ 
kommt “ hat auch eine dunkle Seite. 

Auf den Tag fünf Jahre ist es her, dass das 
Kölner Stadtarchiv einstürzte, zwei junge 
Menschen kamen ums Leben, unwieder¬ 
bringliche Dokumente wurden vernich¬ 
tet. Die von vielen Kölner Ober-Jecken 
verachteten Düsseldorfer Narren hätten 
dieses Ereignis zum Thema im Rosen¬ 
montagszug gemacht. Nicht umsonst ist 
der Zug an der Düssei für seine politische 
Satire bekannt - Selbstkritik inbegriffen. 
Nicht so im offiziellen Köln. Dort ist man 
bei Dingen, die einen selbst betreffen, ab 
und an erstaunlich humorlos. Punkt 7.30 
Uhr sagt Oberbürgermeister Roters vor 
12 Zeugen an der Unfallstelle: „ Uns ge¬ 
lingt es, Nachdenklichkeit, Trauer, Geden¬ 
ken auch mitzunehmen in das Feiern“. 
Kein Wort der Kritik, dass die Staatsan¬ 
waltschaft ihre Ermittlungen immer noch 
nicht abgeschlossen hat. Warum das so ist, 
sagt Frank Deja von der Bürgerinitiative 
„Köln kann auch anders“ wenige Stun¬ 
den später am Montagmittag zur Zeit 
des Einsturzes am Unglücksort: Mit dem 
fünften Jahrestag sind nun alle im Zusam¬ 
menhang mit dem Einsturz begangenen 
Straftaten verjährt. Von Strafverfolgung 
bedroht sind - wie bei der Duisburger 
Loveparade - sowieso nur untergeord¬ 
nete Beamte und Bauleute, kein einziger 
politisch oder technisch Verantwortlicher. 

Dienstag 

Die spanischen Exklaven Ceuta und Me- 
lilla erleben seit zwei Wochen Massenan¬ 
stürme afrikanischer Flüchtlinge. Allein 


heute versuchen über 1 000 Menschen 
den Zaun zu stürmen. Dutzende Tote ha¬ 
ben die Versuche bisher gekostet. 

Die Schlagzeilen gehören dem Maidan. 

Mittwoch 

Den aktuellen Irrsinn der Automobilindu¬ 
strie bringt heute Ferdinand Pie eh auf den 
Punkt. Für das Elektroauto des US-Kon- 
kurrenten Tesla habe er keinen Platz in 
der Garage. Das hat unterschiedliche As¬ 
pekte: Ignoranz, Größenwahn aber auch 
ganz simple Praktikabilität. In der Garage 
von Piech knubbeln sich vier große Audi, 
drei Ferarri, zwei Porsche, der Bugatti 
Veyron, ein Cadillac, ein Bentley usw. Da 
wird ( s eng, auch im Oberstübchen. 

Freitag 

Drei Jahre sind seit dem japanischen 
Tsunami vergangen, der etwa 20 000 
Menschen in den Tod riss. Durch die an¬ 
schließende Reaktorkatastrophe von Fu- 
kushima steigt die Zahl der Opfer. Dreist 
behauptet die Regierung, dass „schließlich 
noch niemand“ gestorben sei. Die Strah¬ 
lenkrankheit braucht Zeit, um zu töten. 
Verstrahlung, Krebs, Schädigungen des 
Erbgutes von Mensch, Tier und Pflanze, 
die Verunreinigung des Meeres und der 
Landschaft entfalten ihre Wirkung erst 
nach und nach, aber unaufhaltsam. 
Konsequent werden Wissenschaft, ört¬ 
liche Behörden, Bürgerinitiativen, Ge¬ 
werkschaften gehindert, sich ein Bild der 
realen Lage zu verschaffen. Wer keine 
oder falsche Informationen bekommt 
kann weder Nachweise führen noch Vor¬ 
beugen. Fukushima strahlt macht krank 
und tötet - Japans Verantwortliche sind 
die Mörder. Adi Reiher 


Ihren ersten Frauentag... 



... erlebte die kleine Helena (7 Monate). Mit einem verschmitzten Lächeln ergriff sie die Nelke, die ihr 
überreicht wurde. Der internationale Frauentag hat offensichtlich eine neue Verfechterin gewonnen. 


Nun waren auch noch die Paralym¬ 
pics, die Spiele der Behinderten, in die 
Wirbel der Politik geraten und wieder 
gelangte Sotschi in den Ruf einer um¬ 
strittenen „Welthauptstadt“. Dort ließ 
man sich jedoch nicht durch das Me¬ 
diengeschrei aus der Ruhe bringen, 
quartierte die anreisenden Athleten 
im Olympischen Dorf ein und feierte 
mit ihnen eine festliche Eröffnung. Als 
zwei deutsche Athletinnen zudem beim 
Auftakt zu Gold gelangten, geriet man 
in ideologische Nöte. Der Bundesbe¬ 
auftragten für Behinderte hatte man 
die Reise nach Sotschi untersagt, lo¬ 
gisch wäre demzufolge gewesen, den 
Siegern die Medaillen wegzunehmen 
und sie im Schwarzen Meer zu versen¬ 
ken. Das geschah jedoch nicht, im Fern¬ 
sehen übertrug man sogar die Hymne 
der Deutschen. Mithin: Die Verwirrung 
zum Auftakt war groß! 

Zunächst einige Worte zum Ursprung 
dieser Spiele. Den Auftakt hatte Lon¬ 
don 1948 erlebt, wo man ein Turnier der 
Rollstuhlfahrer veranstaltete. Von 1960 
an wurden Weltspiele für Behinderte 
ausgetragen und seit 1992 finden die 
Paralympischen Spiele in der Regel im 
Nachgang zu den Olympischen Som¬ 
merspielen statt, meist drei Wochen 
nach den Spielen am gleichen Schau¬ 
platz. Die ersten Paralympischen Win¬ 
terspiele erlebte Schweden 1976. Der 
Name des Treffens lieferte den Stoff für 
manchen Streit. Schließlich einigte man 
sich auf einen griechischen Ursprung, 
nämlich Para (neben) und Olympics. 
Zum ersten Mal wurde er 1988 bei den 
Olympischen Spielen in Korea verwen¬ 
det. Vorher sprach man von „Weltspie¬ 
len der Gelähmten“, „Olympiade der 
Behinderten“ oder „Weltspiele der Be¬ 
hinderten“. 

Die Fernsehkonzerne zeigten zunächst 
wenig Interesse, die wenigen Übertra¬ 
gungen hatten niedrige Einschaltquo¬ 
ten, doch stieg das Interesse zuneh¬ 
mend und die Paralympischen Spiele 
2012 in London erzielten in Deutsch¬ 
land verblüffend hohe Quoten. Aller¬ 
dings gab es auch olympische Austra¬ 
gungsorte, die es ablehnten, die Pa¬ 
ralympics zu finanzieren. 1984 lehnte 


Von Nöten und Zumutungen 

Paralympische Winterspiele in Sotschi 


das Organisationskomitee der Som¬ 
merspiele - es war bekanntlich das 
erste kommerzielle Team in der olym¬ 
pischen Geschichte - es strikt ab, die 
„International Games for Disabled“ 
durchzuführen. Man suchte nicht ein¬ 
mal nach einer Ausrede, sondern er¬ 
klärte, solche Spiele passten „nicht in 
das professionelle Image der Spiele 
von LA“. Daraufhin erklärte sich der 
Chicagoer Vorort Champagne bereit, 
die Veranstaltung zu übernehmen, 
aber wenige Monate vor der geplan¬ 
ten Eröffnungsfeier gab man sie zu¬ 
rück, weil in der Kasse 100 000 Dollar 
fehlten. Man teilte die Spiele: Die Ge¬ 
lähmten trugen ihre Wettkämpfe letzt¬ 


ta ließen nach den Olympics die Ein¬ 
richtungen bereits abbauen, so dass die 
Paralympics quasi in Ruinen stattfan¬ 
den. In Sotschi waren es keine Ruinen, 
sondern - wie schon erwähnt - alles 
bestens vorbereitet. Aber die Bundes¬ 
regierung glaubte ihre Anti-Sotschi- 
Kampagne noch verschärfen zu müs¬ 
sen. Der Behinderten-Beauftragten 
der Bundesregierung Bentele wur¬ 
de die Reise nach Sotschi untersagt, 
ein Schritt, der sich nicht mehr gegen 
Russland richtete, sondern gegen die 
deutschen Behinderten! Focus online 
(7. 3. 14) schien einen „Mittelweg“ zu 
suchen und publizierte die Meinung 
des vierfachen Paralympics-Siegers 



Turnier der Rollstuhlfahrer, London 1948. 


mals im britischen Stoke Mandeville 
aus. Alle anderen körperlich Behinder¬ 
ten wurden von den Bürgern der New 
Yorker Long-Island-Gemeinde Hemp- 
stead gefeiert. Die Hofstra University 
hatte innerhalb von zwei Stunden die 
benötigten Gelder gesammelt und or¬ 
ganisierte die Spiele. 

Am 19. Juni 1991 schlossen das Inter¬ 
nationale Olympische Komitee und 
das IPC einen kommerziellen Vertrag, 
von 1992 an zusammen mit den Som¬ 
merspielen die Paralaympics auszu¬ 
tragen. Schon bei den Sommerspielen 
1996 kam es jedoch trotz dieser Ver¬ 
einbarung zu einem neuen Desaster in 
den USA: Die Organisatoren in Atlan¬ 


Michael Teuber: „Mich erinnert die 
Situation an Olympia 2008 in Peking 
und die Debatte um Menschenrechte 
in China. Und wieder gilt: Zwischen 
den Ländern werden große Geschäf¬ 
te gemacht, es werden Milliarden um¬ 
gesetzt. Keiner denkt daran, die Ge¬ 
schäftsbeziehungen wegen der Men¬ 
schenrechte einzuschränken, aber die 
Sportler sollen Zeichen setzen. Die 
Forderung nach einem Sportler-Boy¬ 
kott ist ein billiges Alibi und eine Zu¬ 
mutung für die Athleten.“ 

Das Magazin erwähnte noch, dass Teu¬ 
ber nach einem Autounfall im Jahr 1987 
eine inkomplette Querschnittlähmung 
erlitt, danach im Rollstuhl saß und als 


Radrennfahrer vier Goldmedaillen bei 
den Paralympics holte. Er wählte den 
„Ausweg“, den IOC-Präsidenten aufzu¬ 
fordern, künftig Olympische Spiele nur 
mehr an Länder zu vergeben, die die 
Sympathie Bonns genießen. Wie Teu¬ 
ber ignorierten viele Politiker die Tat¬ 
sache, dass das IOC 113 Mitglieder hat 
und aus vielen ihrer Heimatländer so¬ 
gar die Staatsoberhäupter nach Sotschi 
kamen. Hätte der damalige IOC-Präsi- 
dent Lord Kilianin die Forderung des 


US-amerikanischen Außenministers 
Cyrus Vance, Moskau die Spiele 1980 
zu entziehen, vor dem IOC nicht mit 
dem Hinweis beantwortet: „Sollte nie¬ 
mand von Ihnen in Moskau sein - ich 
werde da sein!“, hätte die Geschichte 
der Olympischen Spiele damals schon 
enden können. Auch in Berlin sollte 
man bei Gelegenheit mal die 117-Sei- 
ten-Charta des IOC lesen. Einfach, um 
im Bilde zu sein. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Solo für Sanije, D 2007 

Porträt von Sanije Torka, Vorbild 
der Frauenfigur des Defa-Klassikers 
„Solo Sunny“. 

So., 16.3., 23.55-1.15 Uhr, mdr 

Hitlers Schatz im Berg, D2014 

Das meiste war geraubte Kunst: Hit¬ 
lers Sammlung für das Führermuse¬ 
um, das der Diktator nach dem An¬ 
schluss Österreichs in Linz errichten 
lassen wollte. Am Ende sollte der 
Kunstschatz vernichtet werden. Nicht 
nur der Fall Gurlitt beweist, dass der 
Raub der Nazis bis heute nicht auf- 
gearbeitet ist. 

Mo., 17 . 3 ., 23 . 15 - 0.00 Uhr, ard 

Wie wir die Metro in 
Moskau bauten, F2013 

Anfang der 1930er Jahre erhielten 
Bauarbeiter der Moskauer Metro den 
Auftrag, unter Anleitung von Schrift¬ 
stellerbrigaden die „wahre Geschich¬ 
te der Moskauer Metro“ niederzu¬ 
schreiben. Anhand dieser zum Teil 
noch unveröffentlichten Schilderun¬ 
gen vollzieht die Dokumentation den 
Bau der ersten Linie der schönsten U- 
Bahn der Welt nach. 

Di., 18.3., 22.05-23.00 Uhr, arte 

Der Akt des Tötens, Dän/ 

Nor/GB 2012 

Die Dokumentation beschäftigt sich 
mit dem Staatsstreich des indonesi¬ 
schen Generals Suharto, den dieser 
mit Unterstützung der USA gegen 
den gewählten Präsidenten Sukarno 


führte. In dessen Verlauf wurden min¬ 
destens eine halbe Millionen Indone¬ 
sier ermordet. Sie waren Kommunis¬ 
ten oder wurden der Sympathie für 
den Kommunismus verdächtigt. Do- 
kumentarfilmer Joshua Oppenheimer 
lässt konsequent die Mörder zu Wort 
kommen, die willig von Folter und 
Mord erzählen und Szenen ihres Tuns 
nachspielen. Einer der Täter, Anwar 
Congo, sieht sich mit seinen Enkeln 
gemeinsam die Aufzeichnung seiner 
gespielten Folterung an, und zwischen 
aufblitzenden Momenten des Erken- 
nens und vielleicht sogar einer Form 
von Reue ist immer wieder Stolz auf 
die eigenen Untaten zu erahnen, was 
vielleicht die erschreckendsten Ein¬ 
drücke dieses Films ausmacht, arte 
zeigt eine stark gekürzte Fassung 
von 95 Minuten. Auf DVD ist eine 
Fassung von 153 Min. und auf bluer- 
ay die Originalfassung von 159 Min. 
erhältlich. 

Di., 18.3., 23.00-0.35 Uhr, arte 

Gefährliche Geheimnisse, D 2014 

In diesen Wochen verhandeln die 
USA und die EU hinter verschlos¬ 
senen Türen über ein transatlanti¬ 
sches Freihandelsabkommen, das 
2015 in Kraft treten soll. Die Ge¬ 
heimverhandlungen bedrohen mas¬ 
siv die Rechte der Bürger in Europa. 
3sat verspricht ein kritisches Porträt, 
schau‘n wer mal. Im Anschluss disku¬ 
tiert der Autor mit Studiogästen. 

Do., 20.3., 20.15-21.00 Uhr, 3sat 








